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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
vor Ihnen liegt die zweite Ausgabe der „Kriminalpolizei“ des Jah-
res 2018. Erneut haben wir sehr kompetente Autoren gewinnen 
können und spannende Themen mit kriminalistischen, rechtli-
chen und sicherheitspolitischen Bezügen sowie wissenschaftli-
cher bzw. polizeipraktischer Ausrichtung für Sie aufbereitet.

So beschäftigt sich Prof. Dr. Daniel Heinke mit Angriffen 
gegen am Boden liegende Personen und ihrer Bedeutung für die 
kriminalpolizeiliche Praxis. Der Leiter des LKA und Honorarpro-
fessor an der HfÖV Bremen geht in diesem Zusammenhang auf 
rechtsmedizinische Grundlagen, kriminologische Erkenntnisse, 
wichtige strafrechtliche Aspekte und schließlich auf Folgerungen 
für die Sachbearbeitung ein. Er nimmt auch auf eine zurück-
liegende und von ihm selbst verantwortete empirische Untersu-
chung zur Gefährlichkeitseinschätzung und Verletzungserwar-
tung bei Fußtritten gegen den Kopf Bezug. Im Ergebnis plädiert 
unser Autor für eine vollständige Ausschöpfung aller Beweismit-
tel, um den genauen Tathergang rekonstruieren und den Vorsatz 
des Täters sowie unter Umständen einen strafbefreienden Rück-
tritt auf zuverlässiger Basis bewerten zu können. 

Die aktuelle Sicherheitslage ist durch reale terroristische, aber 
auch sonstige Bedrohungen bei größeren Veranstaltungen und 
Menschenansammlungen gekennzeichnet. Dabei geht diese Bedro-
hung nicht immer von scharf konturierten Tätergruppen, sondern 
häufig von Einzeltätern mit verschwimmenden Motiven aus. Die 
Zahl dieser Veranstaltungen ist in unserer event-geprägten Gesell-
schaft kaum mehr zu überblicken und ihre Ausprägungen sind 
vielschichtig. Sie reichen von Fußballspielen, Konzerten, Musik-
paraden, Volksfesten und Demonstrationen bis hin zu Frühjahrs-, 
Herbst- und Weihnachtsmärkten. Der langjährige Hauptgeschäfts-
führer des BDSW Dr. Harald Olschok setzt sich kompetent mit 
der Sicherheitslage bei diesen Veranstaltungen auseinander und 
geht dabei auch auf die Bedeutung qualifizierter privater Sicher-
heitsdienste im Verbund mit hoheitlich handelnden Akteuren wie 
Polizei und Ordnungsverwaltung ein. Nicht zuletzt fordert er zur 
Schließung erkannter Regelungslücken ein Gesetz zum Schutz von 
Veranstaltungen und sieht insofern Handlungsbedarf in der Sicher-
heitspolitik. Harald Olschok plädiert außerdem seit geraumer Zeit 
für ein Netzwerk aller Beiträge zur Sicherheitsvorsorge und eine 
aktive Förderung der Sicherheitsforschung.

Arne Rettke bearbeitet in seinem Fachbeitrag die Vermögens-
abschöpfung im kriminalpolizeilichen Alltag. Der Staatsanwalt 
bei dem Landgericht Lübeck konstatiert, dass die Bedeutung die-
ser Maßnahme mit dem am 1. Juli 2017 in Kraft getretenen Gesetz 
zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung deutlich 
gestiegen ist. Ihr überzeugender Grundgedanke liege darin, dass 
der Staat alles rechtsstaatlich Mögliche zu unternehmen habe, 

um die Nutzung von rechtswidrig erlangten Gewinnen zu unter-
binden. Eine nachhaltige Kriminalitätsbekämpfung erfordere eine 
wirksame strafrechtliche Vermögensabschöpfung und ein dazu 
geeignetes gesetzliches Instrumentarium. Mit den vorliegenden 
Änderungen könne die kriminalpolitische Zielstellung nunmehr 
deutlich besser erreicht werden als vor der Reform. Die opera-
tive Umsetzung bedeute zugleich aber auch mehr Aufwand für 
Staatsanwaltschaft und Polizei. Mit der Neuregelung sei es zu 
umfassenden Änderungen des spezifischen Regelungsgefüges 
gekommen, so dass Aus- und Fortbildungsbedarf bestehe.

Der im Fachbereich Polizei der FHöVPR Mecklenburg-Vorpom-
mern lehrende und forschende Prof. Dr. Holger Roll setzt seine 
grundlegenden Überlegungen zur polizeilichen Tatortarbeit fort 
und beschäftigt sich in der aktuellen Ausgabe unserer Zeit-
schrift mit den Bedingungen des objektiven Tatortbefundes.

In weiteren Fachaufsätzen geht es schließlich um Radikalisie-
rungsverläufe bei Jugendlichen in der salafistischen Szene, die 
Bereicherungsabsicht bei Motivbündeln und Zwischenzielen im 
Lichte der aktuellen Rechtsprechung sowie um eine Stellungnahme 
zur beachtenswerten, jedoch keinesfalls unumstrittenen „Tornado-
Entscheidung“ des BVerwG vom 25.10.2017. In diesem Urteil geht 
es um Fragen der Eingriffsqualität hoheitlicher Maßnahmen, das 
umstrittene Verhältnis des Versammlungsrechts zum allgemeinen 
Polizeirecht und schließlich um Umfang und Grenzen technischer 
Unterstützungshandlungen der Bundeswehr für die Polizei.

Hinzukommen eine strafrechtliche Rechtsprechungsüber-
sicht, aktuelle Hinweise aus dem Netz, gewerkschaftspolitische 
Nachrichten und Buchbesprechungen.

Wir wünschen Ihnen viel Freude und neue Erkenntnisse beim 
Lesen der Zeitschrift, hoffen, dass wir Ihren Erwartungen entspro-
chen haben, und sehen Ihren Rückmeldungen gespannt entgegen.

Für das Redaktionsteam

Ihr

Prof. Hartmut Brenneisen

Editorial
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„Tottreten“
Fußtritte gegen den Kopf 

und ihre kriminalpolizeiliche 
Bearbeitung

Von LKD Prof. Dr. Daniel H. Heinke, Bremen1

1 Einleitung

Angriffe durch Fußtritte gegen den Kopf einer am Boden lie-
genden Person stellen ein erschreckend häufiges Deliktsphäno-
men dar. Dabei kommt es sowohl bei der kriminalpolizeilichen 
Bearbeitung als auch bei der staatsanwaltschaftlichen Bewer-
tung häufig zu Unsicherheiten, ob bei diesen Taten – trotz der 
häufig schweren Verletzungsfolgen – ein mindestens bedingter 
Tötungsvorsatz des Angreifers anzunehmen ist.

Auf der Grundlage einer umfassenden Untersuchung des Ver-
fassers zu diesem Thema sollen nachfolgend die für die krimi-
nalpolizeiliche Praxis relevanten wesentlichen rechtsmedizi-
nischen Erkenntnisse, bedeutsame kriminologische Faktoren 
sowie das Ergebnis einer empirischen Untersuchung zur Gefähr-
lichkeitseinschätzung derartiger Taten dargestellt und Folge-
rungen für die strafrechtliche Bewertung abgeleitet werden.2

2 Rechtsmedizinische Grundlagen

Durch rechtsmedizinische Studien wurden mehrere hundert 
Fälle tödlich verlaufener Angriffe durch Fußtritte gegen eine am 
Boden liegende Person untersucht. Systematische Studien zur 
Untersuchung der Verletzungsmuster von überlebenden Opfern 
sind bislang hingegen nicht bekannt. Dies ist vermutlich darauf 
zurückzuführen, dass neben der anzunehmenden hohen Dunkel-
ziffer derartiger Taten die rechtsmedizinische Begutachtung von 
überlebenden Opfern von Gewalttaten auch bei schwereren Delik-
ten leider immer noch eher die Ausnahme statt der Regel ist.

Für tödlich verlaufende Verletzungshandlungen durch Tritte 
lässt sich ein typischer Tathergang ableiten: Das Opfer wird 
hierbei durch den oder die Täter zunächst durch Schläge oder 
andere Arten stumpfer Gewalt angegriffen und im Laufe dieser 
Angriffshandlungen zu Boden gebracht, wo der oder die Täter 
dann durch Tritte weiter auf das Opfer einwirken. 

2.1 Verletzungsbilder 

Die Opfer solcher Angriffe weisen regelmäßig eine Vielzahl von 
Weichteilverletzungen wie Unterblutungen, Schürf- und Platz-
wunden am gesamten Körper, in erster Linie aber am Kopf und 
am Oberkörper auf. Diese Verletzungen lassen aufgrund ihrer 
charakteristischen Form häufiger Rückschlüsse auf das Sohlen-
profil, die Schuhspitze oder den Absatz zu. Allerdings sind der-
art geformte Verletzungen nicht zwingend, da der Knautschzo-
neneffekt getragener Bekleidung oder die Form des Schuhwerks 
ihnen möglicherweise entgegenwirken. Darüber hinaus ist eine 

Identifizierung solcher spezifischer Verletzungen aufgrund einer 
Überlagerung durch weitere Verletzungen häufig nicht möglich.

Angriffsziele sind häufig Kopf und Hals: in über 60 Prozent der 
untersuchten tödlich verlaufenen Fälle wurden Verletzungen des 
Schädelbereiches festgestellt. Dabei erlitten die Opfer in mehr als 
der Hälfte der Fälle Frakturen des Schädels, häufig in Form mehr-
facher Frakturen verschiedener Schädelknochen, insbesondere 
des Gesichts. Neben derartigen Verletzungen des Kopfes traten 
zudem ebenfalls in mehr als der Hälfte aller Fälle auch Frakturen 
der Rippen (Einzelbruch oder Rippenserienfraktur) auf. 

Eine weitere typische Folge von Fußtritten gegen Kopf und/oder 
Oberkörper sind schließlich Verletzungen der inneren Organe, ins-
besondere Blutungen innerhalb des Schädels. Im Bereich der tho-
rakalen Organverletzungen sind die im Bauchraum angesiedelten 
Organe häufiger betroffen als die Brustorgane, bei welchen wiede-
rum Lungenverletzungen gegenüber den Herzverletzungen über-
wogen. Die Verletzungen der Lungen sind dabei insbesondere auf 
Anspießungen durch gebrochene Rippen zurückzuführen. Dass 
die Brustorgane im Verhältnis zu den Organen des Bauchraums 
tendenziell weniger verletzungsanfällig sind, ist dabei auf ihre 
geschützte Lage hinter dem Rippenbogen zurückzuführen. 

Dabei sind gerade bei einer Gewalteinwirkung gegen den 
Bauchraum fehlende äußerlich sichtbare Verletzungen nicht für 
die Einschätzung der Schwere etwaiger innerer Verletzungen 
geeignet: Weil die Entstehung von Unterblutungen oder offenen 
Wunden in hohem Maße von dem Vorhandensein eines knöcher-
nen Widerlagers abhängig ist, können auch bei massiver (stump-
fer) Gewalteinwirkung gegen den Bauchraum und hierdurch ver-
ursachten schwerwiegenden Organverletzungen äußerliche Ver-
letzungszeichen kaum oder gar nicht sichtbar sein.

2.2 Todesursachen

Hinsichtlich der Todesursachen dominierten in den untersuch-
ten Fällen massive Schädel-Hirn-Traumata, (inneres) Verbluten 
sowie Multiorganversagen nach Polytrauma, teilweise auch das 
Einatmen (Aspiration) von Blut. Beachtenswert sind daneben 
aber auch die Fälle, in welchen das Opfer des Angriffs nicht 
unmittelbar in Folge der erlittenen Verletzungen, sondern auf-
grund späterer Komplikationen verstarb.

2.3 Keine „ungefährlichen“ Tritte

Wichtig ist darüber hinaus, dass für die Gefährlichkeit der Angriffs-
handlung die Art des getragenen Schuhwerks nicht von ausschlag-
gebender Bedeutung ist. Zwar vermag besonders stabiles Schuhwerk 
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– etwa mit Stahlkappen versehene Arbeitsschuhe – bei sonst glei-
chen Bedingungen mehr kinetische Energie zu vermitteln, doch 
können auch Tritte mit so genanntem leichtem Schuhwerk (Turn-
schuhe, Hausschuhe) oder auch dem bloßen Fuß, wie eine biome-
chanische Studie ergeben hat, tödliche Verletzungen bewirken.

Auch Geschlecht, Statur, körperliche Fitness und etwaige sport-
liche Ausbildung des Täters vermögen zwar die bei einem solchen 
Angriff eingesetzte Energie zu beeinflussen, stellen aber jeweils 
keine Bedingung für die Lebensgefährlichkeit derartiger Tritte dar. 

Da wenige Zentimeter entscheidend sein können, hängt es 
also bei mit einiger Wucht ausgeführten Tritten gegen den Kopf 
regelmäßig ausschließlich vom Zufall ab, ob durch die Tritte 
lebensgefährdende Verletzungen verursacht werden oder ob das 
Opfer mit oberflächlichen Verletzungen davonkommt.

3 Kriminologische Erkenntnisse

Gewaltkriminalität – und stärker noch speziell die Tötungsde-
likte – ist ein Deliktsbereich, in dem Männer sowohl auf Täter- 
als auch auf Opferseite in extremem Maße überrepräsentiert sind. 
Dies trifft noch viel mehr auf eine Angriffsform wie das Treten 
gegen einen am Boden liegenden Menschen zu. Die weitaus meis-
ten dieser Taten werden von Männern zum Nachteil anderer Män-
ner begangen. Sind Frauen an derartigen Taten beteiligt, handeln 
sie zumeist gemeinsam mit einem oder mehreren Männern.

Entgegen einer häufigen Annahme handelt es sich beim 
„Tottreten“ allerdings nicht typischerweise um die einer Grup-
pendynamik entspringende Eskalation einer Auseinanderset-
zung – vielmehr agierte im Gegenteil in über zwei Drittel der 
untersuchten tödlich verlaufenen Fälle ein Einzeltäter. In rund 
einem weiteren Viertel der Fälle handelten zwei Täter gemein-
schaftlich, so dass ein Angriff von drei oder mehr Tatverdächti-
gen nur in 8,5 Prozent aller Fälle zu verzeichnen war.

Es handelt sich auch nicht um ein jugendspezifisches oder auch 
nur jugendtypisches Delikt – zwar ist ein erheblicher Teil der Tat-
verdächtigen noch im jugendlichen oder heranwachsenden Alter, 
doch waren zahlreiche Tatverdächtige bei der Tatbegehung auch 
weit älter. Anlass der Taten sind häufig objektiv nicht nachvollzieh-
bare Eskalationen einer vorangegangenen verbalen Auseinanderset-
zung, die darüber hinaus häufig auf nichtigen Streitigkeiten beruh-
ten. In vielen Fällen ist – wenig überraschend – ein erheblicher 
vorangegangener Alkoholkonsum des oder der Täter festzustellen.

4 Gefährdungsbewusstsein und Tötungsvorsatz

Für die strafrechtliche Beurteilung derartiger Angriffe ist es erfor-
derlich, den subjektiven Hintergrund der Taten aus Sicht des resp. 
der jeweiligen Täter aufzuklären. Neben der Motivation ist dabei in 
erster Linie zu ermitteln, ob dem Täter im Zeitpunkt der Tat die 
abstrakte Gefährlichkeit der Tathandlung und der durch sie mögli-
cherweise verursachten Folgen bewusst war und welche Erwartun-
gen er gegebenenfalls im Hinblick auf derartige Folgen hatte, um 
anschließend den Vorsatz des Täters beurteilen zu können. 

Da allerdings der Tat vorangehende Aussagen des jeweiligen Tat-
verdächtigen üblicherweise nicht vorhanden sind und nach der 
Tat im Hinblick auf die Gefahr einer strafrechtlichen Sanktionie-
rung regelmäßig von einer sehr hohen Wahrscheinlichkeit falscher, 
jedenfalls aber interessegeleitet unvollständiger Angaben auszu-
gehen ist, kommt der Frage, ob ein empirisch abgesicherter Erfah-
rungssatz besteht, wonach in der Bevölkerung allgemein bekannt 
ist, dass ein kräftiger Tritt gegen den Kopf oder den Rumpf einer 
am Boden liegenden Person regelmäßig zum Tode führen kann, 
maßgebliche Bedeutung für die strafrechtliche Bewertung zu.

4.1 Gefährlichkeitseinschätzung und 
Verletzungserwartung

Die vor rund einem Jahrzehnt durch den Verfasser durchgeführte 
Befragung von 830 Personen (darunter 797 Männer) zwischen 17 
und 29 Jahren (Durchschnittsalter 19,8 Jahre) ist weiterhin die 
einzige empirische Untersuchung zu diesem Thema. Zur größt-
möglichen Verallgemeinerbarkeit der gewonnenen Ergebnisse 
waren die Befragten zuvor anhand verschiedener Parameter mit-
tels einer kriteriengeleiteten Auswahl bestimmt worden; unter 
den Befragten waren sämtliche Bildungsschichten vertreten.

Hierbei erfolgte die Befragung auf zwei Ebenen: zunächst 
wurde die eher abstrakte Bewertung der Gefährlichkeit derar-
tiger Gewalthandlungen (im Sinne der Möglichkeit der Verursa-
chung schwerwiegender Folgen: Was könnte passieren?), sodann 
in einem weiteren Schritt die Einschätzung der wahrscheinli-
chen Folgen solcher Angriffsformen (Was wird wahrscheinlich 
passieren?) ermittelt. 

4.1.1 Gefährlichkeitseinschätzung

Etwa ein Drittel der Untersuchungsteilnehmer (32,0 %) hielt 
Tritte gegen den Oberkörper für eine lebensgefährliche Angriffs-
form; weitere 46,1 % bewerten derartige Misshandlungen als 
„sehr gefährlich“. Lediglich ein Fünftel der Befragten (21,9 %) 
schätzte dies als „kaum gefährlich“ bis „gefährlich“ ein.

Der mit 90,0 % weit überwiegende Teil der Untersuchungsteil-
nehmer war sich jedoch dahingehend einig, dass Tritte gegen 
den Kopf des Opfers als lebensgefährlich einzuschätzen seien; 
nahezu alle anderen Befragten (9 %) halten diese Form der 
Misshandlung zumindest für „sehr gefährlich“. 

Natürlich lässt eine solche quantitativ empirische Untersu-
chung allgemeiner Einschätzungen keine zwingenden Schlüsse 
auf die subjektive Bewertung eines konkreten Täters zu. Eine 
derart deutliche Gefährdungseinschätzung legt jedoch nahe, 
dass es sich bei der Lebensgefährlichkeit von Fußtritten gegen 
den Kopf des am Boden liegenden Opfers um eine allgemein 
bekannte Tatsache handelt, d.h. eine Tatsache, deren Kennt-
nis regelmäßig nicht positiv festgestellt werden muss, sondern 
deren möglicherweise ausnahmsweise vorliegende Nicht-Kennt-
nis gegebenenfalls gesondert zu prüfen ist. 

4.1.2 Verletzungserwartung

Dieser Bewertung entsprechen auch die Antworten der Untersu-
chungsteilnehmer zu ihrer Erwartungshaltung hinsichtlich der 
durch derartige Tritte verursachten Verletzungen. Obwohl in dem 
eingesetzten Fragebogen wörtlich nur nach „Verletzungen“ gefragt 
worden war, ging ein Drittel der Befragten über die konkrete Fra-
gestellung hinaus und gab an, den Tod des Opfers als wahrscheinli-
che Folge solcher Angriffe zu erwarten. Zahlreiche Untersuchungs-
teilnehmer äußerten zudem jeweils die Erwartung innerer Blutun-
gen, von Verletzungen innerer Organe – insbesondere des Gehirns 
– sowie von Knochenbrüchen. Insgesamt deutlich über 40 % aller 
Befragten hielten somit bei einem Angriff durch Fußtritte gegen 
den Kopf eines am Boden liegenden Opfers tödliche Verletzungen 
nicht nur für möglich, sondern erwarteten diese sogar.

4.2 Tötungsvorsatz

Diese Ergebnisse haben unmittelbare Auswirkungen auf die 
Prüfung eines etwaigen bedingten Tötungsvorsatzes.
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Der Bundesgerichtshof (BGH) hat über die allgemeine Vorsatzprü-
fung hinausgehende bestimmte Anforderungen an den Nachweis 
eines Tötungsvorsatzes entwickelt. Neben der Abgrenzung eines 
bedingten Vorsatzes von bewusster Fahrlässigkeit des Täters sind 
entsprechende Erwägungen bei der Beurteilung lebensgefährlicher 
Gewalthandlungen auch im Falle offenkundig vorsätzlicher Hand-
lungen dann noch zusätzlich erforderlich, wenn eine Abgrenzung 
von (bedingtem) Tötungsvorsatz einerseits und (bloßem) Lebensge-
fährdungsvorsatz andererseits zu prüfen ist. Es handelt sich hierbei 
um eines der zentralen Problemfelder der Tötungsdelikte.

Es ist damit in jedem Einzelfall zu prüfen, welche gerichtlich 
feststellbaren Indizien aussagekräftige Rückschlüsse auf das 
Vorliegen eines bedingten Tötungsvorsatzes erlauben. Dafür 
dürfen nicht einzelne Aspekte isoliert betrachtet werden, viel-
mehr müssen in alle Feststellungen zur Tat und zum Täter in 
eine Gesamtbetrachtung zusammengeführt werden.

Hierbei ist die Handlungsintensität ein sehr bedeutsames 
Indiz für die Feststellung eines etwaigen Vorsatzes. Der Schluss, 
der Täter habe den Tod des Opfers mindestens billigend in Kauf 
genommen, wird sich daher jedenfalls bei solchen Gewalttaten 
aufdrängen, bei denen das Ausbleiben des Todeserfolgs bei Wür-
digung der Kenntnis des Täters um die objektiven Tatumstände 
offensichtlich nur als glücklicher Zufall erscheinen kann. Ent-
scheidende Bedeutung kommt dabei dem vom BGH angeführ-
ten Aspekt des „Vertrauens“ auf einen glimpflichen Ausgang 
des Geschehens zu. Vertraut der Täter darauf, dass das von ihm 
zutreffend erkannte Todesrisiko nicht verwirklicht werde, han-
delt er im Falle des Todeseintritts (lediglich) fahrlässig. Hofft er 
dagegen bei Vornahme der Tathandlung nur darauf, dass es nicht 
zum Erfolgseintritt komme, so liegt bedingter Tötungsvorsatz 
vor, weil der Täter innerlich mit dem Erfolgseintritt rechnet.

Fußtritte gegen den Kopf haben dabei als auf einen Tötungs-
vorsatz hinweisende Gewalthandlungen erhebliche prakti-
sche Bedeutung erlangt. Der BGH hat hierzu festgestellt, dass 
bereits dieses – objektive – Tatbild stets die Verweisung einer 
Strafsache an das Schwurgericht rechtfertigt. 

Die durch die empirische Untersuchung gewonnenen Daten legen 
den Schluss nahe, dass der oder die Täter eines solchen Deliktes bei 
der Tatbegehung auch mit mindestens bedingtem Tötungsvorsatz 
handelte(n). Eine gegenteilige Feststellung kommt damit, wenn der 
Angriff nach den Feststellungen tatsächlich mit erheblicher Wucht 
ausgeführt wurde, nur ausnahmsweise in Betracht. Hierzu müsste 
jedoch bei der erforderlichen Gesamtschau aller vorsatzrelevanten 
Umstände des Einzelfalles die Hypothese, der Täter habe entweder 
auf der kognitiven – weil er erhebliche Tatumstände nicht zutref-
fend erkannte – oder auf der voluntativen – weil er ungeachtet der 
erkannten Lebensgefährlichkeit ernsthaft auf die Nichtverwirkli-
chung des tatbestandlichen Erfolges vertraute – Vorsatzebene die-
sen Vorsatz nicht gebildet, mit konkreten Anhaltspunkten gestützt 
werden. Es ist allerdings nur schwer vorstellbar, dass ein mehrfach 
wuchtig gegen den Kopf des Opfers tretender Täter wirklich ernst-
haft – also tatsachenfundiert – darauf vertraut, er werde dem Opfer 
ausschließlich nicht lebensbedrohende Verletzungen beibringen.

Ohne dies an dieser Stelle eingehender darzustellen, sei in die-
sem Zusammenhang zudem der Hinweis erlaubt, dass bei einem 
späteren Ablassen des Täters von seinem Opfer nicht vorschnell 
ein strafbefreiender Rücktritt vom versuchten Tötungsdelikt 
angenommen werden sollte. Dieser setzt bei einem bloßen Auf-
hören voraus, dass der Täter erkannt hat, dem Opfer noch keine 
tödlichen Verletzungen beigebracht zu haben – dies dürfte ange-
sichts der allgemeinen Kenntnis um mögliche innere Blutungen 
regelmäßig nur schwer begründbar sein. Vollends ausgeschlossen 
scheint diese Verteidigung, wenn der Täter sich vom Opfer ent-
fernt, während dieses noch am Tatort liegt oder kauert.

5  Folgerungen für die kriminalpolizeiliche 
Praxis

Durch Fußtritte gegen den Kopf oder den Oberkörper eines 
Menschen werden sehr häufig Frakturen der Schädelknochen 
– insbesondere des Gesichtsschädels –, des Halsskeletts und 
der Rippenknochen verursacht, welche häufig bereits alleine 
lebensgefährdende Folgen nach sich ziehen. Daneben oder auch 
isoliert können Fußtritte schwerwiegende Verletzungen innerer 
Organe einschließlich des Gehirns bewirken. 

Hierbei erfolgt zwar häufig eine Polytraumatisierung des Opfers, 
doch kann bereits ein einzelner Tritt eine tödliche Verletzung nach 
sich ziehen. Für die Gefährlichkeit der Angriffshandlung ist die 
Art des gegebenenfalls vom Täter getragenen Schuhwerks nicht 
von ausschlaggebender Bedeutung; auch Tritte mit so genanntem 
leichtem Schuhwerk oder dem bloßem Fuß können tödliche Ver-
letzungen bewirken. Auch Geschlecht, Statur, körperliche Fitness 
und etwaige sportliche Ausbildung des Täters stellen jeweils keine 
Bedingung für die Lebensgefährlichkeit derartiger Tritte dar.

Bei mit einiger Wucht geführten Tritten gegen den Kopf, den 
Hals oder den Rumpf einer am Boden liegenden Person ist bei 
dem Opfer immer mit lebensgefährlichen Verletzungen zu rech-
nen; ob durch die Tritte lebensgefährdende Knochen- oder Organ-
verletzungen verursacht werden oder ob das Opfer mit eher ober-
flächlichen Verletzungen davonkommt, hängt zumeist vom Zufall 
ab. Das Ausbleiben schwerwiegender Verletzungen ist daher nicht 
ohne Weiteres ein Beleg dafür, dass die ausgeführten Tritte tat-
sächlich nicht gefährlich waren. Die Kenntnis der lebensbedro-
henden Gefährlichkeit von Fußtritten jedenfalls gegen den Kopf 
ist dabei allgemein verbreitet, was einen mindestens bedingten 
Tötungsvorsatz bei derartigen Tathandlungen nahelegt.

Für die kriminalpolizeiliche Praxis bedeutet dies, dass Angriffe 
durch Fußtritte gegen den Kopf oder den Oberkörper eines am 
Boden liegenden Menschen immer unter dem Gesichtspunkt 
einer gefährlichen Körperverletzung mittels einer das Leben 
gefährdenden Behandlung und bei Fußtritten gegen den Kopf – 
unabhängig von den tatsächlich erlittenen Verletzungen – jeden-
falls dann regelmäßig zunächst als (versuchtes) Tötungsdelikt zu 
bearbeiten sind, wenn diese Tritte mit einiger Wucht ausgeführt 
wurden. Diese Ersteinstufung steht natürlich einer späteren 
„Herabstufung“ nicht entgegen, wenn sich im Laufe der weiteren 
Ermittlungen ergibt, dass ein Tötungsvorsatz nicht wahrschein-
lich oder jedenfalls nicht nachweisbar ist. Hieraus folgt jedoch, 
dass von möglichen Ausnahmen im Einzelfall abgesehen derar-
tige Taten daher stets durch die entsprechende kriminalpolizeili-
che Fachdienststelle bearbeitet werden sollten.

Schädelfraktur – häufige Ursache von Fußtritten gegen den Kopf.
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Massenveranstaltungen 
in Zeiten realer  
terroristischer 
Bedrohungen

Von Dr. Harald Olschok, Bad Homburg1

Die Zahl der Veranstaltungen in Deutschland ist kaum mehr zu 
überblicken. Immer mehr davon gilt es zu schützen. Die Love-
Parade 2010 in Duisburg hat deutlich gemacht, wie schnell das 
Fehlverhalten von Behörden und Veranstaltern zu einer Katas-
trophe führen kann. In jüngster Zeit sind vermehrt terroristi-
sche Bedrohungen und andere Gefährdungen aus dem Bereich 
Security ins Blickfeld geraten. Die rechtlichen Grundlagen für 
den Schutz von Veranstaltungen in Deutschland sind wider-
sprüchlich und reichen nicht (mehr) aus. Die Musterversamm-
lungsstätten-Verordnung verlangt einen Ordnungsdienst, 
ohne diesen zu definieren. Es gibt auch keine Vorgaben für 
die Qualifikation. Private Sicherheitsdienste sind nach dem 
Gewerberecht verpflichtet, ihre Mitarbeiter zu einer 40-stün-
digen Unterrichtung bei einer Industrie- und Handelskammer 
zu schicken. Außerdem erfolgt eine umfassende Zuverlässig-
keitsüberprüfung durch Ordnungsbehörden und Polizei. Lei-
tende Mitarbeiter von Sicherheitsunternehmen müssen, bevor 
sie beim Schutz von Veranstaltungen eingesetzt werden dür-
fen, eine Sachkundeprüfung bei einer IHK absolvieren. In den 
Handbüchern und Unterrichtungsmaterialien der Kammern, 
mit denen man sich auf diese Prüfung vorbereitet, taucht der 
Begriff „Veranstaltungen“ gar nicht auf. Für Ordnungskräfte 
gibt es keinerlei gesetzliche Vorgaben. Diese Lücken und 
Widersprüche lassen sich nur mit einem Gesetz zum Schutz 
von Veranstaltungen schließen. Der vorliegende Beitrag ver-
sucht dies zu begründen und beleuchtet gleichzeitig die Kom-
plexität der Thematik.

1 Veranstaltungsschutz: So nicht!

Anfang September 2017 fand im rheinhessischen Bad Kreuz-
nach das sog. „Fischerstechen“ statt. Erwartet wurden 15 000 
Besucher. In der Allgemeinen Zeitung aus Mainz wurde am 8. 
August über das „Sicherheitskonzept“ der örtlichen Veranstal-
ter berichtet. Die Veranstalter wussten, dass dieses spätestens 
nach dem Unglück bei der Love-Parade in Duisburg zwingend 
erforderlich ist. Ein privater Sicherheitsdienst hätte die Veran-
stalter für die drei Tage insgesamt 3 000 Euro gekostet. Diese 
Mittel konnten nicht aufgebracht werden. Deshalb waren die 
Veranstalter dankbar, dass eine örtliche Fahrschule „spontan“ 
angeboten hatte, Mitarbeiter umsonst zur Verfügung zu stel-
len, die den „entsprechenden Schein“ hätten. Gemeint war der 
eingangs erwähnte Unterrichtungsnachweis für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter von privaten Sicherheitsdiensten nach 
§ 34a der Gewerbeordnung. Auch der Kleingärtnerverein wollte 
mit seinen Mitgliedern zur Sicherheit beitragen.

Dieses Beispiel soll nicht überbewertet werden. Es war ein 
gelungenes und vor allem auch sicheres Fest. Bad Kreuz-
nach ist nicht Nizza, Berlin oder Manchester. Aber auch 
im fränkischen Ansbach dachte im Juli 2016 niemand an 
ein Attentat. Am letzten Tag des alljährlich in der mittel-
fränkischen Bezirkshauptstadt veranstalteten dreitägigen 
Musikfestivals versuchte ein Attentäter als Rucksackbomber 
auf den Festivalplatz zu gelangen. Die Eingangskontrollen 
waren als Reaktion auf den Amoklauf wenige Tage zuvor im 

Von besonderer Bedeutung ist dabei gerade bei überlebenden 
Geschädigten eine unverzügliche rechtsmedizinische Untersu-
chung zur umfassenden Beweissicherung. Bei einer ausschließlich 
therapeutischen Behandlung sind Verletzungsbilder später nur 
noch schwer bis gar nicht beweissicher zu rekonstruieren.

Für die Bewertung des Vorsatzes des Täters oder der Täter sowie 
eines etwaigen strafbefreienden Rücktritts ist es von Bedeutung, 
alle Beweismittel auszuschöpfen, um den genauen Tathergang 
rekonstruieren zu können. Dabei kommt insbesondere der Inten-
sität, der Anzahl und der Zielrichtung der Tritte sowie dem even-
tuellen Grund für ein Ablassen vom Opfer große Bedeutung zu.

Nicht alle Angriffe durch Fußtritte gegen den Kopf einer am 
Boden liegenden Person sind im Ergebnis auch tatsächlich (ver-
suchte) Tötungsdelikte – die kriminalpolizeilichen Maßnahmen 
sind jedoch ausnahmslos so auszurichten, dass sie der Staatsan-
waltschaft eine sichere Bewertung ermöglichen.

Bildrechte: Medizinhistorische Sammlungen des Karl-Sudhoff-
Instituts für Geschichte der Medizin und der Naturwissenschaf-
ten der Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig. Unter-
gruppe Rechtsmedizin. Foto: Angela Huffziger.

Anmerkungen

1 Dr. Daniel H. Heinke ist Leiter des Landeskriminalamtes Bremen sowie Honorarprofes-
sor für Straf- und Strafprozessrecht sowie interdisziplinäre Terrorismusforschung an 
der HfÖV Bremen. Zwischen 2003 und 2008 war er Staatsanwalt bei der Staatsanwalt-
schaft Bremen, zuletzt als Sonderdezernent für Kapitalverbrechen.

2 Im Interesse der besseren Lesbarkeit des Textes wurde auf Einzelbelege und wei-
tergehende Verweise verzichtet. Für eine ausführliche Darstellung des Themas mit 
umfangreichen Angaben zu weiterführender Literatur siehe Heinke, Tottreten – eine 
kriminalwissenschaftliche Untersuchung, Lengerich u.a. 2010. Zur strafrechtlichen 
Bewertung siehe ergänzend insbesondere die Kommentierung von Schneider in Mün-
chener Kommentar zum StGB, 3. Aufl., München 2017, § 212 Rdnrn. 38 ff.
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Olympiaeinkaufszentrum in München verstärkt worden. An 
dem gewählten Zugang wurde der Attentäter abgewiesen, 
weil er keine Eintrittskarte vorwies. An einer zweiten, hin-
ter der Kartenkontrolle befindlichen Schleuse durchsuchten 
Ordnungskräfte die Taschen aller Besucher. Der Attentäter 
wandte sich ab und wenig später explodierte – möglicherweise 
versehentlich – sein selbstgebauter und von der Brisanz her 
eher schwacher Sprengsatz, wobei der Attentäter selbst getö-
tet wurde. Geplant war offensichtlich, dass er den Rucksack 
in einer Menschenansammlung des Festivals abstellen und aus 
der Ferne zünden sollte.

Beim Schutz von Veranstaltungen darf es nicht darum gehen, 
dass ein Mitarbeiter einen „Sitzschein“ einer IHK vorhält. Es geht 
vielmehr um ein Gesamtkonzept zum Schutz von Veranstaltun-
gen. Dies kann von leistungsfähigen privaten Sicherheitsdiens-
ten erwartet werden. 

2  Event-geprägte Gesellschaft und die  
gestiegene Anfälligkeit für Angriffe

Auch die Zahl der Besucher von Veranstaltungen in Deutsch-
land ist, nach Angaben des German Convention Bureau (www.
gcb.de), allein in den letzten zehn Jahren um 100 Mio. von 291 
Mio. (2006) auf 393 Mio. (2015) gestiegen. „Die“ Veranstaltung 
gibt es natürlich nicht. Es gibt Großveranstaltungen mit täglich 
mehr als 100 000 Besuchern, es gibt Sport-, Konzert- und Kul-
turveranstaltungen, es gibt Volks- und Straßenfeste und es gibt 
allgemein zugängliche und geschlossene Veranstaltungen. Die 
Durchführung sichererer Veranstaltungen ist also eine komplexe 
Aufgabe für alle Beteiligten. 

Wir leben in einer immer stärker Event-geprägten Gesell-
schaft und werden damit immer anfälliger für Angriffe. Das 
wurde in den letzten Jahren leider immer deutlicher. Die 
Anschläge betrafen Veranstaltungen im Freien und Gebäude 
gleichermaßen. Veranstaltungen in Großstädten wie Berlin 
und Paris gerieten genauso ins Visier von Attentätern wie das 
erwähnte Musikfestival in Ansbach am 24. Juli 2016. Mit 58 
Toten und hunderten Verletzten erlebte im Oktober (1.10.) 
2017 die Glücksspiel-Metropole Las Vegas das tödlichste 
Schusswaffen-Attentat der amerikanischen Geschichtsschrei-
bung. Der Attentäter hatte aus dem Fenster eines Hotels das 
Feuer auf die Besucher eines Musikfestivals eröffnet. Bei 
einem Selbstmordanschlag auf ein Ariane-Grande-Konzert im 
Foyer der Manchester Arena am 22. Mai 2017 hat es min-
destens 23 Tote und 59 Verletzte gegeben. Der mutmaßli-
che Attentäter war den Behörden bereits im Vorfeld bekannt. 
Das besonders perfide Merkmal dieses Anschlages war, dass 
zahlreiche Kinder und Jugendliche davon betroffen waren. 
Die beiden Terroranschläge vom 13. November 2015 auf das 
Stade de France während des Fußballländerspiels zwischen 
Frankreich und Deutschland und zeitgleich auf ein Kon-
zert im Bataclan-Theater in Paris forderten 130 Todesopfer 
und über 350 zum Teil Schwerverletzte. Im Zieleinlauf des 
Boston-Marathons zündeten am 15. April 2013 zwei Brü-
der tschetschenischer Abstammung Sprengsätze in Rucksä-
cken. Dem Attentat auf den Berliner Weihnachtsmarkt auf 
dem Breitscheidplatz am 19. Dezember 2016 fielen zwölf 
Menschen zum Opfer. Aber auch die massenhaften und teil-
weise sexuell motivierten Übergriffe in der Silvesternacht 
2015/2016 in Köln und anderen europäischen Großstädten 
haben die sicherheitspolitischen Defizite deutlich gemacht. 

Es steht fest, dass Security-Maßnahmen sowie eine noch 
engere Zusammenarbeit mit Polizeibehörden weiter erheb-
lich an Bedeutung gewinnen werden. Große öffentliche 

Veranstaltungen wie Faschingsumzüge, Fußballspiele, Kirchen-
tag oder Volkfeste wie das Münchner Oktoberfest haben ihre 
Sicherheitsvorkehrungen deutlich verschärft. Die personellen 
Anforderungen an private Sicherheitsdienste haben im Zuge 
dessen deutlich zugenommen. 

3 Love-Parade und die Folgen

Das große Umdenken beim Schutz von Veranstaltungen begann 
in Deutschland vor sieben Jahren. Am 24. Juli 2010 starben in 
Duisburg bei der 17. Love-Parade 21 Besucher, über 500 Personen 
wurden verletzt und leiden teilweise heute noch an den Folgen. 
Die Ursachen für diese Katastrophe waren kein terroristischer 
Angriff, sondern offensichtliche Fehler bei der Planung der Besu-
cherströme und ein von vorneherein völlig ungeeignetes Festival-
gelände. Im Februar 2011 wurde vor dem Hintergrund der Love-
Parade-Katastrophe vom nordrhein-westfälischen Ministerium für 
Inneres und Kommunales (MIK) eine Projektgruppe eingesetzt, 
die das Ziel hatte, Impulse für die Verbesserung der Sicherheit 
von Großveranstaltungen zu liefern. Die Projektgruppe benötigte 
zwei Jahre, bevor sie im Februar 2013 ihren Abschlussbericht 
vorlegen konnte. Die wichtigsten Ergebnisse: 
1) Bestehende Gesetze und Vorgaben wurden untersucht und es 

wurden Vorschläge für Änderungen gemacht.
2) Ein Veranstaltungsgesetz wurde als überlegenswert bewertet.
3) Fortbildungsmaßnahmen für Verwaltungsbeschäftigte und 

Veranstalter wurden erarbeitet und auf den Weg gebracht. 
4) Eine Definition von Großveranstaltungen wurde vorgenommen.
5) Qualifizierungsmaßahmen für Sicherheits- und Ordnungs-

kräfte wurden als besonders wichtig eingestuft. 
6) Sicherheitskonzepte werden grundsätzlich gefordert.
7) Es wurden Leitfäden für Verwaltung und Veranstalter erar-

beitet. Eine Musterfortbildung „Sicherheit bei Großveranstal-
tungen“ wurde vorgestellt.

Aber nicht nur in Nordrhein-Westfalen, auch in zahlreichen 
anderen Bundesländern wurden der Schutz von Veranstaltun-
gen auf den Prüfstand gestellt, Defizite analysiert und Leitfä-
den mit Festlegungen und Empfehlungen zur Planung, Geneh-
migung und Durchführung von Großveranstaltungen entwi-
ckelt. Dieses Ereignis hat zu einem nachhaltigen Umdenken bei 
allen Beteiligten geführt. Anfang Dezember 2017 begann nach 
jahrelangen Diskussionen nun der Prozess vor dem Duisburger 
Landgericht zu möglichen Verfehlungen von Verantwortlichen 
in Behörden und beim Veranstalter. 

Qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die Grundbedin-
gung für leistungsfähige Sicherheitsunternehmen.
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4  Eckpunkte des BDSW zur Verbesserung des 
Schutzes von Großveranstaltungen

Wenige Tage nach der Love-Parade 2010 stellte der BDSW Bun-
desverband der Sicherheitswirtschaft öffentlich seine Eck-
punkte zur Verbesserung des Schutzes von Großveranstaltun-
gen vor, die zu einer nachhaltigen Verbesserung des Schutzes 
von Großveranstaltungen beitragen können. 

Der Schutz von Veranstaltungen ist für den Erfolg sowie das 
Bild des Veranstalters und das Bild der Genehmigungsbehörde 
in der Öffentlichkeit von großer Bedeutung. Dabei können qua-
lifizierte Sicherheitsdienstleister zum Einsatz kommen und 
durch Schutz, Sicherheit und Service zu einer erfolgreichen und 
sicheren Veranstaltung entscheidend beitragen. Das garantiert 
eine unbeschwerte Atmosphäre für alle Beteiligten und trägt 
auch zu einem wirtschaftlichen Erfolg für den Veranstalter bei.

Wichtig ist gerade unter Sicherheitsaspekten eine ganzheitli-
che Betrachtung aller vorgeschriebenen Maßnahmen. Ein früh-
zeitiger Austausch aller Sicherheitsakteure ist zwingend erfor-
derlich. Für Groß- bzw. Megaveranstaltungen mit mehreren 
hunderttausend Teilnehmern müssen geeignete und transpa-
rente Qualitätskriterien von den Genehmigungsbehörden fest-
gelegt und kontrolliert werden.
1) Leistungsfähigkeit des Sicherheitsunternehmens – Führungs-

kräfte mit nachweislicher Erfahrung im Veranstaltungsschutz
 − Haftung: ausreichender Versicherungsschutz
 − Angemessene Unternehmensgröße in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Veranstaltung bzw. den geforderten Ordnern 
und Sicherheitskräften

 − Kommunikations- und Führungsfähigkeit durch den 
Einsatz geeigneter sowie mindestens mit dem Füh-
rungskreis des Veranstalters abgestimmter Funk- und 
Fernmeldetechnik

 − Eigene Unternehmenskontrollen durch Supervisor
 − Vorhandensein eines (allgemeinen) Sicherheitskonzepts 
für Großveranstaltungen

 − Einhaltung der Vorgaben des Veranstalters bzw. der 
Ordnungsbehörden

 − Frühzeitige Einbindung in die Sicherheitsplanung
2) Einhaltung der gewerberechtlichen Voraussetzungen für das 

eingesetzte Sicherheitspersonal
 − Unterrichtungsverfahren bzw. Sachkundeprüfung
 − Zuverlässigkeitsüberprüfung (qualifizierter Auszug aus 
dem Bundeszentralregister)

3) Aufgabenspezifische Qualifizierung
4) Frühzeitige und umfassende veranstaltungsspezifische Ein-

weisung vor einer Großveranstaltung 
5) Einhaltung der tariflichen Mindestlöhne für Sicherheits-

dienstleistungen und der Qualitätsstandards
6) Einsatz von Subunternehmen nur unter strikter Einhaltung 

der oben genannten Voraussetzungen 
7) Lückenlose Dokumentation 
8) Klassifikation von Großveranstaltungen 

 − Gewaltpotenzial
 − Crowd control etc. 

9) Kontrollen durch Ordnungsbehörden, Polizei etc.
10) Staatliches Rahmenkonzept für Großveranstaltungen 

 − Vorgaben für Anzahl der Ordner/Sicherheitskräfte analog 
zur FIFA Fußball-Weltmeisterschaft 2006

5 Der Schutz von Bundesligaspielen

Die Fußball-Weltmeisterschaft in Deutschland im Jahr 2006 
hat zu einem nachhaltigen Umdenken beim Schutz von 

Bundesligaspielen geführt. Zu unterschiedlich und teilweise 
wenig professionell waren vorher die Anforderungen an die 
Sicherheitskräfte durch die Bundesligavereine. Die FIFA als Ver-
anstalter der WM 2006 forderte eine einheitliche Qualifizierung 
der Ordner in allen WM-Stadien, diese musste vom DFB umgesetzt 
werden. Es wurde deutlich, dass der Schutz von Fußballspielen 
auch von privaten Sicherheitskräften erfolgreich geschützt und 
dadurch die Polizei wirksam entlastet werden kann. 

Der Schutz von Fußballspielen hat durch die Attentate 
in Paris während des Länderspiels zwischen Frankreich und 
Deutschland 2015 leider eine unerwartete Dimension erlangt. 
Die wenig später erfolgte Absage des Länderspiels gegen die 
Niederlande in Hannover zeigte die Unsicherheit der Poli-
zei und der Veranstalter. Beim Freundschaftsspiel zwischen 
Deutschland und England am Ostersamstag 2016 im Olympia-
stadion in Berlin waren über 1 200 Polizisten und 1 000 private 
Sicherheitskräfte im Einsatz. Erstmals kamen Körperscanner 
wie an den Verkehrsflughäfen zum Einsatz. 

Es ist den Bundesligavereinen überlassen, ob sie vereinseigene 
Ordner oder private Sicherheitskräfte einsetzen. Daraus ergeben sich 
deutliche Kostenunterschiede. Die vereinseigenen Ordner sind nicht 
verpflichtet, den Nachweis über die Teilnahme am Unterrichtungs-
verfahren einer Industrie- und Handelskammer zu erbringen. Dies 
verzerrt den Wettbewerb, weil bei den privaten Sicherheitsdiensten 
das Unterrichtungsverfahren bzw. die Sachkundeprüfung zwingend 
vorgeschrieben ist. In den meisten Stadien sind inzwischen zwar 
private Sicherheitsdienste im Einsatz, häufig gibt es aber „Mischmo-
delle“. Vereine, die grundsätzlich auf eigene Ordnungskräfte setzen, 
müssen häufig bei „Risikospielen“ ergänzend auf private Sicher-
heitsdienste zurückgreifen. Die Bundesligavereine von Hannover 96 
und Werder Bremen haben gemeinsam mit einem örtlichen privaten 
Sicherheitsdienstleister eine rechtlich selbstständige Sicherheitsge-
sellschaft gegründet. Damit ist eine besonders enge Verzahnung zwi-
schen Verein und Sicherheitsunternehmen gegeben. 

Fußballspiele der drei Bundesligen können heute ohne den 
Schutz durch private Sicherheitsdienste nicht mehr durchge-
führt werden. Dieses Geschäftsfeld hat in den letzten zehn 
Jahren eine immer wichtiger werdende Bedeutung für spezi-
alisierte Mitgliedsunternehmen des BDSW erhalten. Bis zu 
13 000 private Sicherheitskräfte pro Spieltag sorgen in den ers-
ten drei Bundesligen für Schutz und Sicherheit der Besucher 
in den Bundesligastadien. Hinzu kommen ca. 5 000 vereinsei-
gene Sicherheits- und Ordnungsdienstmitarbeiter, für die die 
gewerberechtlichen Voraussetzungen nicht gelten. Die Sicher-
heits- und Ordnungskräfte schützen pro Jahr über 21 Millionen 
Zuschauerinnen und Zuschauer in den Stadien, damit diese das 
Spiel genießen können. In den letzten fünf Jahren hat sich 
das Anforderungsprofil an die Ordnungsdienste stark verändert. 
Dazu haben die Sicherheitslage in und um die Stadien sowie 
die politischen Rahmenbedingungen entscheidend beigetragen. 
Unter Leitung des Sicherheitsbeauftragten des DFB, Hendrik 
Große Lefert, wurden die DFB-Richtlinien zur Verbesserung der 
Sicherheit bei Bundesligaspielen in den letzten Jahren deutlich 
verändert. Aber auch der DFB ist an seine satzungsgemäßen 
Aufgaben gebunden und kann nicht autonom entscheiden. 

Um die Qualität von Sicherheits- und Ordnungsdiensten wei-
ter zu verbessern, haben in einer Projektgruppe von DFB und 
BDSW Vertreter der Vereine und von qualifizierten Sicherheits-
diensten ein einheitliches Qualifizierungskonzept für private 
Sicherheitsdienste entwickelt. Damit soll die Sicherheit in Sta-
dien weiter verbessert und der aktuellen Gefährdungslage ange-
passt werden. Unser gemeinsames Ziel ist es, mit dieser ver-
anstaltungsspezifischen Qualifizierung das völlig untaugliche 
Unterrichtungsverfahren in den Unterrichtungsräumen einer 
Industrie- und Handelskammer zu ersetzen. 
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In den letzten Jahren wurden vielfältige Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheitslage in den Bundesligastadien ergrif-
fen. Die Leistungsfähigkeit der eingesetzten privaten Sicher-
heitsdienste wird sukzessiv verbessert und entlastet damit 
auch die Polizei. Der Schutz von Fußballspielen ist immer ein 
Zusammenspiel vieler Akteure. Dazu gehören der Veranstalter, 
die kommunalen Ordnungsbehörden, die Rettungsdienste, die 
Fangruppen, die Polizeien der Länder und des Bundes aber auch 
private Sicherheitsdienste. 

6  Innenministerkonferenz zum Schutz von 
Veranstaltungen

Die Innenministerkonferenz (IMK) hat in der Fortschreibung 
des Programms „Innere Sicherheit“ 2008/2009 erstmals ein-
deutig darauf hingewiesen, dass private Sicherheitsdienste ein 
wichtiger Bestandteil der Sicherheitsarchitektur in Deutschland 
sind. Gleichzeitig wurde eine verbindliche Zertifizierung von 
privaten Sicherheitsdiensten gefordert. Zur Konkretisierung 
dieser Überlegungen wurde eine Projektgruppe „Zertifizierung 
von Unternehmen im privaten Sicherheitsgewerbe“ beauftragt. 
Die im Abschlussbericht gemachten Vorschläge waren jedoch 
unzureichend und wurden auch nicht weiter verfolgt. So wird 
z. B. zwischen Veranstaltungen und Großveranstaltungen mit 
mehr als 5 000 Besucherplätzen unterschieden. Die Anforderun-
gen an Sicherheitsdienstleistungen müssen sich an den von der 
Veranstaltung ausgehenden Gefahren und Risiken orientieren. 
Diese können bei einer kleinen Veranstaltung mit brisantem 
politischen Hintergrund oder risikobehafteten Personen größer 
sein als bei einem friedlichen Pop-Konzert mit 6 000 Besuchern. 
Im Rahmen einer Gefahrenanalyse sollte daher im Vorfeld 
geklärt werden, welchen Umfang die Sicherheitsmaßnahmen 
haben sollten. Dabei ist zu unterscheiden zwischen „unkriti-
schen“ und „kritischen“ Veranstaltungen. Die geforderte Vor-
haltung zusätzlicher Kräfte in Führungs- und Einsatzmittel als 
Reserve ist für private Sicherheitsdienste ungeeignet. Wenn es 
sich um eine kritische Veranstaltung handelt, so müssen durch 
entsprechende Vorgaben durch die Veranstalter private Sicher-
heitsdienstleister mit ausreichendem Personal von Beginn der 
Veranstaltung an vorhanden sein. Private Sicherheitsdienste 
sind nicht mit polizeilichen Einsatzkräften vergleichbar. Bei 
(Groß-)Veranstaltungen kommen die privaten Sicherheitskräfte 
aus einem Umkreis von bis zu 100 km. Sollte sich im Laufe 
der Veranstaltung die Notwendigkeit einer Zuführung von Res-
sourcen erweisen, so ist dies nicht möglich. Durch Vorgaben 
und Auflagen muss der Auftraggeber bereits vor Beginn der Ver-
anstaltung verpflichtet werden, eine entsprechende Personal-
stärke für eine sichere Veranstaltung anzufordern. 

Außerdem fordert die Projektgruppe, dass über 50 % der 
Beschäftigten mindestens zehn Verwendungen bei Veranstal-
tungen bzw. Großveranstaltungen nachweisen müssen. Dies 
ist für uns nicht praktikabel und würde zu einem bürokrati-
schen Mehraufwand führen. Wie sollen diese Verwendungen 
des einzelnen Mitarbeiters nachgewiesen werden? Ein Mitarbei-
ter kann bei Großveranstaltungen in den unterschiedlichsten 
Verwendungen eingesetzt werden, die aber nicht zwangsläufig 
auf einen Einsatz mit Personenkontakten im Ordnungsdienst 
vorbereiten. Dies ist weder sachgerecht noch praktikabel. Im 
Unterschied dazu halten wir die Vorgabe, dass Führungskräfte 
bei einer entsprechenden Verantwortung mindestens bei zehn 
Großveranstaltungen bzw. Veranstaltungen eingesetzt waren, 
für sachgerecht und auch notwendig. 

Auch nach der Vorlage des genannten Abschlussberichts hat 
sich die IMK mehrfach mit der Qualifizierung der Sicherheits- 
und Ordnungsdienste in den Stadien beschäftigt. Die Vereine 
bzw. die Deutsche Fußballliga wurden mehrfach aufgefordert, 
die Qualität der Ordnerdienste nachhaltig zu verbessern. Dies 
hat dazu geführt, dass alle Profivereine inzwischen hauptamt-
liche Sicherheitsbeauftragte haben. Das Lizenzierungsverfahren 
definiert Anforderungen an deren Qualifikation und verlangt 
regelmäßige Teilnahmen an Fortbildungsmaßnahmen. 

Auf der 198. Sitzung am 4. und 6. Dezember 2013 in Osna-
brück forderte die IMK in ihrer Beschlussniederschrift, dass der 
Ordnerdienst bei Großveranstaltungen Gegenstand des Sachkun-
denachweises von dort eingesetztem Sicherheitspersonal werden 
muss. Es wird weder zwischen Ordnungs- und Sicherheitsdiensten 
noch zwischen vereinseigenen Ordnern/Sicherheitskräften und 
denjenigen von privaten Sicherheitsdiensten unterschieden. 

Außerdem ist die IMK der Auffassung, dass die DIN-Norm 
77200 „Sicherungsdienstleistungen – Anforderungen“ die 
Grundlage einer qualitätssichernden Zertifizierung privater 
Sicherheitsunternehmen bilden kann und öffentliche Auftrag-
geber künftig grundsätzlich nur noch Unternehmen beauftra-
gen sollten, die von akkreditierten Zertifizierungsstellen zer-
tifiziert worden sind. Eine gesetzlich geforderte Zertifizierung, 
zumal einer deutschen Norm, ist rechtlich nicht zulässig. Lei-
der muss festgestellt werden, dass die mehrfache Beschäftigung 
der Innenminister von Bund und Ländern mit privaten Sicher-
heitsdiensten und dem Schutz von Veranstaltungen äußerst 
oberflächlich und teilweise auch falsch war. Der BDSW hat sich 
in den letzten Jahren intensiv mit dieser Thematik beschäf-
tigt. Wir wollen die Leistungsfähigkeit der eingesetzten priva-
ten Sicherheitskräfte weiter erhöhen, um damit der aktuellen 
Gefährdungslage gerecht zu werden. 

7  Qualifizierung für Veranstaltungsordnungs-
dienste – Abgrenzung von Ordnung und 
Sicherheit

Die Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung von Veranstal-
tungen wird ein immer wichtigeres Aufgabengebiet für private 
Sicherheitsdienste. Die Zunahme von Großveranstaltungen und 
vor allem auch das immer höhere Konflikt- und Risikopoten-
zial sind große Herausforderungen für die Unternehmen. Im 
Interesse unserer Mitgliedsunternehmen hat der BDSW einen 
Arbeitskreis Veranstaltungsordnungsdienst (VOD) gegründet mit 
dem Ziel, die Leistungsfähigkeit der Unternehmen nachhaltig 
zu steigern. Aufgrund der widersprüchlichen Rechtslage war es 
zunächst wichtig, eine klare Definition und eine Trennung der 
ordnungsdienstlichen und sicherheitsrelevanten Tätigkeiten vor-
zunehmen. Wir haben Vorschläge für eine realisierbare und effi-
ziente Ordnungstätigkeit auf Veranstaltungen erarbeitet – immer 

Einlasskontrollen durch Einsatzkräfte der Sicherheitswirtschaft.
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vorausgesetzt, dass Ordnungs- und Sicherheitsaufgaben von 
kompetenten Unternehmen durchgeführt werden, die mit pro-
fessionell geschultem und eingewiesenem Personal arbeiten.

Der Gesetzgeber verlangt zwar in der Muster-Versammlungs-
stättenverordnung den Einsatz von Ordnungsdiensten, hat 
diese aber nicht ausreichend definiert. In der Praxis werden die 
Begriffe „Ordnung“ und „Sicherheit“ häufig synonym verwen-
det. Dabei werden die gewerberechtlichen Grundlagen ausge-
blendet. Es muss klargestellt werden, dass es sich bei reinen 
Ordnungsdienstaufgaben nicht um Sicherheitstätigkeiten han-
delt, sie daher nicht den gewerberechtlichen Grundlagen des 
§ 34a GewO unterliegen. Der BDSW hat aus diesem Grund eine 
punktgenaue Definition des VOD erarbeitet: „Veranstaltungs-
ordnungsdienst führt durch, wer als Mitarbeiter eines Bewa-
chungsunternehmens gemäß § 34a der Gewerbeordnung eine 
der folgenden Tätigkeiten im Rahmen einer Veranstaltung ohne 
die Übertragung des Hausrechts durch den jeweiligen Veranstal-
ter durchführt und dabei nicht selbstständig handelt, sondern 
engmaschig durch einen Supervisor/Bereichsleiter geführt wird 
und nicht einer Erlaubnis nach § 34a Gewerbeordnung bedarf. 
Umfasst sind die folgenden Tätigkeiten:

 f Kartenabriss und Platzanweisung
 f Ansprache zum Freihalten von Gängen in Stuhlreihen oder 
Mundlöchern
 f Kartenkontrolle an Zuschauer-Blöcken/-Bereichen
 f Kontrolle von Akkreditierungen (Zutrittsberechtigung ähn-
lich Ticket)
 f Steuerung von Menschenströmen durch Information
 f Zufahrtskontrolle auf Akkreditierung
 f Evakuierungshelfer
 f Mengenkontrolle der Bereiche
 f Bergen von hilfsbedürftigen Personen
 f Lenkung des ruhenden und fließenden Verkehrs auf dem 
Veranstaltungsgelände
 f Freihalten von Flucht- und Rettungswegen“

Vor dem Hintergrund dieser Definition wird deutlich, dass die 
Mitarbeiter im VOD nicht der Unterrichtung oder Sachkunde-
prüfung nach dem Gewerberecht bedürfen. Stattdessen muss 
eine tätigkeitsspezifische, einheitliche und vergleichbare Qua-
lifizierung geschaffen werden, damit die Mitarbeiter auf ihre 
Tätigkeit ausreichend vorbereitet werden.

Die auf VOD spezialisierten Mitgliedsunternehmen des BDSW ver-
fügen über eine außergewöhnlich große Erfahrung in der Betreuung 
von verschiedenen Events aller Größenordnungen. Dabei geht es um 
Einsätze in den drei Fußballligen, bei großen Open-Air-Festivals mit 
internationalen Top Acts oder um Stadtfeste, Umzüge oder exklu-
sive VIP-Events. Die Dienstleister für VOD unterstreichen ihren eige-
nen hohen Anspruch an die Qualität der Serviceleistungen durch 
regelmäßige Weiterbildungen und spezielle Trainingseinheiten. 
Durch die größtenteils eigenverantwortlich organisierte Ausbildung 
ist es so möglich, eine große Zahl an veranstaltungserfahrenen und 
gut ausgebildeten Mitarbeitern zur Verfügung zu stellen. Für die 
sicherheitsrelevanten, aber auch für die zur Veranstaltungsbetreu-
ung erforderlichen Service- und Ordnertätigkeiten finden zudem 
regelmäßige Schulungen unter Berücksichtigung gesetzlicher Vor-
gaben statt. Die hausinternen Schulungen stellen sicher, dass die 
Mitarbeiter im VOD auf die verschiedenen Tätigkeiten optimal vor-
bereitet sind. Dazu gehört auch, dass auf Schlüsselpositionen in der 
Veranstaltungsbetreuung mehrsprachiges Personal eingesetzt wird. 
Grundsätzlich werden die Mitarbeiter während der Veranstaltungen 
von sehr gut ausgebildeten Einsatzleitern eng geführt und können 
auf modernste Einsatzmittel zugreifen.

Da es sich aber um unternehmensinterne, nicht normierte Schu-
lungen handelt, ist nicht sichergestellt, dass alle Unternehmen 

diese in gleichem Umfang und mit den gleichen inhaltlichen 
Schwerpunkten durchführen. Wenn man aber davon ausgeht, dass 
die Mitarbeiter, wie oben dargestellt, nicht unter die bewachungs-
rechtlichen Regelungen fallen und daher nicht den Zulassungsvo-
raussetzungen unterliegen, muss eine einheitliche Qualifizierung 
geschaffen werden, damit alle Mitarbeiter in diesem Bereich auf 
dem gleichen Stand sind.

Dies betrifft, wie bereits festgestellt, nicht die Mitarbeiter im 
Veranstaltungssicherheitsdienst, da diese unter den Bereich der 
Bewachungsdienstleistungen fallen, die gesetzlich durch den § 
34a GewO in Verbindung mit der Bewachungsordnung geregelt 
werden. Der VOD dagegen umfasst eine Vielzahl von speziellen 
Tätigkeiten, die sich auf die Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbereitung von Veranstaltungen beziehen.

Im Mittelpunkt einer solchen Qualifizierung müssen daher 
veranstaltungsspezifische Inhalte stehen, wie die Dynamik von 
Menschenmassen, Psychologie zur Führung von größeren Men-
schengruppen, Deeskalation von Menschenmassen und das 
Zusammenwirken von Polizei, Feuerwehr, Rettungsdiensten und 
anderen am Logistikprozess einer Veranstaltung beteiligten Orga-
nisationseinheiten. Solche Inhalte werden im Rahmen der Unter-
richtung gemäß § 34a GewO nicht behandelt. Wegen der inhaltli-
chen Unterschiede und der sehr speziellen Inhalte ist die Integ-
ration des VOD in den § 34a GewO auch nicht angeraten.

Etablierte VOD-Dienstleister mahnen schon seit Jahren, dass 
Veranstaltungsdienstleistungen zukünftig nicht weiter auf Sicher-
heitstätigkeiten gemäß des § 34a GewO reduziert werden dürfen. 
Sie haben deshalb, wie oben erwähnt, begonnen, eigene Qualifi-
zierungsmaßnahmen zu entwickeln und diese nun unter dem Dach 
des AK VOD des BDSW zu einer eigenen Systematik zusammenzu-
bringen. Hier werden die Tätigkeitsbereiche der einzelnen Mitar-
beiter bei einer Veranstaltung definiert und aus den firmenspe-
zifischen Qualifizierungsmaßnahmen die Kenntnisse, Erfahrungen 
und das komplexe Wissen zusammengeführt. Im Ergebnis wurde 
ein Schulungs- und Weiterbildungskonzept als Alternative zu § 
34a GewO in Qualifizierung und Zertifizierung von Mitarbeitern 
entwickelt. Das so vermittelte und nachweislich geprüfte Wissen 
dient in Verbindung mit der Praxiserfahrung der vor Ort eingesetz-
ten Mitarbeiter dem Wohl der Veranstaltungsbesucher.

Im Gegensatz zum Unterrichtungsverfahren nach § 34a GewO 
wird dieses Schulungskonzept für VOD-Dienste praxisnah und auf 
die jeweilige Tätigkeit zugeschnitten sein. Das Qualifizierungs- 
und Zertifizierungskonzept sieht die Vermittlung von allgemei-
nem Know-how sowie speziellem Fachwissen für die verschiede-
nen Tätigkeitsbereiche auf einer Veranstaltung vor. Dadurch ist 
gewährleistet, dass alle eingesetzten Mitarbeiter über die not-
wendigen Kenntnisse und das Wissen der Abläufe einer Veranstal-
tung verfügen und dieses auch entsprechend umsetzen können.
Damit können die teilnehmenden VOD-Dienstleister nachweis-
lich sowohl im VOD als auch in sicherheitsrelevanten Positionen 
jeweils passend qualifiziertes und geschultes Personal einsetzen. 
Die Umsetzung des Qualifizierungskonzepts wird derzeit vom AK 
VOD vorangetrieben. Eine entsprechende Online-Plattform wurde 
bereits erarbeitet, auch die Inhalte stehen größtenteils fest. Über 
die rechtliche Umsetzung und die Finanzierung wird der AK VOD 
im Laufe dieses Jahres entscheiden.

8 Beiträge der Sicherheitsforschung

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) för-
dert im Rahmen seines Sicherheitsforschungsprogramms (www.
sifo.de) mehrere Projekte, die sich explizit mit dem Schutz von 
Veranstaltungen beschäftigen. Das von der Hochschule der Poli-
zei initiierte Projekt SiKomFan unter Leitung von Thomas Kubera 
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soll die Kommunikation der beim Schutz von Fußballspielen 
beteiligten Sicherheitsakteure verbessern. Langfristig sollen die 
Sicherheit und das Sicherheitsgefühl der Besucher von Fußball-
spielen verbessert werden. Das Praxishandbuch „Sicherheit und 
Kommunikation bei Fußballgroßveranstaltungen - Praxishand-
buch für Akteure im Netzwerk der Sicherheitsgewährleistung“ ist 
vor kurzem im Richard Boorberg Verlag in Stuttgart erschienen.
Die Ergebnisse von SikomFan sind in das Projekt des DFB „Leitfa-
den für die Arbeit und Übung mit Koordinierungsgruppen“ ein-
geflossen. Dieser Leitfaden wurde erstmals im August 2017 den 
Sicherheitsbeauftragten der ersten drei Ligen vorgestellt. 

Der Lehrstuhl von Prof. Fiedrich für Bevölkerungsschutz, 
Katastrophenhilfe und Objektsicherheit an der Bergischen Uni-
versität Wuppertal beschäftigt sich seit einigen Jahren mit dem 
Gefahrenpotenzial von Großveranstaltungen. Im Verbundpro-
jekt „BaSiGo – Bausteine für die Sicherheit von Großveranstal-
tungen“ (2012 – 2015) wurden unter Einbeziehung sämtlicher 
bedeutsamer Akteure die sicherheitsrelevanten Schwachstel-
len über den gesamten Veranstaltungszyklus identifiziert, um 
bessere Lösungen zu finden und auch eher weniger erfahrenen 
Veranstaltern und anderen Akteuren im Eventbereich Unter-
stützung bieten zu können. Ein herausragendes Projektergeb-
nis aus drei Jahren Forschungs- und Entwicklungsarbeit ist der 
„BaSiGo-Guide“2. Dieser Guide stellt den aktuellen Wissens-
stand zur Sicherheit bei Großveranstaltungen dar und soll den 
Bevölkerungsschutz in diesem Bereich deutlich voranbringen. 

An der Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und 
Zivilschutz (AKNZ) des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) in Bad Neuenahr-Ahrweiler wird seit 
einigen Jahren regelmäßig das Seminar „Interdisziplinäre Grund-
lagenausbildung zur Sicherheit bei Großveranstaltungen“ angebo-
ten. Damit soll der inzwischen erreichte Wissensstand an die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer vermittelt und diskutiert werden. 

Das Projekt BaSiGo betont die große Bedeutung, die „Veran-
staltungsordnungsdienste“ (VOD) beim Schutz von Großveranstal-
tungen haben und stellt gleichzeitig fest, dass diesen Kräften 
bislang nicht die gebührende Beachtung geschenkt wurde. VOD 
spielen im komplexen Zusammenspiel mit anderen Akteuren wie 
der Polizei, Rettungsdiensten und Veranstaltern eine besondere 
Rolle. Sie haben eine hohe Verantwortung für die Menschen und 
deren Sicherheit vor Ort. Auf der anderen Seite stehen allerdings 
oftmals eine hohe Personalfluktuation, schwierige organisatori-
sche und rechtliche Arbeitsbedingungen, geringe Qualifikatio-
nen, Mangel an Standards in der Ausbildung und – insbeson-
dere im Vergleich zu den anderen Sicherheitsakteuren – ein eher 
negatives Ansehen. Die begriffliche Unklarheit und rechtliche 
Unschärfe, auf die bereits hingewiesen wurde, führen dazu, dass 
bei den Auftraggebern zu wenig zwischen Sicherheits- und Ord-
nungsdienst sowie VOD differenziert wird. 

Das BaSiGo-Folgeprojekt „ProVOD - Professionalisierung des 
Veranstaltungsordnungsdienstes“3 (2016 – 2019) wird unter 
Koordinierung der Bergischen Universität Wuppertal und im 
Verbund mit der IBIT GmbH und dem BBK durchgeführt. In 
den nächsten zwei Jahren befasst sich das Projekt-Konsortium 
mit den o. a. Herausforderungen und erarbeitet praktische wie 
wissenschaftliche Lösungsansätze. Erforscht werden wollen vor 
allem, ob ein rechtlicher und organisatorischer Regelungsbedarf 
besteht. Ein wichtiges Ziel ist die Etablierung neuer Qualifizie-
rungsmaßnahmen für VOD-Personal (Einsatz und Führung). 

Seit September 2016 ist der BDSW einer von sechs Partnern im 
Projekt „Die Ordnung des Sicherheitsmarktes“ (OSiMa). Das Pro-
jekt wird koordiniert vom Brandenburgischen Institut für Gesell-
schaft und Sicherheit (BIGS) in Potsdam. Darüber hinaus arbeitet 
der BDSW mit der Universität Potsdam, der Friedrich-Schiller-
Universität Jena, der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/

Oder sowie dem Fraunhofer FOKUS in Berlin zusammen. Der Bei-
trag der privaten Sicherheitswirtschaft für die Innere Sicherheit 
in Deutschland soll aus ordnungspolitischer Sicht analysiert 
werden. In einem nächsten Schritt soll der rechtliche Rahmen 
beschrieben werden, innerhalb dessen neue Dienstleistungen 
und Organisationsformen von Schutz und Sicherheit durch die 
Sicherheitswirtschaft gestaltet werden können. Wir wollen damit 
in der politischen Auseinandersetzung unsere Positionen mithilfe 
wissenschaftlich fundierter Erkenntnisse untermauern. 

9 Fazit und Ausblick 

Die mit den erwähnten Forschungsprojekten verbundenen 
Erkenntnisfortschritte sind von großer Bedeutung. Sie können 
aber Rechtsdefizite nicht kompensieren. Die Vorschläge der IMK 
reichen ebenfalls nicht aus. Der Schutz von Veranstaltungen 
kann nicht im Gewerberecht und nicht durch freiwillige Zertifi-
zierungen geregelt werden. Dazu bedarf es einer spezialgesetz-
lichen Regelung zum Schutz von Veranstaltungen. Nur dadurch 
können rechtlich verbindlich Vorgaben an die Leistungsfähig-
keit privater Sicherheitsdienste und die Qualifizierung der bei 
Veranstaltungen eingesetzten Sicherheitskräfte gemacht wer-
den. Nur so können die heutigen – z. T. künstlich geschaffe-
nen – Unterschiede zwischen Ordnungs- und Sicherheitskräf-
ten beseitigt werden. Insbesondere bei Groß- oder Risikoveran-
staltungen müssen die eingesetzten Kräfte auf ihre Tätigkeit 
praktisch vorbereitet und die Abläufe für den Ernstfall einge-
übt werden. Der Sicherheitsstandard von Veranstaltungen ist in 
Deutschland nach der Katastrophe in Duisburg deutlich erhöht 
worden. Flächendeckend werden Sicherheitskonzepte einge-
fordert. Bei der aktuellen Bedrohungslage für Veranstaltungen 
reicht eine Anpassung der Sicherheitskonzepte nicht mehr aus. 

Die Polizei wird trotz der notwendigen Neueinstellungen von bis 
zu 15 000 Polizistinnen und Polizisten nicht in der Lage sein, alle 
Veranstaltungen in Deutschland wirksam zu schützen. Es bedarf des-
halb qualifizierter privater Sicherheitsdienste mit entsprechend aus-
gebildeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Der BDSW hat in sei-
nem Forderungspapier konkrete Vorschläge gemacht.4 Dazu gehört 
vor allem der Schutz von Massenveranstaltungen in Zeiten realer 
terroristischer Bedrohungen. Er muss, wie ausgeführt, dringend ver-
bessert werden. Die Chancen für eine Umsetzung unserer Vorschläge 
sind deutlich gestiegen. „Private Sicherheitsbetriebe leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Sicherheit. Durch die Neuordnung der Rege-
lungen für das private Sicherheitsgewerbe in einem eigenständigen 
Gesetz werden wir die Sicherheitsstandards in diesem Gewerbezweig 
verbessern und so für noch mehr Sicherheit und Verlässlichkeit sor-
gen.“ Dieser Abschnitt in der Koalitionsvereinbarung der „Großen 
Koalition“ muss nun im Interesse der Inneren Sicherheit in Deutsch-
land konkretisiert und in einem Gesetz verabschiedet werden. 

Bildrechte beim BDSW.

Anmerkungen

1 Dr. Harald Olschok ist Hauptgeschäftsführer des BDSW.
2 Als Wiki über http://www.basigo.de/basigo-guide.html oder als PDF über das Down-

loadportal des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK): 
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/Publikationen/Praxis_
Bevoelkerungsschutz/Band_17_Praxis_BS_Sicherheit_Grossveranstaltungen.html.

3 Das Verbundprojekt „ProVOD: Professionalisierung des Veranstaltungsordnungs-
dienstes (VOD)“ wird im Rahmen des Forschungsprogramms „Forschung für die zivile 
Sicherheit“ der Bundesregierung in der Themenausschreibung „Neue ökonomische 
Aspekte“ durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. 
Projektträger des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens ist die VDI Technologie-
zentrum GmbH. Nähere Informationen zum Projekt finden Sie unter: www.provod.de. 

4 https://www.bdsw.de/images/broschueren/Deutschland-sicherer-machen---Positio-
nen-und-Forderungen-des-BDSW.pdf.
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Vermögensabschöpfung 
im kriminalpolizeilichen 
Alltag

Staatsanwalt Arne Rettke, Lübeck1

Die Vermögensabschöpfung galt bislang eher als strafrechtliches 
Nischenprodukt, das nur ausnahmsweise angewendet wurde und 
besonderen Fallkonstellationen wie z.B. der Verfolgung von Betäu-
bungsmitteldelikten vorbehalten war. Wo bislang dennoch im Ergeb-
nis Vermögensabschöpfung bei der Verfolgung allgemeiner Strafta-
ten stattfand, insbesondere durch die Beschlagnahme von Diebes-
gut, lag der Fokus zunächst vor allem auf der Eignung als Beweismit-
tel; erst bei der Frage nach einer möglichen Herausgabe wurde der 
Verletzte in den Blick genommen. Die Bedeutung der Vermögens-
abschöpfung ist durch das am 1.7.2017 in Kraft getretene Gesetz 
zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung2 deutlich 
gestiegen. Hieraus folgt eine Mehrbelastung u.a. der Polizei, die bei 
der zukünftigen Bemessung des Personals zu berücksichtigen sein 
wird.3 Die Bundesregierung hat in ihrem Gesetzesentwurf4 die zum 
damaligen Zeitpunkt geltenden Regelungen der Vermögensabschöp-
fung als äußerst komplex und unübersichtlich und zudem mit zahl-
reichen rechtlichen Zweifelsfragen belastet bezeichnet. Es bestün-
den nicht vertretbare Abschöpfungslücken. Der Staat habe aber alles 
rechtsstaatlich Mögliche zu unternehmen, um die Nutznießung von 
Verbrechensgewinnen zu unterbinden. Durch die Reform solle daher 
das Recht der Vermögensabschöpfung vereinfacht, die vorläufige 
Sicherstellung von Vermögenswerten erleichtert, die nachträgliche 
Abschöpfung von Vermögensgegenständen ermöglicht und nicht 
vertretbare Abschöpfungslücken geschlossen werden.

1 Grundlegendes und Begrifflichkeiten

Die Reform der Vermögensabschöpfung bringt tiefgreifende Ände-
rungen mit sich. Dies zeigt sich weniger an der Änderung eini-
ger Begrifflichkeiten. Der zuvor im § 73 StGB gebrauchte Begriff 
„Verfall“ wird durch „Einziehung von Taterträgen“ ersetzt, und 
heißt damit ähnlich wie die „Einziehung von Tatprodukten, Tat-
mitteln und Tatobjekten“ im Rahmen des § 74 StGB. Diese Anglei-
chung der Bezeichnungen erleichtert zwar die Übersetzung bei 
grenzüberschreitenden Sachverhalten,5 im deutschen Recht muss 
jedoch zwischen der Einziehung gemäß § 73 StGB und derjenigen 
gemäß § 74 StGB unterschieden werden, da sich bei unterschied-
lichen Voraussetzungen für die Anordnung der Einziehung auch 
andere Rechtsfolgen ergeben.6 Anstelle der aus der Tat erlang-
ten Vorteile sind nun die durch die Tat erlangten Vorteile abzu-
schöpfen. Das vom Bundesgerichtshof aus dem Begriff aus herge-
leitete Unmittelbarkeitskriterium wurde damit aufgegeben (siehe 
Ziff. 2.2). Wesentlich bedeutender ist die Abschaffung der Rück-
gewinnungshilfe. Während es nach altem Recht (§ 73 Abs. 1 S. 2 
StGB a.F.) ausgeschlossen war, den Verfall anzuordnen, wenn das 
aus der Tat Erlangte einem Verletzten zustand (was meistens der 
Fall war), spielt es nun keine Rolle mehr, ob es einen Verletzten der 
Tat gibt oder nicht. Die neuen Regeln schaffen einen umfassenden 

staatlichen Einziehungsanspruch. Sofern der Anspruch des Verletz-
ten nicht erloschen ist (Ziff. 3), sind die Belange des Verletzten 
erst im Vollstreckungsverfahren zu berücksichtigen. Auch für die 
Fragen, ob man ausnahmsweise von der Einziehung absehen darf 
(Ziff. 7) oder ob vorläufige Maßnahmen ergriffen werden dürfen 
(Ziff. 8), kommt es, weil es sich um einen staatlichen Einziehungs-
anspruch handelt, auf die Person des Verletzten und dessen Mög-
lichkeiten, selbst das auf seine Kosten Erlangte zurückzuerhalten, 
nicht an. Durch den Verzicht auf die ehemalige Beschränkung der 
selbständigen Einziehung auf tatsächliche Gründe kann nun auch 
dann, wenn wegen der Straftat keine bestimmte Person verfolgt 
oder verurteilt werden kann, die Einziehung in fast allen Fällen 
angeordnet werden (Ziff. 6). Ferner kann die Einziehung auch 
dann angeordnet werden, wenn zur Überzeugung des Gerichts der 
erlangte Gegenstand aus einer rechtswidrigen Tat herrührt. Dies 
gilt nicht nur für die Fälle der jetzt ausgeweiteten erweiterten Ein-
ziehung (Ziff. 5), sondern neuerdings auch ohne Nachweis einer 
konkreten Straftat, sofern zuvor ein Verfahren wegen einer Kata-
logstraftat geführt wurde (Ziff. 6.2). Im Ergebnis ist die Vermögens-
abschöpfung bis auf wenige Ausnahmen jetzt immer dann mög-
lich und auch zwingend, wenn jemand durch oder für eine (nicht 
zwangsläufig konkret zu bestimmende) Tat etwas erlangt hat.

2  Die Bestimmung des einzuziehenden Etwas 
bzw. Betrags

Bei der Bestimmung des Erlangten kommt es darauf an, ob ein 
Gegenstand erlangt wurde, der aufgrund seiner Beschaffenheit 
gegenständlich eingezogen werden kann und noch vorhanden 
ist (Einziehung von Taterträgen) oder nicht (Einziehung des 
Wertes von Taterträgen).

2.1 Einziehung von Taterträgen

Der Einziehung unterliegt, was der Täter oder Teilnehmer oder der 
andere in den Fällen des § 73b StGB7 durch oder für eine rechts-
widrige Tat erlangt hat. Für die Tat erlangt ist der Tatlohn, der 
z.B. in der Vergütung des Auftragsmörders oder aber auch in der 
Gebührenrechnung eines an einer Steuerhinterziehung beteiligten 
Steuerberaters oder dem für eine illegale Entsorgung von Abfäl-
len gezahlten Entgelt liegen kann. Durch die Tat erlangt wurde 
zunächst einmal das, was der Täter gegenständlich erlangt. Dabei 
kann es sich – trotz der allgemeinen Einordnung der Regelung der 
§§ 73 ff. StGB in den Bereich der Vermögensabschöpfung – auch 
um objektiv wertlose Sachen ebenso wie um nicht verkehrsfähige 
Gegenstände wie z.B. gefälschte Markenartikel handeln. Hinsicht-
lich des Zeitpunkts des Erlangens sind während der Tat erlangte 
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Gegenstände wie z.B. die gestohlene Schnapsflasche, das unter-
schlagene Fahrrad oder die im Wege des Betrugs erlangte Schrank-
wand einzuziehen. Etwas vor Versuchsbeginn Erlangtes kann 
mangels Straftat nicht durch die Tat erlangt sein.8 Nach der Tat-
beendigung Erlangtes stammt ebenfalls nicht mehr aus der Straf-
tat. Solche Vermögenswerte können allerdings aufgrund eines 
Anspruchs, eines Versprechens oder einer Aussicht gewährt worden 
sein. Sofern dies der Fall ist, wäre dann der Wert dieses Anspruchs 
o.ä. im Rahmen der Einziehung des Wertes von Taterträgen 
einzuziehen. Ein Belassen von entdecktem gegenständlich noch 
vorhandenem Taterlangten beim Beschuldigten dürfte nach der 
Neuregelung kaum noch in Betracht kommen, es wird vielmehr 
regelmäßig zu beschlagnahmen sein (siehe Ziff. 8 und 8.1).

 2.2 Einziehung des Werts von Taterträgen

Vielfach besteht das Taterlangte in ersparten Aufwendungen, z.B. 
in Form ersparten Aufwands für die fachgerechte Entsorgung von 
Abfällen und anderen Stoffen (§§ 324 ff. StGB). Durch eine Straftat 
können ferner immaterielle Werte wie z.B. eine Firmenwertsteige-
rung erlangt sein. Durch die Aufgabe des Unmittelbarkeitskriteriums 
können nun auch mittelbar erlangte Vorteile eingezogen werden.

Die vorgenannten Vermögensvorteile können aufgrund ihrer 
Beschaffenheit nicht gegenständlich eingezogen werden. § 73c StGB 
sieht für diesen Fall vor, dass der Wert des Erlangten einzuziehen ist. 
Eine Unmöglichkeit der Einziehung ergibt sich auch bei dem Unter-
gang des Gegenstands als solchem, z.B. durch Zerstörung, aber auch 
durch Verarbeitung gemäß § 950 BGB, wenn eine Sache zu einer 
neuen Sache umgebildet wird, oder durch Vermengung z.B. von Bar-
geld.9 Eine Einziehung ist nur dann möglich, wenn jeder einzelnen 
Tat das Taterlangte zugeordnet werden kann. Stammt das aufge-
fundene Erlangte ausschließlich aus mehreren Straftaten, kann aber 
nicht festgestellt werden, welcher Gegenstand durch welche Straftat 
zu wessen Lasten erlangt wurde (eine Vielzahl ähnlicher Schmuck-
stücke nach mehreren Raubüberfällen auf Juweliere oder Bargeld 
nach mehreren Betäubungsmittelgeschäften), so ist der Wert der 
Taterträge einzuziehen. Dabei werden freilich regelmäßig körperlich 
vorhandene (aber nicht zuzuordnende) Gegenstände zur späteren 
Verwertung im Rahmen eines Vermögensarrests gepfändet werden 
(siehe Ziff. 8.2). Falls die Gegenstände keinen legalen Wert haben 
sollten, z.B. Betäubungsmittel, so ist an eine Einziehung gemäß 
besonderer Vorschriften, in diesem Fall § 33 BtmG, zu denken.

Ein in der Praxis häufiger Fall der Unmöglichkeit der Einzie-
hung des erlangten Gegenstands beim Täter ist der, dass der Täter 
den Gegenstand verkauft, verschenkt oder verbraucht hat. Wird 
z.B. die gestohlene Schnapsflasche oder die ertrogene Schrank-

wand vom Täter verkauft, 
ist beim Täter der Wert der 
Gegenstände im Zeitpunkt 
des Erlangens durch den 
Täter einzuziehen.

Durch die Reform wurden 
in § 73d StGB erstmals Rege-
lungen zur Bestimmung des 
einzuziehenden Betrags im 
Rahmen der Wertersatzein-
ziehung eingefügt. Zwar sind 
danach Aufwendungen für 
den Erwerb des Taterlang-
ten gemäß § 73d Abs. 1 S. 1 
StGB abzuziehen. Allerdings 
führt die Rückausnahme des 
§ 73d Abs. 1 S. 2 1. Halbsatz 
StGB, der anordnet, dass die 

Aufwendungen, die für die Begehung der Straftat oder deren Vor-
bereitung gemacht wurden, bei der Bestimmung des einzuzie-
henden Betrag außer Betracht bleiben, dazu, dass – mit Aus-
nahme der Verfahren wegen fahrlässigen Handelns, der Verfah-
ren gegen jugendliche Straftäter und der Rückrückausnahme des 
§ 73d Abs. 1 S. 2 2. Halbsatz StGB vor allem für die Fälle des 
Eingehungsbetrugs – der Abzug von Aufwendungen regelmäßig 
ausgeschlossen und das Brutto-Erlangte einzuziehen ist.10

Im Rahmen der durch den polizeilichen Sachbearbeiter durchzu-
führenden Ermittlungen ist für die Einziehung von Taterträgen der 
Wert des Erlangten zu ermitteln und mit einem Betrag in Euro zu 
beziffern. Insoweit ergibt sich keine nennenswerte Änderung der 
Anforderungen, da auch in der Vergangenheit der durch die Tat ver-
ursachte Schaden für die Strafzumessung zu ermitteln war. Lediglich 
die Wertangabe wird nun etwas genauer ausfallen müssen, wobei der 
(Mindest-)Wert des Erlangten gemäß § 73d Abs. 2 StGB auf Grund-
lage von ermittelten Anknüpfungstatsachen geschätzt werden kann. 

2.3 Einziehung des Werts von Taterträgen neben 
der Einziehung des Gegenstands

Soweit der aktuelle Wert des erlangten Gegenstands hinter dem 
Wert des Gegenstands zum Zeitpunkt des Erlangens zurückbleibt, 
ist gemäß § 73c S. 2 StGB hinsichtlich des Differenzbetrags neben 
der Einziehung des Gegenstands auch die Einziehung des Wertes 
von Taterträgen anzuordnen. Wenn z.B. die ertrogene Schrank-
wand, eine ursprünglich neue Sache, in Gebrauch genommen 
wurde, so wird sie allein dadurch einen Wertverlust erleiden. Aber 
auch bereits gebrauchte Sachen können einen weiteren Wertver-
lust erleiden, wenn sie weiter abgenutzt oder beschädigt werden. 
Ein Wahlrecht der Strafverfolgungsorgane, auf die Einziehung des 
ursprünglichen Gegenstands zu verzichten, also z.B. dem Täter die 
ertrogene Schrankwand zu belassen, und stattdessen den gesam-
ten ursprünglichen Wert einzuziehen, besteht nicht. Dies gilt 
selbst dann, wenn der Verletzte schon vor Beschlagnahme erklärt, 
kein Interesse an dem im Wert geminderten Gegenstand mehr zu 
haben. Im Beispielsfall wäre daher zwingend sowohl die gebrauchte 
Schrankwand einzuziehen (und zu diesem Zweck zu beschlagnah-
men, siehe Ziff. 2.1 und 8.1) als auch der Differenzbetrag zwischen 
dem Wert zum Zeitpunkt des Erlangens und zum Zeitpunkt der 
Einziehung bzw. der Beschlagnahme einzuziehen. Beschlagnahmte 
Gegenstände sind daher immer im Hinblick auf die zwingend vorge-
sehene Einziehung des Wertes in Höhe der Wertminderung gemäß 
§ 73c S. 2 StGB durch den polizeilichen Sachbearbeiter zu bewer-
ten. Zumindest den Bewertungsschwierigkeiten kann durch die 
gemäß § 73d Abs. 2 StGB zulässige Schätzung begegnet werden. 
Dabei ist allerdings vorsichtig zu schätzen. Bei gebrauchten Sachen 
kann vielfach anhand von Internet-Auktions- oder Verkaufsange-
boten eine Einordnung des aktuellen Werts erfolgen. Im Rahmen 
der Schätzung gemäß § 73d Abs. 2 StGB dürfte es sich vielfach 
anbieten, einen Sicherheitsabschlag von 10% von der so ermittel-
ten Wertminderung abzuziehen. Die Schätzungsgrundlagen (Fotos 
der Gegenstände, ggfls. vergleichbare Angebote, Berechnung) sind 
in der Ermittlungsakte nachvollziehbar darzustellen.

2.4 Einziehung des Surrogats von Taterträgen

Unter den in § 73 Abs. 3 StGB (eng umgrenzten) genannten 
Umständen kann auch ein für das Taterlangte erhaltener Ersatz-
gegenstand eingezogen werden. In allen Fällen der Einziehung 
gemäß § 73c S. 1 StGB ist alternativ allerdings auch die Ein-
ziehung des Wertersatzes zulässig und, wenn von der Einzie-
hung des Surrogats abgesehen werden soll, auch zwingend. Die 
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Einziehung des Wertersatzes ist regelmäßig vorzuziehen, da sie 
u.a. Probleme in der Vollstreckung bei mehreren anspruchsbe-
rechtigten Verletzten vermeidet. Der Ersatzgegenstand kann im 
Rahmen eines Vermögensarrestes (siehe Ziff. 8.2) gepfändet und 
nach Rechtskraft der Einziehungsanordnung verwertet werden.

3 Erlöschen des Anspruchs des Verletzten

Damit die Einziehung angeordnet werden kann, darf der Anspruch 
des Verletzten nicht erloschen sein, § 73e StGB. Dies wäre insbeson-
dere dann der Fall, wenn der Verletzte das Taterlangte oder dessen 
Wert zurückerhalten hätte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine 
Zahlung einer Versicherung nicht zum Erlöschen des Anspruchs des 
Verletzten, sondern nur zu einem Übergang des Anspruchs auf die 
Versicherung führt. Ferner ist zu berücksichtigen, dass der Eintritt 
der zivilrechtlichen Verjährung nicht zum Erlöschen der Forderung 
führt. Ob der Verletzte das Taterlangte bzw. dessen Wert zurücker-
halten hat, ist nicht nur zwingend immer nach neuer Rechtslage, 
sondern war auch bereits nach alter Rechtslage zu ermitteln, da 
im Rahmen der Strafzumessung das Nachtatverhalten gemäß § 46 
Abs. 2 S. 2 a.E. StGB zu berücksichtigen ist und bei einer überwie-
genden Wiedergutmachung sogar gemäß § 46a StGB eine (regelmä-
ßig zu gewährende) Strafmilderung in Betracht kommt. Auch hier 
sind allerdings die Anforderungen an die Genauigkeit und Aktuali-
tät der ermittelten Wiedergutmachungsleistungen gestiegen.

4  Einziehung von Taterträgen bei anderen 
gemäß § 73b StGB

Es ist immer zu ermitteln, wer derjenige ist, der etwas erlangt hat. 
Durch die Reform wurde der Kreis der Personen, denen gegenüber 
eine Einziehung angeordnet werden kann, erweitert. Neben den in 
§ 73b Abs. 1 Nr. 1 und 2 StGB genannten Vertretungs- und Ver-
schiebungsfällen ist nunmehr auch die Einziehung gegenüber Erben, 
Pflichtteilsberechtigten und Vermächtnisnehmern gemäß § 73b 
Abs. 1 Nr. 3 StGB anzuordnen. Dabei können auch mehrere gemein-
sam erlangt haben und damit Gesamtschuldner der Einziehung sein. 
Die Einziehungsbetroffenen sind, sofern sie nicht als Beschuldigte 
am Strafverfahren beteiligt sind, entweder als Einziehungsbetei-
ligte gemäß § 424 StPO am Strafverfahren, soweit es die Einziehung 
betrifft, zu beteiligen, oder es ist insoweit ein selbständiges Einzie-
hungsverfahren durchzuführen. In beiden Fällen sind die Daten des 
Einziehungsbetroffenen (bei juristischen Personen u.a. die Gesell-
schafter und die Geschäftsführer) zu ermitteln und der Einziehungs-
betroffene gemäß § 426 StPO im Ermittlungsverfahren anzuhören. 
Vom abweichenden Hinweis auf den Verfahrensgegenstand und der 
abweichenden Belehrung abgesehen entspricht die Anhörung im 
Übrigen der Anhörung eines Beschuldigten. Sofern z.B. beim Leis-
tungsbetrug zu Gunsten einer Bedarfsgemeinschaft und zu Lasten 
der Arbeitsagentur das Erlangte in Form einer Überweisung auf ein 
Bankkonto gezahlt wurde, kommen sämtliche Kontoinhaber als Ein-
ziehungsbeteiligte in Betracht. Es wäre dann insoweit möglicher-
weise eine Bankauskunft einzuholen, die sich – bei Fehlen anderer 
belastbarer Anhaltspunkte für die laufenden Einkünfte – auch für 
die ohnehin gebotene Ermittlung des für die Berechnung der Tages-
satzhöhe maßgeblichen Einkommens anbietet.11

5  Erweiterte Einziehung gemäß  
§ 73a Abs. 1 StGB

Die vorher nur bei ausgewählten Delikten zulässige erweiterte 
Einziehung ist nun bei sämtlichen Straftatbeständen möglich. 

Sofern das Gericht davon überzeugt ist, dass ein Gegenstand 
aus einer weiteren rechtswidrigen Tat herrührt, ist dieser auch 
dann einzuziehen, wenn die konkrete Tat nicht ermittelt wer-
den kann. Wenn also z.B. im Rahmen einer Durchsuchung (hin-
sichtlich einer beliebigen und in der Folge auch nachweisba-
ren Straftat) zufällig ein Keller voller offensichtlich gestohle-
ner (oder – in Bezug auf den Nutzer des Kellers – gehehlter) 
Fahrräder als Zufallsfund entdeckt wird, sind diese gemäß § 73a 
Abs. 1 StGB einzuziehen. Das Gericht kann seine im Rahmen 
der freien richterlichen Beweiswürdigung gewonnene Überzeu-
gung unter anderem auf ein grobes Missverhältnis zwischen 
dem Wert des Gegenstandes und den rechtmäßigen Einkünften 
des Betroffenen, die Umstände, unter denen der Gegenstand 
aufgefunden und sichergestellt worden ist, sowie die weiteren 
Ermittlungsergebnisse stützen.12 Ergibt sich z.B. durch den 
Fund von Verkaufsbelegen oder Pfandleihverträgen über wei-
tere offensichtlich gestohlene (oder gehehlte) Fahrräder, dass 
weitere Gegenstände durch Straftaten erlangt und anschlie-
ßend veräußert wurden, so ist insofern die Wertersatzeinzie-
hung gemäß §§ 73a, 73c StGB anzuordnen. In der Praxis wird 
diese Möglichkeit – ähnlich wie die Möglichkeit der Wertersatz-
einziehung gemäß § 74c StGB bei Tatprodukten, -mitteln oder 
-objekten – allerdings leicht übersehen.

6 Selbständige Einziehung

Die selbständige Einziehung ist nicht zu verwechseln mit dem 
selbständigen Einziehungsverfahren. Während erstere die mate-
rielle Einziehungsanordnung gegenüber einer Person bezeich-
net, die nicht Beschuldigte ist, und die durchaus auch im 
subjektiven Verfahren erfolgen kann, bezeichnet letztere das 
objektive Verfahren, dass ausschließlich eine (selbständige) 
Einziehung zum Gegenstand hat. Die selbständige Einziehung 
unterscheidet sich in ihren Voraussetzungen deutlich, je nach-
dem, ob sie gemäß § 76a Abs. 1 bis 3 StGB oder § 76a Abs. 4 
StGB angeordnet werden soll.

6.1 Die selbständige Einziehung gemäß  
§ 76a Abs. 1 StGB

Liegt eine konkrete Straftat vor, kann aber eine Verurteilung 
nicht erfolgen, weil der Täter nicht ermittelt oder ergriffen wer-
den kann, weil er bereits verurteilt ist oder die Tat verjährt ist, 
oder soll von einer Verurteilung gemäß §§ 153 bis 154, 154b, 
154c, 154f StPO abgesehen werden, so ist – sofern eine selbstän-
dige Einziehung nicht gemäß § 76a Abs. 1 S. 3 StGB aufgrund 
des Fehlens einer der dort genannten Strafverfolgungsvoraus-
setzungen oder einer bereits erfolgten rechtskräftigen Entschei-
dung über eine Einziehung ausgeschlossen ist – die selbstän-
dige Einziehung anzuordnen. Ist der erlangte Gegenstand nicht 
mehr vorhanden oder sonst wegen seiner Beschaffenheit nicht 
einzuziehen, so ist gemäß § 76a Abs. 2 StGB die selbständige 
Einziehung des Wertes des Tatertrages anzuordnen. Dabei dür-
fen und müssen auch hinsichtlich bereits verjährter Straftaten 
Ermittlungen angestellt werden. Dies folgt aus dem zwingenden 
Charakter der jeweiligen Einziehungsvorschrift. Da jedoch bei 
bereits eingetretener Verjährung die rechtswidrige Tat länger 
zurückliegt und sich dadurch ein deutlich höherer Aufwand für 
die Ermittlungen ergibt, bietet es sich an, die Ermittlungen erst 
dann aufzunehmen, wenn mit der Staatsanwaltschaft geklärt 
wurde, ob dieser Aufwand als unangemessen im Sinne des § 435 
StPO (siehe Ziff. 7.3) anzusehen ist.
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6.2 Die selbständige Einziehung gemäß  
§ 76a Abs. 4 StGB

Liegt keine konkrete Straftat vor, steht aber zur Überzeugung des 
Gerichts fest, dass der Gegenstand aus einer rechtswidrigen Tat her-
rührt, so soll der Gegenstand eingezogen werden, wenn zuvor ein 
Strafverfahren wegen einer im Katalog des § 76a Abs. 4 S. 3 StGB 
genannten Straftat geführt wurde. Zu den Katalogtaten gehört 
gemäß § 76a Abs. 4 S. 3 Nr. 1 Buchstabe f) StGB die vorsätzliche 
vollendete Geldwäsche. Für die Einleitung eines solchen Verfahrens 
genügt bereits der Anfangsverdacht einer solchen Straftat, der sich 
aus dem Verstecken von Bargeld oder einem für die Umsätze des 
Unternehmens deutlich überhöhten Bargeldbetrag ergeben kann. 
Zudem muss es zumindest möglich erscheinen, dass eine taugliche 
Vortat gemäß § 261 Abs. 1 oder 2 StGB vorliegt. Eine Beweislastum-
kehr, wie sie der Koalitionsvertrag13 zum Ziel hatte, ist dabei nicht 
geschaffen worden. Es bleibt bei der freien richterlichen Beweis-
würdigung, die sich insbesondere auf die in § 437 StPO genannten 
Umstände stützen kann. Bei Vorliegen der Voraussetzungen soll eine 
selbständige Einziehung erfolgen. Sofern hiervon abgesehen werden 
soll, erfordert dies eine an den Umständen des Einzelfalls orientierte 
begründete Ermessensentscheidung der Staatsanwaltschaft.

7 Zwingendes Recht

Mit Ausnahme der Einziehung gemäß § 76a Abs. 4 StGB ist eine 
Einziehung in sämtlichen genannten Konstellationen zwingend. 
Nur ausnahmsweise kann im Rahmen der folgenden Vorschriften 
von einer Einziehung abgesehen werden. Die Voraussetzungen der 
Einziehung sind daher regelmäßig durch die Polizei zu ermitteln, 
nur in ganz besonderen Fällen (z.B. bei bereits verjährten Strafta-
ten, siehe Ziff. 6.1) kann die Nachfrage bei der Staatsanwaltschaft, 
ob insofern auf Ermittlungen verzichtet werden kann, lohnen.14

7.1 Absehen von der Einziehung gemäß  
§ 421 Abs. 1 StGB

Im Strafverfahren kann mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
dann von einer Einziehungsanordnung gemäß §§ 73 ff. StGB 
abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen von § 421 Abs. 1 
Nr. 1 oder 3 StGB vorliegen. § 421 Abs. 1 Nr. 2 StPO ist dagegen 
nur auf die Fälle der §§ 74 ff. StGB anwendbar.

Gemäß § 421 Abs. 1 Nr. 1 StGB kann bei einem geringen Wert 
des Taterlangten, also bis zu einem Wert von 50 Euro,15 von der 
Einziehung abgesehen werden.

Gemäß § 421 Abs. 1 Nr. 3 StGB kann von der Einziehung 
abgesehen werden, wenn das Verfahren, soweit es die Einzie-
hung betrifft, einen unangemessenen Aufwand erfordern oder 
die Herbeiführung der Entscheidung über die anderen Rechts-
folgen der Tat unangemessen erschweren würde. Eine unange-
messene Erschwerung (in den meisten Fällen eine Verzögerung) 
der Entscheidung über die anderen Rechtsfolgen kann z.B. 
in Haftsachen anzunehmen sein. Dann besteht allerdings die 
Möglichkeit, das Verfahren hinsichtlich der Einziehung gemäß 
§§ 422, 423 StPO abzutrennen. Der Anwendungsbereich des 
§ 421 Abs. 1 Nr. 3 StGB aufgrund einer solchen Erschwerung 
dürfte in der Praxis keine nennenswerte Bedeutung erlangen.

Einen unangemessenen Aufwand kann das Verfahren erfor-
dern, wenn der zusätzliche, allein wegen der Einziehungsan-
ordnung erforderliche Aufwand außer Verhältnis zum voraus-
sichtlichen Vollstreckungsergebnis einer Einziehungsanord-
nung steht. Der zusätzliche Aufwand wird dabei äußerst gering 
ausfallen, wenn sämtliche Umstände, die für eine Entscheidung 

über die Einziehung ermittelt werden müssen, ohnehin für 
einen möglichen Strafausspruch zu ermitteln sind. Das wäre 
z.B. bei einem Diebstahl der Fall (der Wert des Diebesguts hat 
wesentliche Bedeutung im Rahmen der Strafzumessung), beim 
Betrug oder der Steuerhinterziehung. Es ist jedoch auch mög-
lich, dass das Taterlangte für einen Schuldspruch nicht ermit-
telt werden muss, die Bestimmung des Umfangs des erlangten 
Vorteils jedoch Schwierigkeiten bereitet. Wenn z.B. ein Tier 
so gehalten wird, dass der Tatbestand der Tiermisshandlung 
gemäß § 17 TierSchG erfüllt ist, wird der Tierhalter wohl gerin-
gere Aufwendungen gehabt haben, als bei nicht strafbarer Tier-
haltung. Welcher Aufwand genau für die strafbare, als Tiermiss-
handlung einzustufende Tierhaltung angefallen ist und welcher 
zusätzliche Aufwand für eine gerade eben nicht mehr strafbare 
(aber deswegen noch nicht zwingend artgerechte) Tierhaltung 
angefallen wäre, lässt sich regelmäßig nur schwer feststellen.16

Das voraussichtliche Vollstreckungsergebnis einer Einzie-
hungsanordnung ist wiederum bei eröffnetem Insolvenzverfah-
ren oder sonst ersichtlich vermögenslosen Tatverdächtigen17 so 
gering, dass auch bei einem geringen durch die Einziehungsan-
ordnung verursachten zusätzlichen Aufwand dieser als unange-
messen angesehen werden kann.

Gründe, die in der Person des Verletzten liegen, können 
einen unangemessenen Aufwand in keinem Fall begründen,18 
denn anders als bei der früheren Rückgewinnungshilfe handelt 
es sich nun um einen staatlichen Einziehungsanspruch. Auch 
der Vollstreckungsaufwand einer Einziehung kann ein Absehen 
nicht begründen, da es sich insoweit nicht um einen Umstand 
des Einzelfalls handelt, sondern um die Grundentscheidung des 
Gesetzgebers, durch die parallele Vollstreckungsmöglichkeit von 
Verletztem und Justiz für eine effektive Vermögensabschöpfung 
zu sorgen. Ob man das für notwendig oder überflüssig hält, ist 
angesichts des Umstands, dass der Gesetzgeber es für notwen-
dig gehalten hat, irrelevant.

7.2 Absehen von der Einziehung gemäß  
§ 421 Abs. 3 StGB

§ 421 Abs. 3 StPO gibt der Staatsanwaltschaft bereits im Ermitt-
lungsverfahren die Möglichkeit, von der Einziehung abzusehen. 
Allerdings verweist § 421 Abs. 3 StPO nicht (ausschließlich) auf 
Abs. 1 der Norm, so dass sich die Frage stellt, ob ein Absehen von 
der Einziehung auch aus anderen Gründen zulässig sein kann. Da 
jedoch das Gericht gemäß § 421 Abs. 2 S. 1 StPO jederzeit und 
ohne Zustimmung der Staatsanwaltschaft die Beschränkung wie-
der rückgängig machen und die Wiedereinbeziehung der Einzie-
hung anordnen kann und auch muss, wenn die Voraussetzungen 
eines Absehens gemäß § 421 Abs. 1 StPO nicht vorliegen, kann 
es einen weiteren Spielraum der Staatsanwaltschaft bei der Frage 
des Absehens von der Einziehungsanordnung nicht geben.

7.3 Absehen von der Einziehung gemäß § 435 StGB

Die Durchführung eines selbständigen Einziehungsverfahrens 
ist – wenn ein subjektives Verfahren nicht durchgeführt wer-
den kann oder soll – zunächst (mit Ausnahme der Einziehung 
gemäß § 76a Abs. 4 StGB) zwingend. Dass die Staatsanwalt-
schaft und der Privatkläger gemäß § 435 StPO den Antrag 
stellen können und nicht müssen, ergibt sich zum einen aus 
der Möglichkeit der Anordnung im subjektiven Verfahren, der 
Anwendbarkeit des selbständigen Einziehungsverfahrens für 
die selbständige Einziehung gemäß § 76a Abs. 4 StGB und 
dem Umstand, dass es auch dem (hierzu nicht verpflichteten) 
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Privatkläger möglich ist, einen Antrag zu stellen. § 435 Abs. 1 
S. 2 StPO räumt jedoch der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit 
ein, von dem Antrag, die Einziehung selbständig anzuordnen, 
insbesondere dann abzusehen, wenn das Erlangte nur einen 
geringen Wert hat oder das Verfahren einen unangemessenen 
Aufwand erfordern würde. Hinsichtlich der genannten Voraus-
setzungen gelten dieselben Maßstäbe wie bei § 421 Abs. 1 StPO. 
Aus der Verwendung des Begriffs insbesondere ergibt sich hier 
keine zusätzliche Möglichkeit, von einer Einziehung abzusehen, 
da das Gesetz für eine solche keinen Maßstab bereithält.19

8 Vorläufige Maßnahmen

Vorläufige Maßnahmen erhalten durch die Reform einen höhe-
ren Stellenwert. Bei dringendem Tatverdacht sollen sie jeweils 
ergriffen werden (§§ 111b Abs. 1 S. 2, 111e Abs. 1 S. 2 StPO).

8.1 Beschlagnahme

Sofern eine Einziehung von Taterträgen in Betracht kommt, 
das ursprünglich Erlangte also noch vorhanden ist, kann es 
nicht nur als Beweismittel gemäß §§ 94, 98 StPO sichergestellt 
oder beschlagnahmt werden, es kann auch zur Sicherung der 
Vollstreckung der Einziehungsanordnung gemäß §§ 111b, 111j 
StPO beschlagnahmt werden. Anders als bei Beweismitteln ist 
bei Einziehungsgegenständen eine Sicherstellung nicht mög-
lich. Die Anordnungskompetenz liegt jeweils beim zuständigen 
Gericht. Lediglich bei Gefahr im Verzug dürfen auch die Staats-
anwaltschaft und – dann allerdings im Rahmen des § 111b StPO 
beschränkt auf bewegliche Sachen – die Ermittlungspersonen 
der Staatsanwaltschaft die Beschlagnahme anordnen. 

Sofern die Beschlagnahme einer beweglichen Sache gemäß § 111b 
StPO bei Gefahr in Verzug durch die Polizei erfolgt ist, ist zunächst 
– anders als im Rahmen des § 98 StPO, der vorsieht, dass bei einer 
Beschlagnahme, bei der weder der davon Betroffene noch ein 
erwachsener Angehöriger anwesend war oder wenn eine der genann-
ten anwesenden Personen gegen die Beschlagnahme ausdrücklichen 
Widerspruch erhoben hat, binnen drei Tagen die richterliche Bestäti-
gung der Beschlagnahme zu beantragen sein soll – eine gerichtliche 
Bestätigung insofern nicht vorgesehen (§ 111j Abs. 2 S. 2 StPO). 
Da aber einer beweglichen Sache, die durch eine Straftat erlangt 
wurde, zumindest insoweit Beweisfunktion zukommt, dass es gerade 
die erlangte Sache ist, die an genau diesem Ort bzw. bei dieser Per-
son gefunden wurde, sind kaum Fälle anzunehmen, in denen nicht 
zugleich auch eine Beschlagnahme gemäß § 94 StPO anzuordnen 
wäre. Es sollte dann eine doppelfunktionale Beschlagnahme sowohl 
zu Beweiszwecken als auch zur Sicherung der Einziehung erfolgen. 
Eine Beschränkung nur auf die Beschlagnahme zu Beweiszwecken 
hätte zur Folge, dass die Sicherungswirkung der insolvenzfesten 
Beschlagnahme gemäß §§ 111b, 111d Abs. 1 StPO nicht einträte, 
bei einer Beschränkung nur auf die Beschlagnahme zur Vermögens-
sicherung würde man sich dem Verdacht aussetzen, das Recht des 
Betroffenen aus § 98 Abs. 2 StPO umgehen zu wollen.

Eine Beschlagnahme hat bereits dann stattgefunden, wenn der 
Polizeibeamte den Gegenstand an sich genommen hat, ohne dass 
der Betroffene diesen freiwillig herausgegeben hätte. Ob dies als 
Beschlagnahme bezeichnet wird, ist unerheblich. Wird also z.B. 
bei einem Ladendieb die im Hosenbund versteckte und vorher 
nicht freiwillig herausgegebene Schnapsflasche durch den Poli-
zeibeamten gefunden und in Gewahrsam genommen, sind bereits 
die Regeln der Beschlagnahme anzuwenden.20 Dazu zählt auch – 
sowohl bei der Beschlagnahme zu Beweiszwecken wie auch bei der 
Beschlagnahme zur Vermögenssicherung – gemäß §§ 94 Abs. 4, 

111n Abs. 1 StPO die Regelung des § 111n StPO. Dieser sieht in sei-
ner gegenwärtigen Fassung vor, dass eine Herausgabe nicht durch 
die Polizei (§ 111o StPO) und nur bei Offenkundigkeit an andere 
als den letzten Gewahrsamsinhaber erfolgen darf, § 111n Abs. 4 
StPO.21 Die gestohlene und beschlagnahmte Schnapsflasche dürfte 
daher – selbst bei Zustimmung des Beschuldigten – erst nach einer 
(in der Praxis hinderlichen) Rücksprache mit der Staatsanwalt-
schaft an den Ladeninhaber herausgegeben werden.22

Sofern Gegenstände aufgefunden werden, die der Einziehung 
unterliegen, sollte tunlichst auf eine Beschlagnahmeanordnung 
hingewirkt werden bzw. die Beschlagnahme im Falle der Gefahr 
im Verzug selbst angeordnet werden. Ein Verzicht auf eine vor-
läufige Sicherung hat – abgesehen von dem Beweismittelverlust 
und der fehlenden Möglichkeit, die Sache an den Verletzten 
zurückzugeben – zur Folge, dass im Rahmen einer Einziehungs-
anordnung zunächst gemäß §§ 73, 75 StGB der ursprünglich 
erlangte Gegenstand eingezogen werden muss. Dies kann eine 
erneute Durchsuchung durch die Polizei im Vollstreckungs-
verfahren gemäß § 459g Abs. 3 i. V. m. §§ 102 bis 110 StPO 
erforderlich machen. Gegebenenfalls muss nach einer erfolglo-
sen Durchsuchung gemäß § 76 StGB auf eine Wertersatzeinzie-
hung umgestellt werden und dann wiederum die Polizei mit der 
Durchführung der Pfändungsmaßnahmen gemäß § 459g Abs. 3 
i. V. m. §§ 102 bis 110, 111f Abs. 1 StPO beauftragt werden.

Die Verwaltung der gesicherten Vermögenswerte erfolgt durch 
den Rechtspfleger der Staatsanwaltschaft.23 Dieser muss jeder-
zeit in der Lage sein, die Voraussetzungen z.B. einer nach neuer 
Rechtslage erleichterten Notveräußerung24 zu prüfen, und 
ist daher zeitnah von einer Beschlagnahme zu unterrichten. 
Es bietet sich insofern an, für beschlagnahmte Gegenstände 
einen Beschlagnahmevollziehungsband anzulegen, der neben 
der Beschlagnahmeanordnung auch das Beschlagnahmeproto-
koll enthält, und diesen der Staatsanwaltschaft zu übersenden. 
Dieser allein der Verwaltung der Gegenstände dienende Band 
verbleibt auch beim späteren gerichtlichen Verfahren bei der 
Staatsanwaltschaft, § 111m Abs. 1 S. 1 StPO.

8.2 Vermögensarrest

Sofern die Einziehung des Wertes von Taterträgen anzuordnen ist, 
kommt eine vorläufige Sicherung durch einen Vermögensarrest 
gemäß § 111e StPO in Betracht. Die Vorschriften zum strafprozes-
sualen Arrest wurden durch die Reform zwar verschlankt, indem 
der Arrestgrund durch die Streichung des Verweises auf § 917 
ZPO (§ 111d Abs. 2 StPO a. F.) abgeschafft wurde25 und die star-
ren Fristen für Arreste auf der Grundlage eines Anfangsverdachts 
(§ 111b Abs. 3 StPO a.F.) entfallen sind. Im Rahmen der Verhält-
nismäßigkeit werden aber die zu diesen Punkten nach altem Recht 
angestellten Erwägungen weiterhin von Bedeutung sein. Ohne ein 
Sicherungsbedürfnis des Staates ist ein Eingriff in die Rechte des 
möglichen Einziehungsbetroffenen nicht zulässig. Dabei ist aller-
dings zu berücksichtigen, dass durch das vorgeworfene strafbare 
Verhalten die Grundannahme, eine Person werde sich zumindest 
insoweit gesetzestreu verhalten, als die Grenzen des Strafrechts 
nicht überschritten werden, erschüttert ist.26 Die Anordnungs-
kompetenz liegt beim zuständigen Gericht und – bei Gefahr im 
Verzug – bei der Staatsanwaltschaft, § 111j StPO. In allen Fällen ist 
frühzeitig an die Möglichkeit eines Vermögensarrestes zu denken. 
Es ist die Aufgabe des polizeilichen Sachbearbeiters, sich spätes-
tens bei der Vorbereitung einer Durchsuchung an die vielfach vor-
handenen Finanzermittler bzw. Vermögensabschöpfer der Polizei 
zu wenden, um ein Bekanntwerden des Verfahrens vor Prüfung 
vorläufiger Maßnahmen zu verhindern. Wenn zunächst nur hin-
sichtlich eines Teils des Taterlangten eine Bezifferung der Summe 
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erfolgen kann, so ist die Sicherung dieses Teilbetrags vorzunehmen 
und nicht auf eine (jedenfalls hinsichtlich des Erfolgs) ungewisse, 
spätere Sicherung eines höheren Betrags zu setzen.

Die Vollziehung des Vermögensarrestes und die Verwaltung 
der gesicherten Vermögenswerte erfolgt durch den Rechtspfle-
ger der Staatsanwaltschaft. Dieser wird, da die Verwaltungszu-
ständigkeit auch beim späteren gerichtlichen Verfahren gemäß 
§ 111m StPO bei der Staatsanwaltschaft verbleibt, einen Arrest-
vollziehungsband anlegen.

9  Vollstreckung und Berücksichtigung des 
Verletzten

Erst nach Rechtskraft der Einziehungsanordnung kann der Ver-
letzte im Rahmen der Vollstreckung gemäß §§ 459h, 459j StPO 
seine Ansprüche, die er aus der Tat hat, anmelden bzw. geltend 
machen. Dies gilt auch dann, wenn vorläufig Vermögenswerte 
gesichert werden konnten, diese aber nicht gemäß § 111n StPO 
herausgegeben wurden. Eine Ausnahme bilden diejenigen öffent-
lich-rechtlichen Institutionen, die aufgrund des Umstands, dass 
sie mit dem Mittel eines abgabenrechtlichen Arrests selbst eine 
vorläufige Sicherung hätten vornehmen können, gemäß § 111h 
Abs. 2 S. 2 StPO bevorzugt werden. Die Verletzten können im 
Anschluss an die gemäß § 459i StPO unverzüglich zuzustellende 
Mitteilung über die Einziehungsanordnung ohne Nachweis ihres 
(sich aus der Einziehungsanordnung ergebenden) Anspruchs 
diesen innerhalb von sechs Monaten bei der Staatsanwaltschaft 
anmelden und erhalten dann aus dem Vollstreckungsergebnis 
das auf ihre Kosten Erlangte zurück. Reicht dieses allerdings bei 
mehr als einem Verletzten nicht für eine vollständige Befriedi-
gung der Ansprüche, findet die Verteilung regelmäßig in einem 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft eröffneten Insolvenzverfahren 
statt. Unabhängig von der Frist können sie durch die Vorlage 
eines Titels Auskehrung des Verwertungserlöses des Vollstre-
ckungsergebnisses aus der in Bezug auf ihren Anspruch ergange-
nen Einziehungsanordnung geltend machen.

10 Festnahme und Fahndung

Auch im Rahmen der Vollstreckung kommen auf die Polizei wei-
tere Aufgaben zu. Gemäß § 459g Abs. 3 StPO kann zur Vollstre-
ckung der Einziehungsanordnung auf Antrag des Rechtspflegers 
der Staatsanwaltschaft die Durchsuchung des Einziehungsbe-
troffenen angeordnet werden und es kann insoweit auch eine 
Ausschreibung gemäß § 131 StPO erfolgen. Eine Reihenfolge der 
Vollstreckungsmaßnahmen ist in der Strafprozessordnung nicht 
geregelt. § 459b StPO betrifft lediglich den Fall einer Zahlung des 
Verurteilten ohne Tilgungsbestimmung. Im Falle eines Haftbe-
fehls wegen Ersatzfreiheitsstrafe bei gleichzeitiger Ausschreibung 
zur Vollstreckung des Einziehungsbetrags gemäß §§ 459g Abs. 3, 
111f Abs. 1, 131 Abs. 1 StPO kann daher zunächst hinsichtlich 
der Einziehungsanordnung (durch Pfändung gemäß § 111f Abs. 1 
StPO) vollstreckt werden und danach die Verhaftung erfolgen. 
Dem Verurteilten muss nicht die Gelegenheit gegeben werden, 
die Geldstrafe aus dem Taterlangten zu begleichen.

11 Fazit

Die Vermögensabschöpfung hat sich zu einer wichtigen Aufgabe 
neben der (eigentlichen) Strafverfolgung entwickelt. Das Ziel, 
die Nutznießung von Verbrechensgewinnen zu unterbinden, 
wird deutlich besser erreicht als vor der Reform, bedeutet aber 

auch mehr Aufwand für die Ermittlungspersonen der Staatsan-
waltschaft. Für die (meisten) Verletzten ergibt sich durch die 
Reform unter dem Strich keine Verbesserung der Situation.

Bildrechte bei der Redaktion.

Anmerkungen

1 Der Autor ist als Dezernent für Vermögensabschöpfung in Wirtschaftsstrafsachen bei 
der Staatsanwaltschaft Lübeck tätig. Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung des 
Autors wieder.

2 BGBl. I 2017, S. 872.
3 Vgl. Korte wistra 2018, 1, 12, siehe auch schon BT-Drs. 18/9525, S. 4.
4 BT-Drs. 18/9525, S. 1, 2, 45, 48. Durch das Reformgesetz soll auch die Richtlinie 

2014/42/EU in innerstaatliches Recht umgesetzt werden.
5 „Einziehung“ entspricht dem englischen Begriff „confiscation“, die Überset-

zung des im Englischen nicht bekannten Begriffs „Verfall“ verursachte regelmäßig 
Schwierigkeiten.

6 Da dieser Beitrag nur Vermögensabschöpfung und nicht Einziehung im Allgemeinen 
zum Thema hat, wird auf den Inhalt der §§ 74 ff. StGB hier nicht weiter eingegangen.

7 Der Oberbegriff für die aufgezählten Personen ist der Einziehungsbetroffene. Im 
Folgenden wird hier der besseren Verständlichkeit wegen überwiegend nur der 
Täter genannt, da dieser der häufigste Einziehungsbetroffene im kriminalpoli-
zeilichen Alltag ist. Sofern allerdings andere als der Täter Einziehungsbetroffene 
sein können (Ziff. 4 und 6.2) oder abstrakte Wertungen angesprochen werden 
(z.B. Ziff. 7), wird vom Einziehungsbetroffenen gesprochen. Im Zusammenhang 
mit vorläufigen Maßnahmen wird auch – da die Täterschaft noch nicht feststeht 
– die Bezeichnung der jeweiligen prozessualen Rolle, also Beschuldigter oder Ein-
ziehungsbeteiligter, verwendet.

8 Dazu, dass bereits im Versuchsstadium etwas durch die Tat erlangt worden sein kann, 
siehe OLG Schleswig vom 8.1.2002 – 1 Ws 407/01 – BeckRS 2014, 46352. Auch bei 
gemäß § 30 StGB strafbaren Vorbereitungshandlungen kann bereits etwas für die Tat 
erlangt worden sein.

9 Vgl. Köhler NStZ 2017, 497, Fn. 87. Anderer Auffassung zur alten Rechtslage Leipzi-
ger Kommentar-StGB-Schmidt, 12. Auflage 2010, § 73 Rn. 46. 

10 Ausführlich zur Bestimmung des Erlangten und dem Begriff der Aufwendung im 
Sinne des § 73d StGB Rettke vorgesehen für wistra 6/2018, 234.

11 Vgl. BVerfG vom 1.6.2015 – 2 BvR 67/15, NStZ-RR 2015, 335.
12 Diese in § 437 StPO für die Situation des § 76a Abs. 4 StGB (siehe Ziff. 6.2) genann-

ten Maßstäbe finden im Rahmen der Einziehung gemäß § 73a Abs. 1 StGB, die den 
Nachweis zumindest einer Straftat voraussetzt, erst recht Anwendung.

13 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 16.12.2013, aufgerufen auf https://
www.cdu.de/sites/default/files/media/dokumente/koalitionsvertrag.pdf, S. 101: „Wir 
regeln, dass bei Vermögen unklarer Herkunft verfassungskonform eine Beweislastum-
kehr gilt, sodass der legale Erwerb der Vermögenswerte nachgewiesen werden muss.“

14 Nur bei Einigkeit der Staatsanwaltschaft und des Gerichts kann ein Absehen von der 
Einziehungsanordnung erfolgen. Ein Beispiel für ein Betreiben der Einziehung gegen 
den erklärten Willen der Staatsanwaltschaft findet sich bei AG Kehl vom 28.11.2017 – 
3 Cs 308 Js 10383/17 – juris, Rn. 8.

15 Korte wistra 2018, 1, 10; Köhler/Burkhard NStZ 2017, 665, 675, Rettke wistra 2017, 
417, 417.

16 Ggfls. kann zumindest ein Mindesttaterlangtes gemäß § 73d Abs. 2 StGB geschätzt 
werden.

17 BT-Drs. 18/9525, S. 87. Der einzige weitere dort genannte Fall des Betrugs zum 
Nachteil der Sozialkassen mit vergleichsweise niedrigem Schaden ist aufgrund 
der Besonderheit der Möglichkeit der Einbehaltung zukünftiger Leistungen nicht 
verallgemeinerbar.

18 Auch bei öffentlich-rechtlichen Institutionen als Verletzten ist einzuziehen, vgl. Reh 
NZWiSt 2018, 20, 21. Insbesondere die Frage, ob eine Einziehung zu Gunsten des Fis-
kus geboten sei, wurde im Gesetzgebungsverfahren ausführlich diskutiert und bejaht, 
vgl. BT-Drs. 18/10146, S. 13 f.; BT-Drs. 18/11640, S. 76 f.

19 Ansonsten wäre von einer voraussetzungslosen, also gänzlich ins freie Ermessen der 
Staatsanwaltschaft gestellten Möglichkeit des Absehens aus Opportunitätsgründen 
auszugehen. Eine solche ist der Strafprozessordnung fremd.

20 Vgl. Löwe-Rosenberg-Menges, StPO, 26. Aufl. 2014, § 94 Rn. 44, § 98 Rn. 35, 38.
21 Diese Regelung findet sich nicht etwa in § 111n Abs. 3 S. 2 StPO, so dass man anneh-

men könnte, sie bezöge sich nur auf die Herausgabe an andere als den Verletzten. Bei 
der Übernahme des vom Bundestag am 23.3.2017 beschlossenen Textes (BR-Drs. 237/17, 
S. 19) zum Bundesgesetzblatt (BGBl. I 2017, S. 881) ist lediglich – wie sich auch aus dem 
Schriftbild im Übrigen ergibt – der Abdruck der „(4)“ versehentlich unterlassen worden.

22 Ob insoweit generalisierte Herausgabeentscheidungen durch die (General-)Staatsanwalt-
schaften, z.B. – bei Zustimmung des Beschuldigten zur Rückgabe an den mutmaßlichen 
Eigentümer – für die Fälle des Betreffens auf frischer Tat, bei Sachen von geringem Wert 
oder bei Sachen, deren baldiger Verderb droht, getroffen werden, ist noch nicht abzusehen.

23 Zur funktionellen Zuständigkeit im Bereich der Vermögensabschöpfung siehe Rettke 
SchlHA 2018, 10.

24 Eine Notveräußerung ist jedenfalls ab einem drohenden Wertverlust von 10% vorzu-
nehmen, BT-Drs. 18/9525, S. 85. Da die Notveräußerung dem Schutz des Betroffenen 
bzw. Eigentümers dient, kann eine verspätete Notveräußerung möglicherweise Ersatz-
ansprüche auslösen.

25 Soweit teilweise aus der Formulierung „zur Sicherung der Vollstreckung“ auf das 
Erfordernis eines dem Arrestgrund entsprechenden Sicherungsbedürfnisses geschlos-
sen wird, weist Meißner KriPoZ 2017, 237, 242 zutreffend darauf hin, dass es in 
§ 111b Abs. 2 StPO a.F. eine ähnliche Formulierung („zu deren Sicherung“) gab, ohne 
dass hieraus auf ein besonderes Sicherungsbedürfnis geschlossen worden wäre. 

26 Vgl. zur Verhältnismäßigkeit eines Vermögensarrests Rettke wistra 2017, 417, 420 f.
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Die Tatortuntersuchung
Von Prof. Dr. Holger Roll, Güstrow1

Die Tatortuntersuchung wird 
häufig als Kernstück der Tat-
ortarbeit eingeschätzt. Sie 
umfasst die Aufnahme des 
objektiven Tatortbefundes 
und wird in verschiedene 
Phasen unterteilt:

 f Suche nach Spuren und materiellen Beweismitteln,
 f Sicherung von Spuren (mittels technischer Verfahren und 
der Sicherstellung von materiellen Beweismitteln),
 f Operative Spurenauswertung.

Neben der Feststellung von Spuren und materiellen Beweisen 
ist die Beschreibung der am Tatort vorgefundenen Situation 
wesentlicher Bestandteil der Tatortuntersuchung. 

1 Die Beschreibung der Tatortsituation

Die Beschreibung der Situation am Tatort ist immer im Zusam-
menhang mit der Tatortuntersuchung vorzunehmen. Es soll 
damit ein objektives, vollständiges und fehlerfreies Bild über 
die am Ereignisort vorgefundene Situation geschaffen werden. 
Die angefertigte Dokumentation kann Grundlage für die Beweis-
führung im Strafverfahren, u.U. auch selbst ein Beweismittel 
(Augenscheinsbeweis) sein. Das Ergebnis der Beschreibung wird 
Bestandteil der anzufertigen Dokumentation der Tatortarbeit. 

Die Beschreibung kann mündlich (z.B. mittels Diktiergerät), 
schriftlich, per Videoaufzeichnung oder/und Fotografien sowie 
durch Skizzen und Zeichnungen vorgenommen werden. Ergänzt 
wird sie ggf. durch Unterlagen über den Tatort (z.B. Baupläne, 
Grundrisszeichnungen). Dies erhöht die Anschaulichkeit der 
Dokumentation und erleichtert auch die Beschreibung, da z.B. 
Maße direkt übernommen werden können. Es ist zu prüfen, 
dass die in Zeichnungen angegebenen Maße mit den tatsäch-
lichen Gegebenheiten übereinstimmen, um z.B. nachträgliche 
Veränderungen feststellen zu können (z.B. Anlegen von Verste-
cken). Die Beschreibung ist systematisch durchzuführen und 
sollte parallel zur Spurensuche und -sicherung realisiert wer-
den. Erfolgt sie in Bewegung ist zu beachten, dass die zu betre-
tenden Bereiche vorher nach Spuren und Beweisgegenständen 
abgesucht und zumindest markiert wurden, wenn sie nicht 
schon kriminaltechnisch gesichert wurden.

Inhaltlich sind folgende Schwerpunkte zu berücksichtigen:
 f der Tatort im weiteren Sinn (einschließlich möglicher Zu- 
und Abgangswege),
 f der Tatort im engeren Sinn (eigentlicher Handlungsort),
 f die räumliche Situation am Tatort,
 f die vorgefundene Situation bei Eintreffen der Kräfte des 
Auswertungsauswertungsangriffs,
 f die materielle Spurenlage,
 f weitere Orte, an denen materielle Beweismittel aufgefunden 
wurden (z.B. am Fluchtweg),
 f die Art und Weise der Vorgehensweise bei der Spurensuche 
und -sicherung.

Als Grundsätze der methodischen Vorgehensweise der Beschrei-
bung des Tatortes gelten2:

 f Planmäßige und systematische Beschreibung: Die Systema-
tik hat sich an der Spezifik der vorgefundenen Situation zu 
orientieren. Eine einmal gewählte Systematik ist beizube-
halten. Die Beschreibung hat in der räumlichen Abfolge im 
Uhrzeigersinn zu erfolgen.
 f Festlegung eines Fixpunktes: Von diesem ist die Beschrei-
bung vorzunehmen. 
 f Beschreibung von außen nach innen: Der Tatort im enge-
ren Sinn ist genau zu lokalisieren und zu benennen. Die 
Beschreibung hat sehr detailliert unter Nutzung von Gelän-
dekarten, Grundrisszeichnungen, Bauplänen zu erfolgen.
 f Sektorale Aufteilung bei räumlich sehr großen Tatorten: Die 
Beschreibung erfolgt nach der gewählten Systematik in den 
entsprechenden Sektoren. 
 f Exakte Beschreibung vorhandener Gegenstände: Neben der 
Beschreibung der Gegenstände ist ihre Lage zueinander 
festzuhalten. Konkrete Abmessungen sind festzustellen 
und zu dokumentieren.
 f Vor dem eigentlichen Betreten von Räumen sind/ist

 − die Stellung und der Zustand von Türen und Türschlössern 
(keine Schließversuche) zu dokumentieren,

 − die Temperatur festzustellen (Problem: Öffnen der Fens-
ter bei unangenehmen Gerüchen, dies kann z.B. für die 
Feststellung der Todeszeit erhebliche Fehler begünstigen), 

 − Gerüche zu beschreiben,
 − die situativen Verhältnisse am Tatort (z.B. durchwühltes 
Mobiliar) festzuhalten,

 − fotografische Überblicksaufnahmen des gesamten Raumes 
zu fertigen. 

 f Nach dem Betreten von Räumen3 ist
 − der Zustand und die Stellung der Fenster festzuhalten,
 − die Stellung Lichtschalter zu beschreiben, 
 − der Zustand elektrischer Beleuchtung und Beleuchtungs-
körper zu dokumentieren (z.B. lassen sich daraus Versio-
nen zur Tatzeit ableiten), 

 − die Stellung von Gashähnen und der Heizungsregler (Ther-
mostate) zu dokumentieren.

Die Beschreibung des Tatortes kann durch Skizzen, Zeichnun-
gen, Fotografien und Videoaufzeichnungen ergänzt werden.

2 Spurensuche

Die Spurensuche dient der Feststellung von materiellen Beweis-
mitteln (Aufzeichnungen, Gegenstände, Spuren). Die Suche ist 
kein mechanisches Absuchen des Tatortes, sondern hat nach 
bewusst gewählten methodischen Prinzipien zu erfolgen und 
muss die Spezifika des Tatortes berücksichtigen. Grundlage sind 
die bisher über den Tatort und den Sachverhalt vorliegenden 
Informationen. Damit wird deutlich, dass bei der Spurensuche ein 
enges Wechselverhältnis zwischen gedanklicher und praktischer 
Tätigkeit des Ermittlungsbeamten besteht. Vor der Spurensuche 
sind die spurentragenden Bereiche, die für das jeweilige Delikt in 
Frage kommen können, festzulegen. Generell sind spurenrelevant 
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der Ereignisort (Fundort, Tatort, Verbringungsort), die Zu- und 
Abgangswege, das Tatopfer (z.B. bei Sexualdelikten), der Ver-
dächtige (z.B. Verletzungen durch Gegenwehr des Opfers) und 
Gegenstände (z.B. Tatwerkzeuge, Tatmittel, Beute). Die methodi-
sche Vorgehensweise der Vorgehensweise ist abhängig von 

 f der Art und Schwere des Delikts,
 f der aktuellen polizeilichen Lage,
 f der Jahres- und Tageszeit,
 f der Witterungsverhältnisse,
 f der Struktur des Ereignisortes, den örtlichen Gegebenheiten,
 f dem Zeitraum zwischen Feststellung der Tat und Untersu-
chung dieser,
 f den Entstehungsmöglichkeiten der Spuren, 
 f der Art der Spur,
 f der möglichen Zuordnung4 der Spur (z.B. Täterspur, Tatspur, 
Opferspur, Spuren von Tatwerkzeugen oder Tatmitteln),
 f von Versionen über den Tatablauf.

Der letztgenannte Faktor hat besondere Bedeutung für die Festle-
gung der methodischen Vorgehensweise. Ist es möglich, konkrete 
Fakten zum Vorgehen des Täters (z.B. auf Grund der Analyse der 
vorgefundenen Situation oder der Auswertung von Zeugenaussa-
gen) zu gewinnen, wird danach die methodische Vorgehensweise 
der Spurensuche festgelegt. Grundsätzlich unterscheidet man:

 f die subjektive (heuristische) Vorgehensweise,
 f die objektive (systematische) Vorgehensweise, 
 f eine Kombination beider Vorgehensweisen.

2.1 Subjektive Methode 

Subjektiv geht man vor, wenn im Ergebnis der Tatortbesichtigung 
Versionen/Hypothesen zum Tatgeschehen vorhanden sind. Das 
Ergebnis der gedanklichen Rekonstruktion der Begehungsweise 
und des Ereignisses muss eine hohe Wahrscheinlichkeit aufweisen, 
dass sich das Ereignis auch tatsächlich, so wie angenommen, voll-
zogen hat. Anhand der Version zum Modus operandi wird die Spu-
rensuche auf mutmaßliche spurentragende Bereiche konzentriert.
Unabdingbare Voraussetzungen für die Anwendung dieser 
Methode sind, dass Kenntnisse vorliegen über: 

 f die Anzahl der Täter, die am Tatort gehandelt haben,
 f die psychischen Voraussetzungen des Täters,
 f die Ausführung der Tat, 
 f mögliche Zu- und Abgangswege, 
 f vorgenommene Veränderungen, 
 f spurentragende Bereiche,
 f mögliche latente Spuren und an welchen Orten sie auftreten 
könnten.

Diese Methode weist Vorteile auf, wie z.B. ihre Effektivität, der 
geringe Kräfte- und Zeitaufwand, die ganzheitliche Beurteilung der 
Spurenlage, die Konzentration auf Tat- und Täterspuren, die Mög-
lichkeit, dass Mikrospuren und latente Spuren festgestellt werden 
können. Nachteile dieser Methode bestehen darin, dass bei Zugrun-
delegung einer fehlerhaften Version die Gefahr besteht, dass Spu-
ren in falschen Bereichen gesucht und vorhandene Spuren vernich-
tet werden können. Nicht geeignet ist die Methode, wenn in einem 
räumlich sehr eng begrenzten Bereich nach Spuren gesucht wer-
den soll. Als Gefahr ist einzuschätzen, dass der Ermittlungsbeamte 
seine Erfahrungen, sein Wissen zugrunde legt und die Vorstellung 
eine Rolle spielt, wie er selbst in dieser spezifischen Tatortsituation 
gehandelt hätte. Diese eigenen Vorstellungen können jedoch völlig 
verschieden von der tatsächlichen Vorgehensweise des Täters sein, 
da diese sehr individuell und perönlichkeitsspezifisch sind. „Es 
genügt also landläufig nicht, sich als Ermittler einfach in die Situa-
tion des Täters hineinzudenken, sondern man muss dies tun unter 
Berücksichtigung der eigenen Psyche und Intelligenz, der eigenen 

moralischen Intentionen und einer andersartig strukturierten Per-
sönlichkeit. Das setzt voraus, dass der Ermittlungsbeamte Angaben 
über diese Persönlichkeit im Sinne relativ stabiler Merkmale auch 
tatsächlich besitzt oder vermutet sowie die situativen psychischen 
Bedingungen und Abläufe kennt. Dann ist es ihm möglich, die Hand-
lungsziele und -motive des Täters zu erkennen, die sich ihm bieten-
den Handlungsmöglichkeiten und -alternativen zu analysieren, um 
daraus Erkenntnisse über das tatsächliche Handeln zu erlangen.“5

Für das Vorgehen nach der subjektiven Methode ist zu beachten:
 f Der Beginn der Spurensuche sollte, an dem Ort erfolgen, den 
der Täter als erstes betreten hat (Zugangsweg). Als Orien-
tierung für die weitere Suche von Spuren gilt das gedank-
liche Nachvollziehen der Handlungsweise des Täters. Sollte 
das nicht möglich sein, empfiehlt es sich den Beginn der 
Spurensuche zum Abgangsweg zu verlegen und dann rück-
vollziehend die Spurensuche vorzunehmen.
 f Die Spurensuche erfolgt dort, wo der Täter sicher oder mit 
hoher Wahrscheinlichkeit gehandelt hat.

 f Durch die gedankliche Rekonstruktion bestehen Kenntnisse zum 
möglichen Ablauf der Spurenentstehung. Aus diesem Grund sollte 
auch nach latenten Spuren und Mikrospuren gesucht werden.

 f In den Suchbereich angrenzenden Gebieten dürfen keine Verän-
derungen vorgenommen werden, damit sie notfalls (falls im Rah-
men der Spurensuche sich die zugrunde gelegte Version als falsch 
erweist) in die Spurensuche mit einbezogen werden können.
 f Abschließend sollten auch andere Bereiche des Tatortes auf 
weitere Spuren abgesucht werden.

2.2 Objektive Methode 

Die Spurensuche erfolgt schematisch nach einem jeweils vorge-
gebenen Prinzip. Diese Vorgehensweise findet ihre Anwendung 
dann, wenn verschiedene Faktoren in Kombination oder einzeln 
gegeben sind. Dazu gehören:

 f sehr wenige Erkenntnisse zum Tatablauf, 
 f keine Version zur Vorgehensweise des Täters, 
 f relativ große Ausdehnung des Tatortes,
 f konkrete Bewegungskomponenten des Täters sind am Ort 
nicht nachvollziehbar,
 f Suche ist ausgerichtet ist auf das Auffinden von Gegenstän-
den (z.B. Tatwerkzeuge, Tatmittel, Tatbeute).

Man unterscheidet verschiedene Formen6 der objektiven 
Vorgehensweise: 

 f Spiralförmiges zentripetales Vorgehen: Es erfolgt eine spiral-
förmige Absuche von der Peripherie zum Zentrum des Tatortes.
 f Spiralförmiges zentrifugales Vorgehen: Die Vorgehensweise 
beginnt im Zentrum und endet an der Peripherie des Tatortes.
 f Linienförmiges Vorgehen: Das Vorgehen beinhaltet ein 
sukzessives bzw. paralleles Absuchen in festgelegten Bahnen.
 f Diagonales Vorgehen: Es ist eine Absuche in festgelegten 
Bahnen von verschiedenen Seiten mit Überkreuzung.
 f Sektorales Vorgehen: Es wird eine Unterteilung des Tatortes 
in mehrere Abschnitte vorgenommen, in denen nach Spuren 
gesucht wird. Die Vorgehensweise folgt meist der natürlichen 
Struktur des Ortes, wobei innerhalb der Abschnitte wieder 
zentripetal, zentrifugal, linienförmig oder diagonal gesucht 
werden kann.

Vorteilhaft bei den objektiven Methoden der Spurensuche ist, dass 
der Tatort sehr gründlich nach Spuren abgesucht wird und somit 
auch sehr viele Spuren gefunden werden. Das kann sich aber auch 
nachteilig auswirken, denn es werden durch diese Methode auch 
Trugspuren erfasst. Hinzu kommt, dass die Spurensuche mit einem 
relativ hohen Zeit- und Kräfteaufwand verbunden ist. Die Gefahr 
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der Vernichtung von Mikrospuren besteht, da keine Kenntnisse 
zum Modus operandi vorhanden sind. Methodisch lassen sich für 
die objektive Suchmethode folgende Hinweise ableiten:

 f zuerst Zuweisung der einzelnen Suchbereiche an die einge-
setzten Kräfte,
 f die Suchbereiche sind überlappend festzulegen, um Spuren-
verluste zu vermeiden, 
 f die abgesuchten Bereiche sind eindeutig zu kennzeichnen, 
um später bei der Dokumentation die nötige Exaktheit zu 
gewährleisten.

Beide Suchmethodiken werden häufig miteinander kombiniert, 
um eine optimale Spurensuche zu gewährleisten. Die Methoden 
sind der jeweiligen Tatortsituation anzupassen. 

3 Die Spurensicherung

Die Spurensicherung umfasst einen Prozess vom Erkennen bis 
zur operativen Nutzung bzw. der Auswertung der Spur. Ziel der 
Spurensicherung ist es, Sachbeweise so zu sichern, dass sie für 
das Verfahren nutzbar gemacht werden können und ihr Beweis-
wert in das Verfahren eingebracht werden kann. 

3.1 Erkennen von Spuren

Das Erkennen von Spuren beruht auf den psychologischen Grund-
lagen der Wahrnehmung und der gedanklichen Verarbeitung der 
Wahrnehmungsinhalte. Vorrangig sind es optische, akustische 
und u.U. Geruchswahrnehmungen, die für der Tatortarbeit von 
Bedeutung sind. Diese Wahrnehmungen sind abhängig von der 
Kenntnis über den Entstehungsmechanismus der jeweiligen Spur 
(Erkennen von spurentragenden Bereichen in Abhängigkeit von 
der Begehungsweise) und von der Wahrnehmungsfähigkeit. Um 
die Wahrnehmungsfähigkeit zu erhöhen empfiehlt es sich, Hilfs-
mittel (z.B. optische Geräte, Licht) zu verwenden, insbesondere 
um latente Spuren sichtbar zu machen. Mit dem Erkennen von 
Spuren erfolgen eine Relevanzprüfung der Spur und ein Einord-
nen/Zuordnen in den Tatzusammenhang. Durch das Wahrneh-
men und Erkennen der Spuren wird eine erste Einteilung in tat-
relevant bzw. tatirrelevant vorgenommen. 

3.2 Fotografie der unbeeinflussten Spur

Die fotografische Aufnahme der unbeeinflussten Spur ist durch-
zuführen, um zu dokumentieren, wie die Spur vor der Anwen-
dung von Sicherungsverfahren aussieht und welche Eigen-
schaften sie widerspiegelt. Es besteht durch die Anwendung 
von Sichtbarmachungsverfahren und der kriminaltechnischen 
Sicherung die Gefahr, dass eine Spur beschädigt oder vernichtet 
wird. Mit einer fotografischen Aufnahme vor der eigentlichen 
Sicherung, wird die Möglichkeit geschaffen, auch bei anschlie-
ßender Zerstörung der Spur diese auszuwerten. 

3.3 Kennzeichnung/Nummerierung der Spur

Die erkannte Spur wird mittels Nummerntafel gekennzeichnet. 
Methodisch gilt es dabei Folgendes zu beachten:

 f Eine einmal gewählte Kennzeichnung ist konstant beizube-
halten, d.h. in den Dokumenten der Tatortarbeit (z.B. Spu-
rensicherungsbericht, Tatortbefundbericht, Antrag auf krimi-
naltechnische Untersuchung) ist ein und dieselbe Bezeich-
nung zu nutzen. 
 f Die Kennzeichnung der Spuren kann mit fortlaufender Num-
mer erfolgen. Bei größeren Tatorten empfiehlt es sich, eine 
Strukturierung des Tatortes vorzunehmen. Die einzelnen 
Bereiche des Tatortes sind zu bezeichnen (z.B. numerisch, 
alphanumerisch) und dieser Bezeichnung ist dann die jewei-
lige Spurennummer zuzuordnen.
 f Alle gekennzeichneten Spuren sind zu fotografieren (Über-
sichts-, Teilübersichts-, Spurenaufnahmen). 

3.4 Verbale Erfassung/Beschreibung

Die Beschreibung der einzelnen Spur erfolgt nach den gleichen 
Grundsätzen wie die Tatortbeschreibung insgesamt.
Für die Beschreibung der Spur gilt es folgende Parameter zu erfassen:

 f die Nummer der Spur,
 f die Art der Spur,
 f der Auffindeort,
 f der Spurenträger, 
 f äußere Merkmale der Spur (z.B. Größe, Form, Farbe), 
 f Besonderheiten (z.B. Lage der Spur, Fremdsubstanzen in der 
Spur).

Diese Beschreibung ist dann auch Grundlage für die Speiche-
rung der Informationen im anzufertigenden Spurensicherungs-
bericht oder Tatortbefundbericht. Die Beschreibung wird wie 
folgt durchgeführt:

 f Die Spuren sind in ihrer Lage zueinander und zu am Tatort 
vorhandenen Objekten zu vermessen. 
 f Die Erfassung kann schriftlich oder per Tonaufzeichnung 
erfolgen, die später in eine Protokollform übertragen wird.
 f Die Beschreibung der Spur kann durch eine Zeichnung oder 
Skizze dieser ergänzt werden. Diese Form der Aufzeichnung 
hat ausschließlich Hinweischarakter z.B. für Such- und 
Fahndungsmaßnahmen.

3.5 Fotografieren/Videografieren

Die Fotografie/Videografie ist eine erste Dokumentations- und 
Sicherungsmethode von Spuren. Sie erfolgt so, dass die Spur, die 
entsprechende Kennzeichnung und der Maßstab auf der jewei-
ligen Abbildung erkennbar sind. Maßstab und Kennzeichnung 

1. Erkennen / Wahrnehmen

2. Fotografie der unbeeinflussten Spur

3. Kennzeichnung / Nummerierung

4. Verbale Erfassung / Beschreibung

5. Fotografische / Videografische Sicherung

6. Kriminaltechnische Sicherung

7. Verpackung und Beschriftung

8. Beschaffen von Vergleichmaterial

9. Mitnahme

10. Dokumentation

11. Übergabe an eine Auswertestelle

Spurensicherungsalgorithmus7
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müssen für alle Dokumente einheitlich erfolgen. Maßstab und 
Spuren haben sich bei der fotografischen Aufnahme auf einer 
Ebene zu befinden. Alle Spuren sind zu fotografieren. In Aus-
nahmefällen können Spuren auch gezeichnet oder skizziert 
werden. Die Gesamtspurensituation ist zu dokumentieren. Man 
unterscheidet in der Tatortfotografie8 folgende Aufnahmen:

 f Orientierungsaufnahmen: Sie geben einen Überblick über 
die Lage des Tatortes zu seiner Umgebung. Eine solche Ori-
entierungsaufnahme ist bei großflächigen Tatorten auch aus 
der Luft möglich. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass beim 
Einsatz eines Hubschraubers in geringer Höhe durch Luftwir-
bel eine Veränderung der Spurensituation am Tatort möglich 
ist. Denkbar wäre auch ein Einsatz von „Drohnen“ zur Anfer-
tigung von Orientierungsaufnahmen.
 f Übersichtsaufnahmen: Sie erfassen den eigentlichen Tatort 
in seinem gesamten Umfang. Abgebildet wird hier auch die 
gesamte Spurenlage. 
 f Teilübersichtsaufnahmen: Sie werden gefertigt, um einen 
präzisen Überblick über Teilbereiche des Tatortes zu erhalten.
 f Spuren-/Detailaufnahmen: Dies sind Aufnahmen einzelner 
relevanter Spuren und Gegenstände oder Ausschnitte von 
ihnen, die im Zusammenhang mit dem Ereignis bestehen. Es 
empfiehlt sich von diesen Detailaufnahmen zwei zu fertigen, 
um die Lage der Spur auf dem Spurenträger zu dokumentie-
ren und die Spur selbst abzubilden.

Neuere Aufnahmeverfahren9 ermöglichen den Tatort als 
Gesamtheit (360° oder 180°-Aufnahmen) zu fotografieren (z.B. 
3-D-Scannen des Tatortes oder andere technische Bildmessver-
fahren).10 Nach Beendigung der Tatortarbeit steht somit ein 
„virtueller“ Tatort zur Verfügung. 

Neben diesen Aufnahmeverfahren wird auch die Videografie 
zur Dokumentation der Tatortsituation eingesetzt. Von Vorteil 
ist, dass durch die Videoaufzeichnung die Dynamik des Tatort-
geschehens (z.B. bei Bränden und Explosionen, schweren Scha-
densereignissen, Straftaten gegen die Umwelt) festgehalten 
werden kann. Ebenso ist es günstig, dass neben der Bild- auch 
eine sofortige Tonaufzeichnung erfolgen kann. Damit werden 
verbale Beschreibung und Bildaufzeichnung kombiniert. Neben 
der Funktion des Beweismittels der Videoaufzeichnung erfolgt 
gleichzeitig auch eine Einsatzdokumentation. 

Bildmessverfahren, 3-D-Scannverfahren oder die Videografie 
ermöglichen im Nachhinein, dass bei Feststellung anderer als 
der bisher angenommenen relevanten Fakten, diese aktuellen 
Ermittlungserkenntnisse mit der Situation am Tatort in Bezie-
hung gesetzt werden können. Voraussetzung ist, dass eine allum-
fassende Dokumentation der Ereignisortsituation erfolgte.

3.6 Kriminaltechnische Spurensicherung

Die kriminaltechnische Spurensicherung und Sicherstellung von 
Beweisgegenständen erfolgt zeitlich nach der verbalen Beschrei-
bung und der fotografischen Sicherung.11 Ziel ist es, die Einzelspur 
in Abhängigkeit von ihrer Art und Größe, der Art des Spurenträ-
gers mit dem günstigsten, ihren Informationsgehalt am ehesten 
bewahrenden kriminaltechnischen Verfahren zu sichern. Die Siche-
rungsart und Sicherungsverfahren sind zu dokumentieren. Man 
unterscheidet die Spurensicherungsverfahren allgemein in: 12

 f Abformungsverfahren (z.B. zur Sicherung von Schuhein-
druckspuren, von Werkzeugspuren), 
 f Folienabzüge (z.B. zur Sicherung von daktyloskopischen 
Spuren, Schuhabdruckspuren, Faserspuren),
 f Fotografische, videografische Sicherungsverfahren,
 f Sicherung im Original durch Mitnahme (z.B. Beweisgegen-
stände, Sicherung mit dem Spurenträger).

3.7 Verpackung und Beschriftung

Die Verpackung der Spur erfolgt mit dem Ziel, sie für das Beweis-
verfahren vorzuhalten und so zu kennzeichnen, dass sie eindeu-
tig zugeordnet werden kann. Im weiteren Verlauf des Verfahrens 
wird die Spur zur Auswertestelle versandt. Zu beachten ist:

 f Die Verpackung der gesicherten Spuren hat so zu erfolgen, 
dass eine Spurenzerstörung oder -veränderung ausgeschlos-
sen ist. Dies ist besonders bei Spuren zu berücksichtigen, 
die einer natürlichen Veränderung (z.B. Fäulnis, Verwesung, 
chemische Reaktionen bei Substanzen) unterliegen. 
 f Die Verpackung ist eindeutig zu beschriften (z.B. mittels 
Barcode, Strichcode). Als Angaben müssen enthalten sein:
 − die Vorgangsnummer,
 − die Spurennummer (die in allen Protokollen, Zeichnungen 
und Skizzen dieselbe ist),

 − die Art der Spur,
 − der Tatort und der Fundort der Spur,
 − Datum, Uhrzeit, Name des Spurensichernden,
 − der Name von Geschädigten oder Beschuldigten,
 − die sachbearbeitende Dienststelle.

 f Jede Spur ist separat zu verpacken. 
 f Der Transport der Spuren ist so vorzunehmen, dass keine 
Beschädigungen auftreten und dass die Spuren untereinan-
der nicht in Kontakt kommen können.

3.8 Beschaffen von Vergleichsmaterial

In Abhängigkeit von den gesicherten Spuren ist festzustellen, 
ob und von wem, welches Vergleichsmaterial gewonnen werden 
muss. Ziel der Abnahme von Vergleichsmaterial ist es, durch 
eine kriminaltechnische Untersuchung gesicherte Spuren dem 
Ereignis zuzuordnen bzw. sie als irrelevant zu klassifizieren.

Vergleichsmaterialien können sich auf die am Tatort vorge-
fundenen Bedingungen (z.B. Sicherung von Bodenspuren als 
Vergleichsmaterial) und auf Personen, die als Spurenverursa-
cher in Frage kommen (z.B. Schuhabdruckspuren, daktyloskopi-
sche Spuren von tatortberechtigten Personen, Blut vom Opfer) 
beziehen. Als rechtliche Grundlage für die Abnahme von Ver-
gleichsmaterial von Personen gelten die §§ 81a - h StPO. 
Methodisch ist wie folgt vorzugehen:

 f Die Sicherung des Vergleichsmaterials ist zu dokumentieren. 
Es ist festzuhalten:
 − die Art des Vergleichsmaterials,
 − der Zeitpunkt der Sicherung des Vergleichsmaterials,
 − der Ort der Abnahme des Vergleichsmaterials,
 − von wem das Vergleichsmaterial stammt,
 − der die Abnahme durchführende Ermittlungsbeamte.

 f Das Vergleichsmaterial ist nach den gleichen Grundsätzen wie 
das Spurenmaterial zu sichern, zu verpacken und zu beschriften. 
Verwechselungsmöglichkeiten des Vergleichsmaterials unterein-
ander oder mit Spurenmaterial müssen ausgeschlossen werden.
 f Es ist nicht immer erforderlich, Vergleichsmaterial unmittel-
bar am Tatort zu nehmen. Eine spätere erkennungsdienstli-
che Behandlung der in Frage kommenden Personen wie Tat-
ortberechtigte, Zeugen, hilfeleistende Personen, eingesetzte 
Ermittlungsbeamte oder auch Beschuldigte kann den Unter-
suchungszweck ebenso erfüllen. Hier zeigt sich die Wichtig-
keit der Forderung, dass die Identität aller am Tatort anwe-
senden Personen festzustellen ist.
 f Die gesicherten Spuren und das Vergleichsmaterial sind mit-
zunehmen und über die Tätigkeit am Tatort ist eine entspre-
chende Dokumentation zu fertigen.
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3.9 Übergabe an eine Auswertungsstelle

In Abhängigkeit von der kriminaltechnischen Auswertungs-
möglichkeit und der Nutzbarkeit als Beweismittel im Verfah-
ren werden die Spuren der jeweiligen Untersuchungsstelle (z.B. 
LKÄ, gerichtsmedizinische Institute) zugeleitet. Es erfolgt eine 
Beantragung auf eine kriminaltechnische Untersuchung des 
Spurenmaterials.

4 Operative Spurenauswertung

Die operative Spurenauswertung ist Bestandteil der Tatort-
untersuchung. Inhalt ist die zusammenhängende Beurteilung 
der Informationen und sachlichen Beweismittel, um weitere 
Erkenntnisse zu gewinnen über die Vorbereitung und die Pla-
nung der Tat sowie das Tatgeschehen und den Handlungsablauf.
Der Charakter der Spurenauswertung13 ist

 f diagnostischer Natur, das bedeutet, dass die Gruppenzugehö-
rigkeit eines Objektes und individuelle Merkmale festgestellt 
werden und
 f identifikatorischer Natur, das bedeutet, dass erste Identifi-
zierungsaufgaben (z.B. Ausschluss Tatortberechtigter) gelöst 
werden.

Die Ziele der Spurenauswertung bestehen darin:
 f die vorgefundenen sachlichen Beweismittel hinsichtlich 
ihrer Relevanz zu prüfen,
 f Widersprüche in den sachlichen Beweismitteln erkennen und 
ihre Ursachen feststellen,
 f Anhaltspunkte für Versionsbildung und Untersuchungspla-
nung zu finden,

 f Anhaltspunkte für die Feststellung weiterer Spuren zu gewinnen,

 f Anhaltspunkte für die Beschaffung von Vergleichsmaterial 
zu erhalten,
 f Anhaltspunkte für den Ausschluss von Tatortberechtigten 
festzustellen,
 f Präzisierungen der Sachverständigenanforderung vorzunehmen,
 f neue Ermittlungsrichtungen festzulegen,
 f Anhaltspunkte für fahndungsrelevante Informationen zu 
gewinnen.

Ergeben sich aus dieser operativen Spurenauswertung keine 
weiteren Anhaltspunkte, so ist die Tatortuntersuchung vorläu-
fig zu beenden, die Vorläufigkeit bezieht sich auf Ergebnisse 
der Ermittlungen im Wahrnehmbarkeitsbereich, die u.U. neue 
Ansatzpunkte für die Tatortuntersuchung bringen können.

Anmerkungen

1 Prof. Dr. Holger Roll lehrt im Fachbereich Polizei der FHöVPR des Landes Mecklenburg-
Vorpommern. Der vorliegende Beitrag baut auf den Fachaufsätzen „Grundlagen der 
kriminalistischen Tatortarbeit“ in der „Kriminalpolizei“ 4/2017, S. 8 ff. und „Metho-
dische Grundlagen der Tatortarbeit in der „Kriminalpolizei“ 1/2018, S. 11 ff. auf.

2 Vgl. (Ackermann, Clages, & Roll, Handbuch der Kriminalistik, 4. Auflage, 2011), S. 120.
3 Vgl. (Ackermann, Clages, & Roll, Handbuch der Kriminalistik, 4. Auflage, 2011), S. 121.
4 Vgl. (Leonhardt, Roll, & Schurich, 1995), S. 97/98.
5 (Leonhardt, Roll, & Schurich, 1995), S. 103.
6 Vgl. Leonhardt/Roll/Schurich, S. 100.
7 (Roll, 2013), S. 104.
8 Vgl. (Ackermann, Clages, & Roll, Handbuch der Kriminalistik, 4. Auflage, 2011), S. 128.
9 Vgl. Arnd 2006, S. 198 oder Weiß, Rösner, 2006, S. 212.
10 Vgl. (Roll, 2013), S. 107.
11 An dieser soll keine ausführliche Darstellung der möglichen Spurensicherungsver-

fahren erfolgen. Verwiesen wird auf entsprechende Fachliteratur, z.B. (Frings & Rabe, 
Grundlagen der Kriminaltechnik I, 2011); (Frings & Rabe, Grundlagen der Kriminal-
technik II, 2011) oder die Standards der sichernden KT (abrufbar über die landespo-
lizeilichen Informationssysteme).

12 An dieser Stelle soll keine ausführliche Darstellung der möglichen Spurensicherungs-
verfahren erfolgen. Verwiesen wird auf entsprechende Fachliteratur, z.B. (Frings & 
Rabe, Grundlagen der Kriminaltechnik I, 2011); (Frings & Rabe, Grundlagen der Kri-
minaltechnik II, 2011); (Zirk & Vordermaier, 1998).

13 Vgl. (Leonhardt, Roll, & Schurich, 1995), 1995, S. 33.
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Erziehung auf 
Salafistisch

Von Dr. Britt Ziolkowski, Stuttgart1

Seit Jahren beschäftigt sich die Wissenschaft mit Radikalisierungs-
verläufen von Jugendlichen, die sich der salafistischen Szene ange-
schlossen haben. Doch haben die Radikalisierungsmodelle, die den 
Prozess erklären sollen, ihre Grenzen: Sie fokussieren auf Jugendli-
che, die von außerhalb in die salafistische Szene gekommen sind. 
Erst in jüngerer Zeit und in Folge von Erfahrungen aus der Praxis 
richtete sich der Blick auch auf Kinder und Jugendliche, die bereits 
in salafistischen Haushalten aufwachsen und die vor diesem Hin-
tergrund eine neue Generation salafistisch Radikalisierter repräsen-
tieren. Der vorliegende Beitrag möchte sich diesem Teilphänomen 
salafistischer Radikalisierung nähern. Es soll dargestellt werden, in 
welcher Form und mit welchen Inhalten salafistische Akteure nach 
Einfluss auf die Erziehung in salafistischen Haushalten streben. 
Hierzu sollen drei Fallbeispiele genauer beleuchtet werden. Erstens 
handelt es sich um ein Unterrichtsvideo des Predigers Hassan Dab-
bagh, zweitens soll ein salafistischer Erziehungsratgeber der Psycho-
login und Missionarin Aisha Utz analysiert werden und drittens ste-
hen die Lehrvideos des Predigers Pierre Vogel zum Thema im Fokus. 

1 Lehrvideo von Hassan Dabbagh

Hassan Dabbagh ist Imam der Al-Rahman-Moschee in Leipzig. 
Regelmäßig werden Mitschnitte von seinen Vorträgen und Pre-
digten auf YouTube hochgeladen. Darunter finden sich auch 
Beiträge, in denen er sich mit der Kindererziehung auseinan-
dersetzt. Ausführlich äußert er sich in einem Video mit dem 
Titel „Unsere Verantwortung in der Kindererziehung“. 

Dabei skizziert er zunächst die Bedeutung der Kindererzie-
hung: Nur wenn die Eltern ihre Kinder „gut erziehen“, und 
zwar „nach der richtigen Methode der Religion, dann werden 
auch die Kinder inshallah [so Gott will] gute Kinder werden. 
Und diese Kinder werden später auch ihre Kinder gut erziehen.“ 
Die Erziehung des Nachwuchses sei eine Herausforderung. Dab-
bagh konstatiert: Eine „gute“ Erziehung brauche „bestimmte“ 
Methoden. Dabei bleibt Dabbagh im gesamten Vortrag ziemlich 
abstrakt: Welche Methoden damit gemeint sind, führt er nicht 
detailliert aus. Er betont: „Diese Themen [gemeint sind Erzie-
hungsthemen] sind keine Themen für eine Stunde.“ In einem 
einmaligen Vortrag könne sich also nur oberflächlich mit der 
Kindererziehung beschäftigt werden. Zu fragen bleibt an dieser 
Stelle, warum Dabbagh im Fortgang in der Tat sehr abstrakt 
bleibt. Eine Erklärung könnte sein, dass es ihm auf diese Weise 
möglich ist, ein sehr breites Publikum anzusprechen. 

Ausführlich geht Dabbagh jedoch auf ein Recht der Eltern und 
die Instanzen der Kindererziehung ein. In Hinblick auf das Recht 
der Eltern bezieht sich der Prediger auf Sure 31 des Korans, in der 
sich Luqman, eine vorislamische Gestalt, mahnend an seinen Sohn 
richtet. Dabbagh argumentiert mit dieser Sure, dass die Eltern das 
Recht haben, gut von ihren Kindern behandelt zu werden. Das 

Recht der Eltern ist damit gleichzeitig eine Pflicht der Kinder. Der 
Prediger ermahnt die Kinder: „Du brauchst sie [die Eltern] am letz-
ten Tag, aber sie dich nicht. Pass auf. […] Du brauchst am letzten 
Tag, dass sie mit dir zufrieden sind. Du brauchst am letzten Tag, 
dass dein Vater und deine Mutter dir den Segen geben. Aber sie 
brauchen das nicht von dir.“ Dabbagh führt ein Hadith (dabei han-
delt es sich um Überlieferungen zu Aussprüchen und Handlungen 
Mohammeds) an, wonach eine Person in die Hölle kommt, insofern 
sie ihre Eltern schlecht behandelt. Die Pflicht der Kinder ist somit 
mit Drohungen vor einer Bestrafung im Jenseits verbunden.

Dass die Kinder keine „falschen Bahnen“ nehmen, könne von 
vier Instanzen verhindert werden, den Instanzen, die laut Dab-
bagh, im Islam als „Institutionen“ der Erziehung gelten: die Gesell-
schaft, die Schule, die Moschee, die Familie. Jedoch versagen nach 
seinem Ermessen die ersten drei Instanzen in Deutschland. Ja, er 
beschreibt ihren Einsatz für die Kindererziehung sogar als kontra-
produktiv für eine vermeintlich wahre islamische Erziehung. 

In Hinblick auf die Gesellschaft hebt er die muslimischen 
Gesellschaften hervor, in denen die soziale Kontrolle groß sei: 
„Dein Nachbar, dein Onkel, deine Tante, Freund der Familie, sind 
alle beteiligt am Erziehungsprozess.“ Dies würde die Kinder 
von Grenzüberschreitungen abhalten. In Deutschland sei das 
anders: „Die Gesellschaft hier macht überhaupt nicht mit. Son-
dern die Gesellschaft hier macht die Erziehung schwerer.“

Auch in Hinblick auf die Schulen hebt er die muslimischen Gesell-
schaften als positives Beispiel hervor. Die Schule hätte dort einen 
positiven Einfluss auf die Erziehung der Kinder, Schulen seien 
dort ein „Betrieb“, in dem „richtige Männer“ gemacht werden. In 
Deutschland, so Dabbagh, werden die muslimischen Schüler hinge-
gen zu „Revolutionären“ gegen ihre muslimischen Eltern und Werte 
erzogen. Er spricht von „satanischen Methoden“, wenn den Mädchen 
in den Schulen empfohlen wird, den Hidschab abzulegen. 

Und auch die Moscheen würden in Deutschland ihrer Aufgabe 
nicht gerecht werden: Imame würden sich hier nicht um die Jugend-
lichen kümmern. Kinder würden in einigen Moscheen lernen, wie 
man raucht, Drogen nimmt oder „schlechte“ Wörter benutzt. 

Vor diesem Hintergrund würde in Deutschland nur die Familie 
bleiben: Die Last der Verantwortung der Kindererziehung liege 
bei ihr. Dabei weist er darauf hin, wie wichtig es sei, dass in der 
Familie geliebt werde und Eltern – Dabbagh spricht hier vor allem 
die Väter an – Zeit mit ihren Kindern verbringen. Darüber hinaus 
betont er, dass es im Islam eine lange Tradition der Auseinander-
setzung mit der Kindererziehung gebe. Bereits vor tausend Jahren 
hätten sich islamische Gelehrte mit Fragen zum Thema beschäftigt. 
Die wichtigsten Regeln zur Erziehung würden im Koran stehen, so 
der Prediger. Das wichtigste sei die Liebe zur Religion. Dem Kind 
müsse das Wissen vermittelt werden, dass es sich vor Gott verant-
worten muss. Darüber hinaus müsse den Kindern „Bescheidenheit“ 
und „Härte“ beigebracht werden. Das Kind solle nicht „verwöhnt“ 
werden, sondern befähigt sein, Situationen auszuhalten. Dabbagh 
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kürzt seine Ausführungen mit dem Schluss ab: „Man kann nicht in 
der kurzen Zeit erklären, wie man das macht.“ 

Dass er an dieser Stelle hervorhebt, abstrakt bleiben zu müs-
sen, passt zu seinen Ausführungen zur körperlichen Züchtigung 
als Erziehungsmethode. Denn seine Haltung dazu erscheint 
ambivalent. So ist zunächst zu hören: „Manchmal muss man 
den Kind auch Härte zeigen, damit es lernt, was es gemacht hat, 
ist falsch.“ Während er über Deutschland spricht, richtet er sich 
an die Eltern: „Und den größten Fehler, den du in diesem Land 
machst, ist, deine Kinder zu schlagen.“ Im Fortgang betont er, 
dass das Schlagen der Kinder nicht richtig sei und die Eltern ihr 
Kind nur im letzten Schritt „tadeln“ sollten. Anschließend gibt 
er an, dass das Schlagen, das sich sofort an das Fehlverhalten 
des Kindes anschließt, abzulehnen ist: Hierbei würde es sich 
um eine „Rache“-Handlung handeln. Die Aussagen Dabbaghs 
bleiben vage. Lehnt er Schlagen absolut ab? Oder sieht er es 
als letztes Mittel, wenn alle anderen Methoden nicht gefruch-
tet haben? Und warum betont er, dass das Schlagen der größte 
Fehler ist, der hier in Deutschland begangen werden kann? 
Dabbagh scheint körperliche Züchtigung als durchaus legiti-
mes Mittel in der Erziehung anzusehen. Darauf deuten seine 
Ausführungen zur Gesellschaft als Erziehungs-Instanz hin. Hier 
berichtet er beispielhaft von einem alten Mann in einem nicht 
näher benannten islamisch geprägten Land, der den Kindern 
mit dem Stock droht, wenn sie Fehlverhalten an den Tag legen. 
Dabbagh führt aus: „Dann machst du das nicht.“ Der Mann 
mit dem Stock würde also dazu beitragen, dass die Kinder sich 
ordentlich benehmen. Körperliche Züchtigung wird von Dab-
bagh also mindestens als legitimes Droh-Werkzeug anerkannt. 

Wenngleich das Video Dabbaghs in fünf Jahren nur 4.000 Mal 
angeschaut wurde, ist sein Einsatz in Hinblick auf die Erzie-
hung nicht zu unterschätzen: 2014 versuchte er in Leipzig im 
Namen der Gesellschaft „Der Friede für Bildung und Migration“ 
einen Kindergarten zu gründen. Das Landesjugendamt verwei-
gerte Dabbagh die Betriebserlaubnis, woraufhin die Gesellschaft 
zunächst vors Verwaltungsgericht und schließlich vor das Säch-
sische Oberverwaltungsgericht zog, das das Projekt im August 
2017 endgültig ablehnte. Zentral für die Ablehnung war die 
Frage, ob das Wohl der Kinder in dieser Einrichtung gewährleis-
tet wäre. Ein Blick auf den Träger und seinem Geschäftsführer 
Dabbagh zog massive Zweifel in dieser Hinsicht nach sich. 

2 Erziehungsratgeber von Aisha Utz

Der Erziehungsratgeber von Aisha Utz mit dem Titel „Wie man 
den Glauben bei Kindern fördert“2 ist auf Deutsch erstmals 2011 
erschienen. Utz ist US-Amerikanerin und studierte Psychologin. 
Seit einigen Jahren lebt sie in Saudi-Arabien und arbeitet dort 
an einer Klinik. Sie ist Autorin mehrerer Bücher, in denen die 
salafistische Ideologie vermittelt wird. In „Wie man den Glau-
ben bei Kindern fördert“ geht sie zum Beispiel auf das Verbot 
von Musik ein, in denen Musikinstrumente zum Einsatz kom-
men oder Texte beinhalten, „die Verführung provozieren“. Aber 
auch das salafistische Konzept „al-Wala‘ wa-l-Bara‘“ (wortwört-
lich etwa „Loyalität und Lossagung“) klingt an, wenn sie Eltern 
dazu aufruft, den Nachwuchs zu ermutigen, nur Freundschaften 
mit Kindern aus salafistischen Haushalten zu knüpfen. 

Ihrem Erziehungsratgeber, der in Bibliotheken und auf Bücher-
tischen salafistisch geprägter Moscheen in Deutschland zu finden 
ist, können wir zwei Grundsätze ihrer Erziehungsphilosophie ent-
nehmen. Der erste Grundsatz betrifft die Methoden, die das Mit-
einander in der Familie regeln und unter dem Motto Liebe und 
Respekt stehen. So heißt es in ihrem Buch: „Eltern sollten ihren 
Kindern zeigen, wie sehr sie sie lieben und sich um sie sorgen. […] 

Der körperliche Kontakt ist wesentlich, inklusive solcher Dinge wie 
Umarmungen, Küssen, Streicheln und auf die Schultern klopfen.“ 
An anderer Stelle geht sie auf das Stillen ein und verweist darauf, 
dass die Eltern mit dem Tag der Geburt an der Beziehung zu ihren 
Kindern arbeiten sollen. Durch das Stillen würde das Baby Ver-
trauen zu seiner Umgebung aufnehmen, was die Erziehung erleich-
tere. Eng damit verknüpft ist auch ihr Aufruf zur Kommunikation 
zwischen Eltern und Kindern. Eltern sollten jeden Tag mit ihren 
Kindern sprechen, weil nur so eine tragfähige Beziehung ent-
stehen könne und Eltern Möglichkeiten zum „Einfluss“ auf ihre 
Kinder hätten. Sie beschreibt darüber hinaus einen Erziehungs-
stil, der geprägt ist von „Lob und Güte“. Wenngleich Demütigung 
und Verspottung des Nachwuchses abgelehnt werden, propagiert 
Utz dennoch das Konzept von Gehorsam der Ehefrau gegenüber 
ihrem Ehemann und der Kinder gegenüber ihren Vater: „Den Kin-
dern muss dieses Konzept von jungen Jahren an gelehrt werden.“ 

Der zweite Grundsatz erhebt den Islam als zentralen Bezugs-
punkt für die Erziehung. Das wird deutlich in Aussagen wie: „Den 
Kindern sollte gelehrt werden, dass der Islam bzw. ihre muslimi-
sche Identität vor allem anderen Vorrang hat.“ Oder: „Den Kindern 
sollte gelehrt werden, ihre Talente und Mittel in den Dienst Allahs 
zu stellen.“ Die Eltern werden darüber hinaus aufgefordert, die 
Kinder bei der Suche nach einem entsprechenden Freundeskreis 
zu unterstützen: „Freundschaften mit ehrlichen und rechtschaffe-
nen muslimischen Gleichaltrigen“, mit Kindern, „die an die Prin-
zipien des Islams glauben, sich daran halten.“

Neben dieser grundsätzlichen Erziehungsphilosophie geht Utz 
auch auf verschiedene Bereiche des Erziehens ein. Dabei betont sie 
die Notwendigkeit, früh mit der Erziehung in diesen Bereichen zu 
beginnen, damit die Kinder bis zum Eintreten der Pubertät „über 
die notwendigen und grundlegenden Werkzeuge verfügen, um als 
verantwortungsbewusste Muslime zurechtzukommen, zu funktio-
nieren und Entscheidungen treffen zu können.“ Weil Utz in einem 
Nebensatz darauf hinweist, dass der Eintritt in die Pubertät in Ein-
zelfällen bereits mit neun Jahren erfolgt, wird deutlich, bis zu wel-
chem Alter sie die Kinder vorbereitet haben möchte.

Entsprechend der absoluten Ausrichtung der Erziehung am 
Islam betont Utz den Vorrang von „religiösen Themen“ beim Ler-
nen. Dabei verweist sie auf altersgerechte Methoden, wie das 
Erzählen von Geschichten als „eine brillante, genussvolle und 
effektive Methode, um Kindern den Glauben, Werte und Moral 
beizubringen.“ Sie bezeichnet das religiöse Wissen, das auf 
diese Weise aufgebaut wird als „solides Fundament“, das wiede-
rum als Grundlage für „andere Arten von Wissen“ dient. Dabei 
sei es wichtig, dass das weltliche Wissen nicht im Widerspruch 
zum Islam und seinen Prinzipien stehe: „Es ist im Islam verbo-
ten, Philosophien und Glaubenslehren zu erlernen, die den Prin-
zipien des Islams widersprechen.“ Als Beispiel nennt sie hier die 
Anschauung, dass Religion nur einen Teil des Lebens abbilde und 
es Lebensbereiche gebe, die auch ohne Bezug zum Islam verstan-
den werden können. In diesem Zusammenhang äußert sich Utz 
auch ablehnend gegenüber „säkularen Schulen“: Dort bestehe die 
„ernsthafte Gefahr“, dass Kinder falschen Überzeugungen ausge-
setzt sind und sie folglich negativ beeinflusst werden.

3 Pierre Vogel und seine Lehrvideos

Auch Pierre Vogel widmet sich in mehreren Videos dem Thema 
Erziehung.3 Die Klick-Zahlen seiner YouTube-Videos variieren 
zwischen knapp 100 und 12.000 (jeweils nach einem Jahr). Im 
Gegensatz zu dem Erziehungsratgeber von Utz finden wir in sei-
nen Videos jedoch kaum Bezüge zur salafistischen Ideologie. 

Der Prediger skizziert unter anderem die Bedeutung der Erzie-
hung: Sie sei zum einen wichtig, weil das Kind „ein Kapital“ sei, 
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„das für uns du’a [Bittgebet] macht, wenn wir gestorben sind, 
und das inshallah [so Gott will] unsere Rente ist.“ Zum ande-
ren habe die Erziehung des einzelnen Kindes eine Bedeutung 
für die gesamte islamische Gemeinschaft. Denn eine „starke 
Gemeinschaft“ bedinge ein „starkes Individuum“, womit er eine 
Person meint, die „eine starke Erziehung genossen hat.“ 

Doch was meint Vogel mit einer „starken Erziehung“? Auch 
in seinen Videos finden wir hierzu zunächst Gedanken zu einer 
grundsätzlichen Erziehungsphilosophie. Ein zentraler Punkt sei 
hier die Liebe zum Kind. Er fordert dazu auf, dem Kind diese 
Liebe zu zeigen und so eine „Vertrauensbasis“ zu schaffen. 
Eltern sollen sich für ihre Kinder interessieren, mit ihnen reden 
und ihnen Zeit widmen. Besondere Bedeutung misst Vogel dar-
über hinaus der Kommunikation bei Fehlverhalten des Kindes 
und Verboten bei. Dabei plädiert er grundlegend für eine Form 
der Erziehung, in der das Erklären an erster Stelle steht. Gebote 
und Verbote sollen klar kommuniziert und erklärt werden: „Das 
ist verboten aus Grund A, B, C und D.“ Von Beleidigungen und 
Anschreien hält er hingegen nichts, denn durch diese Metho-
den, so Vogel, könne man niemanden motivieren. Und schließ-
lich misst er der Erziehung eine aktionistische Bedeutung bei. 
Eltern, die unzufrieden seien mit den Angeboten in der Umge-
bung, sollen sich selbst aktiv einbringen, anstatt zu jammern: 
„dann mach selber eine Zeitung auf, dann mach selber einen 
Fernsehkanal auf, dann mach selber etwas für die Kinder bei dir 
zu Hause, lade sie aus dem Umfeld ein, oder was auch immer.“

Neben der grundsätzlichen Erziehungsphilosophie beschäftigt 
sich Vogel in seinen Lehrvideos mit verschiedenen Bereichen der 
Erziehung – er unterscheidet drei: Religion, Weltliches Lernen und 
„Akhlaq“. Der arabische Begriff „Akhlaq“ bedeutet in etwa Charak-
ter oder gute Sitten. Vogel selbst erörtert welche Eigenschaften er 
konkret darunter subsumiert und die den Kindern folglich vermit-
telt werden sollen: Verantwortung, Geduld und Standhaftigkeit, 
Sanftmütigkeit, die Fähigkeiten mit unterschiedlichen Menschen 
umgehen zu können, ein bescheidenes Leben führen, Mut und 
Wachsamkeit. Ein besonderes Augenmerk hat er dabei auf das Ver-
antwortungsbewusstsein, das in verschiedenen Videos thematisiert 
wird. Interessanterweise bezieht er sich in diesem Zusammenhang 
wiederholt auf Deutschland als positives Beispiel. Kinder würden 
hier Verantwortungsbewusstsein bereits im Kindergarten und an 
den Schulen, zum Beispiel durch Pausen- und Mülldienste, lernen: 
„Und das ist eine Sache, die hier in Deutschland sehr sehr positiv 
und sehr islamisch ist.“ Und nicht nur die Schulen und Kindergär-
ten hebt Vogel hervor. Er äußert sich auch positiv über Freizeitan-
gebote in Deutschland, die den Kindern Aktivitäten ermöglichen 
mit denen „Akhlaq“ trainiert werden kann. Er selbst wollte seinen 
Sohn gar einmal bei der Freiwilligen Feuerwehr anmelden. Denn 
es sei wichtig, dass Kinder selbst aktiv werden. Dass es in sol-
chen Kreisen durchaus auch Feste gebe, auf denen Alkohol ausge-
schenkt wird, sieht Vogel nicht als Ausschlusskriterium: Von sol-
chen Feierlichkeiten könne der Muslim sich fernhalten. 

In Hinblick auf die „pure Religion“ gehe es darum, so Vogel, 
den Kindern die explizit religiösen Regeln zu vermitteln, zum 
Beispiel in Hinblick auf das Gebet oder das religiöse Fasten. Vogel 
kritisiert in diesem Zusammenhang die Moscheen als wesent-
lichen Ort für diesen Bereich der Erziehung. In den hiesigen 
Moscheen würden Schläge und Strafen für die Kinder dominie-
ren. Weil Kinder die Moschee mit dem Islam verbinden, würden 
sie aufgrund dieser Erfahrungen Angst vor der Religion bekom-
men. Vogel spricht sich stattdessen für eine altersgerechte und 
liebevolle Herangehensweise an die religiösen Inhalte aus, bei 
der das Lernen durch Spiele aufgelockert wird. Zentral sei dabei 
eine Vertrauensbasis zwischen den Kindern und denjenigen, die 
ihnen die Religion näherbringen, ohne Schläge und ohne Angst.

Den dritten Bereich, das weltliche Lernen, fasst Vogel mit 

einer einzigen Aufforderung zusammen: „Geht in die Schule 
und versucht Abitur zu machen!“ Vogel argumentiert, dass der 
Islam „Spezialisten“, „Zukunftswissenschaftler“ und „Ingeni-
eure“ brauche. Wenn ihn jemand um Rat zur Studienwahl bit-
ten würde, wäre seine Antwort: „Erneuerbare Energien“. Dass er 
die deutschen Lehranstalten in dieser Hinsicht für einen guten 
Ort hält, spricht Vogel in einem anderen Video an. Die guten 
Aspekte der deutschen Einrichtungen, allen voran das Schu-
len des Verantwortungsbewusstseins und das weltliche Lernen, 
würden die negativen Aspekte dieser Orte (Vogel nennt hier 
„Aufruf zu anderen Religionen“ oder „Unzucht“) überlagern.

4  Salafistisches Einflussbegehren auf die  
Erziehung: Problemlage und Bewertung

Die drei Fallbeispiele zeigen, dass salafistische Akteure punk-
tuell und in verschiedenen Formen versuchen, Einfluss auf die 
Erziehung von Kindern in salafistischen Haushalten auszuüben. 

Was die Inhalte betrifft, so können wir verschiedene Gemein-
samkeiten in Hinblick auf die Erziehungslehre feststellen. 
Grundsätzlich und entsprechend ihrer Islam-Lesart sehen die 
Akteure Koran und Sunna als Grundlage der Erziehung an. 
Damit verbunden ist die Ansicht, dass Erziehung eine große 
Verantwortung für die Eltern darstellt. Darüber hinaus finden 
wir in allen Beispielen die Aufforderung an die Eltern, ihren 
Kindern Liebe zu geben und Zeit mit ihnen zu verbringen. 
Unterschiede sind vor allem in Hinblick auf den Erziehungs-
stil und die Haltung zu deutschen bzw. säkularen Institutionen 
deutlich geworden. Für den Erziehungsstil können wir feststel-
len, dass Utz und Dabbagh den Gehorsam der Kinder gegenüber 
ihren Eltern als wichtig erachten. Letzterer scheint zudem kör-
perliche Züchtigung als Mittel zur Erziehung anzuerkennen. Vor 
allem Dabbagh steht daher für einen autoritären Erziehungsstil. 
Vogel propagiert in seinen Videos eher einen Erziehungsstil, der 
auf Geduld und Respekt aufbaut und stark auf Erklärungen und 
Kommunikation setzt. In Hinblick auf die deutschen bzw. säku-
laren Institutionen ist vor allem die Haltung zu den Schulen 
von Bedeutung: Diese werden von Utz und Dabbagh abgelehnt, 
während Vogel die positiven Aspekte dieser Orte hervorhebt. 
Insgesamt zeigen die drei Beispiele damit eine gewisse Band-
breite der von salafistischen Akteuren propagierten Erziehung. 

Dabei sind vor allem die Ansichten von Utz und Vogel interessant, 
weil sie, anders als vielleicht zu erwarten wäre, keinen autoritären 
Erziehungsstil predigen. Vielmehr beschwören sie einen Erziehungs-
stil, der auf Liebe, Geduld und Respekt aufbaut. Und dies birgt ein 
gewisses Gefahrenpotential. Denn sie liefern eine besondere Gram-
matik, mit der den Kindern die salafistische Lebensweise vermittelt 
werden kann. Hierbei müssen wir uns vergegenwärtigen, dass die 
Eltern in Deutschland zwar ein Recht und eine Pflicht zur Erziehung 
ihrer Kinder haben. Verfassungsrechtlich ist jedoch kein konkretes 
Erziehungsziel vorgegeben. Vor diesem Hintergrund ist ein Interve-
nieren des Staates nur in bestimmten Fällen möglich, nämlich dann, 
wenn das Kindeswohl gefährdet ist – zum Beispiel durch körperliche 
Bestrafung oder seelische Verletzung. Da Utz und Vogel körperliche 
Züchtigung zum Beispiel ablehnen, erschwert ihr propagierter Erzie-
hungsstil ein Eingreifen des Staates. In Anbetracht dessen fällt die 
Beantwortung der Frage, welcher der propagierten Erziehungsstile 
problematischer ist, nicht so eindeutig aus. 

Die Gefahr besteht aber auch in Hinblick auf die Übergänge sala-
fistischer Strömungen. Wenngleich es sich bei den hier vorgestellten 
Fallbeispielen um Exemplare aus dem Bereich des politischen Sala-
fismus handelt, muss bedacht werden, dass der Übergang zum dschi-
hadistischen Bereich fließend ist. Somit kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass ein Kind, das in einem politisch-salafistischen Umfeld 
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aufgewachsen ist, nicht doch irgendwann auch Gewalt einsetzt. 
Erinnert werden kann an dieser Stelle zum Beispiel an Safia S., die 
als Kind im Milieu von Pierre Vogel zu beobachten war – als 15-Jäh-
rige jedoch mit einem Messer auf einen Bundespolizisten einstach 
und engen Kontakt zu IS-Mitgliedern pflegte.

Der tatsächliche Einfluss der hier vorgestellten Initiativen und 
Aktivitäten ist aber auch zu relativieren. Zentral hierfür ist die 
Frage, wen die Salafisten mit ihren Anliegen erreichen. Wir haben 
gesehen, dass eine derart offenkundig dem salafistischen Umfeld 
angehörende Kindertagesstätte, wie die von Dabbagh angestrebte, 
in Deutschland kaum Möglichkeiten hat, die Betriebserlaubnis 
zu erhalten. Anders verhält es sich mit Medien wie Büchern oder 
Lehrvideos, die in Deutschland verbreitet werden können. 

Gerade bei Büchern bleibt jedoch zu fragen, wie viele Personen 
diese wahrhaftig lesen. Und die Klick-Zahlen der YouTube-Videos 
ergeben ein heterogenes Bild, mit einer Bandbreite von Klick-
Zahlen zwischen 100 und 12.000 bei Vogel, Dabbaghs Video wurde 
4.000 Mal angeschaut. Darüber hinaus ist anzuzweifeln, dass die 
meisten der Salafisten die propagierte Erziehungsphilosophie, wie 
wir sie bei Utz und Vogel finden, umsetzen. Wir haben bislang 

keine genauen Einblicke in salafistische Familien und die Realität, 
die sich dort in Hinblick auf Erziehung abspielt. Wir wissen aber, 
dass Salafisten in der Regel aus problematischen Familienkontex-
ten kommen. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass 
die Ratschläge von Utz und Vogel in Hinblick auf die Umsetzung 
an Grenzen stoßen werden. Nichts desto trotz sollte das Einfluss-
begehren salafistischer Akteure auf die Erziehung und Bildung der 
Kinder nicht unterschätzt werden. Und schließlich müssen wir uns 
intensiv mit den salafistischen Familien selbst und ihren prakti-
schen Erziehungsmethoden auseinandersetzen, um dieses Teilphä-
nomen salafistischer Radikalisierung zu verstehen. 

Anmerkungen

1 Dr. Britt Ziolkowski hat Islamwissenschaften, Politikwissenschaften und Iranistik stu-
diert (Magister) und ist zurzeit in der Analysegruppe Internationaler Extremismus 
und Terrorismus im Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg tätig.

2 Utz, Aisha 2011: Wie man den Glauben bei Kindern fördert. Riad.
3 Berücksichtig werden an dieser Stelle folgende Videos: (1) Die Wichtigkeit der Kinder-

erziehung (2) Welche Erziehung ist islamischer (3) Erziehung zu einer starken Persön-
lichkeit (4) Umgang mit Kindern im Islam (5) Die islamische Jugend braucht Erziehung.

Bereicherungsabsicht 
bei Motivbündeln und 
Zwischenzielen 

Von Prof. Dr. Dennis Bock, Kiel1

1  Problemstellung im Lichte aktueller  
höchstrichterlicher Rechtsprechung 

In seinem Urteil vom 24.3.2016 beschäftigt sich der zweite Straf-
senat des BGH2 u.a. mit der Strafbarkeit wegen Betrugs gem. § 
263 StGB in einer Dreieckskonstellation. Der Angekl. hatte als 
Geschäftsführer der P-GmbH Leasingverträge über Werbebeamer 
zwischen Neukunden und der Firma G vermittelt, wobei er die 
Kunden über die Konditionen des Vertrags täuschte. Die G hatte 
mit der P-GmbH einen Kooperationsvertrag abgeschlossen und 
erwarb infolge des Vertragsabschlusses mit den Kunden abredege-
mäß die Beamer von der P-GmbH. Der BGH beanstandete die Verur-
teilung des Angekl. wegen Betrugs u.a. zu Lasten der Leasingneh-
mer (zum – primären – Vorteil der G) nicht. Insbesondere bejahte 
der Senat3 das Vorliegen der Bereicherungsabsicht i.S.d. § 263 I 
StGB: „Auch die erforderliche Absicht rechtswidriger Bereicherung 
eines Dritten lag vor. Die Täuschung des Angeklagten zielte auf eine 
Bereicherung der G. ab. Der Erfüllung des Betrugstatbestands steht 
nicht entgegen, dass es dem Angeklagten primär darauf ankam, die 
G. nach Annahme des Leasingvertrags zur Zahlung des Kaufprei-
ses an die von ihm geführte Firma P. GmbH zu veranlassen; denn 
hierfür war der Abschluss des Leasingvertrags notwendige Voraus-
setzung. Die Bereicherungsabsicht muss nicht das ausschließliche 
Motiv oder das letztendliche Ziel der Tathandlung sein; es genügt 
vielmehr, dass der Täter die Bereicherung (eines Dritten) als not-
wendigen Zwischenerfolg für einen dahinter liegenden weiteren 

Zweck erstrebt […].“ Aus dieser Urteilspassage ergeben sich zwei 
Aussagen: zunächst kommt es für § 263 StGB nicht darauf an, 
dass sich der zielgerichtete Wille des Täters ausschließlich auf die 
Bereicherung richtet (sogleich 2); darüber hinaus erfasst die Berei-
cherungsabsicht auch notwendige Zwischenerfolge (3).

2 Motivbündel

Ist also anerkannt, dass sich der zielgerichtete Wille des Täters 
nicht ausschließlich auf die Bereicherung richten muss, so 
eröffnet sich die Fragestellung, ob der Bereicherungsabsicht 
gegenüber anderen Motiven ein bestimmtes Gewicht zukom-
men muss. Die Problematik der sog. Motivbündel wird nicht nur 
i.R.d. § 263 StGB, sondern auch an anderer Stelle relevant; ist es 
doch so, dass „sich menschliches Handeln meist nicht auf einen 
einzigen Beweggrund zurückführen läßt“4, wie der BGH treffend 
feststellte. So wird etwa auch bei den subjektiven Rechtferti-
gungselementen diskutiert, wie stark der Rechtfertigungswille 
sein muss und auch im Besonderen Teil des StGB ist § 263 StGB 
nicht der einzige Straftatbestand, bei dem besondere Absichten 
und Motivlagen zu bewerten und zu gewichten sind. 

Die Rechtsprechung fordert beim Zusammentreffen unter-
schiedlicher Motivationen i.d.R. eine hervorgehobene Stellung 
des betreffenden subjektiven Tatbestandselements. So müsse der 
Rettungs- bzw. Verteidigungswille zur Bejahung von Notstand 
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und Notwehr gem. §§ 32, 34 StGB nicht das alleinige Motiv sein, 
dürfe jedoch nicht nebensächlich oder überlagert werden.5

Häufig findet sich in den Formulierungen der Rechtsprechung 
die Forderung nach Bewusstseinsdominanz: So müsse i.R.e. Motiv-
bündels bei der Prüfung des Rücktritts in § 24 StGB die Freiwillig-
keit das dominierende Motiv sein;6 in § 33 StGB müssten die sog. 
asthenischen Affekte über andere Motivationen dominieren.7 Das-
selbe gilt bei Motivbündeln auch für die räuberische Absicht in § 
316a StGB,8 sowie für die Mordmerkmale des § 211 StGB.9

Ließ vereinzelt schon das Reichsgericht bezüglich § 263 StGB 
einen „doppelte[r] Beweggrund“ ausreichen,10 ist sich die neuere 
Rechtsprechung heute einig, dass die Bereicherung eins von meh-
reren Zielen sein kann.11 In der Tat wird es weder auf die Anzahl 
der Motive noch auf ihre Relation zueinander ankommen können. 

Denn kann bei zwei Motiven wohl noch gewichtet werden, 
welches vorherrschend und damit das dominierende ist, so fällt 
eine solche Einschätzung ungleich schwerer, sobald der Täter 
mit seiner Handlung nicht bloß zwei, sondern drei, vier oder 
zehn unterschiedliche Ziele verfolgt. Eine genaue Ermittlung, 
welcher Teil seines Strebens auf die Bereicherung gerichtet ist 
und in welchem prozentualen Verhältnis dieser zur restlichen 
Motivation steht, ist unmöglich. Auf die Anzahl der Motivati-
onsgründe kann es mithin nicht ankommen. Maßgeblich muss 
vielmehr sein, dass der Täter überhaupt in der Absicht rechts-
widriger Bereicherung gehandelt hat – dass diese folglich im 
subjektiven Tatbestand nachweisbar ist. § 263 I StGB fordert 
– wie bei allen Tatbestandsmerkmalen – allein das Vorliegen 
derselben; „ein bisschen vorliegen“ oder „zu wenig vorliegen“ 
kennt der Tatbestand hingegen nicht. Entscheidend muss daher 
sein, dass die Bereicherung im Bewusstsein des Täters über-
haupt juristisch nachweisbar – also gleich der „juristischen 
Sekunde“ feststellbar – ist. Eine juristisch messbare „Mitmotiva-
tion“ muss folglich für die Absicht genügen.

3 Zwischenziele 

Darüber hinaus enthält das Urteil die Aussage, dass die Berei-
cherungsabsicht des § 263 StGB auch notwendige Zwischenziele 
erfasst. Damit folgt das Gericht der vorherrschenden Linie der 
(höchstrichterlichen) Rechtsprechung, wonach die Bereicherungs-
absicht nicht erfordere, dass der Vermögensvorteil „Triebfeder bzw. 
Endziel, Beweggrund oder Motiv des Täters“ sei und wonach er 
weder „der einzige, der entscheidende, der überwiegende, noch der 
in erster Linie verfolgte Zweck“ sein müsse. Es genüge vielmehr, 
dass der Vorteil „neben anderen Zielen oder als notwendiges Mittel 
für einen dahinter liegenden weiteren Zweck erstrebt“ werde.12

Diese Linie steht im Gegensatz zu der – wohl älteren bzw. 
früher vereinzelt vertretenen – Rechtsprechung, die demgegen-
über gerade voraussetzte, dass die Vorteilserlangung „Triebfe-
der“ des Täters war.13 Der Vermögensvorteil müsse danach mehr 
sein als bloß „Mittel für einen dahinterliegenden Endzweck“.14 
Durch diese enge Grenzziehung würde die Bereicherungsabsicht 
nur das primär anvisierte Ziel der Handlung erfassen; in Kon-
stellationen mit mehreren Handlungsmotiven wäre diese folg-
lich bezüglich jeglicher Zwischenziele abzulehnen – eine gewiss 
trennscharfe Abgrenzung insbesondere zum bloßen Vorsatz.15

Die heute ganz herrschende Aufgabe dieser strengen Anforderung 
und die – zumindest teilweisen – Erfassung von Zwischenzielen 
führt in Fallgestaltungen, in denen es dem Täter auf die Erreichung 
mehrerer Anliegen ankommt oder die Erreichung des Endziels vom 
Eintreten mehrerer anderer Faktoren abhängig ist, zu einer Betrugs-
strafbarkeit. Das gilt insbesondere in Dreieckskonstellationen,16 in 
denen durch das von der Literatur geforderte Tatbestandsmerkmal 
der Stoffgleichheit von Schaden und Vermögensvorteil der Fokus 

der Betrachtung i.d.R. auf der Dritt- bzw. Fremdbereicherung liegt. 
Erforderlich wird dann die Unterscheidung zwischen von der Berei-
cherungsabsicht noch umfassten Zwischenzielen und nicht erfass-
ten unvermeidlichen Nebenfolgen, um deren Eintrittsmöglichkeit 
der Täter zwar weiß, die für ihn als Motiv aber nicht besonders ins 
Gewicht fallen,17 die er vielleicht sogar innerlich ablehnt18 oder als 
lästig19 empfindet, die sich also nicht mehr unter den Wortlaut der 
Absicht subsumieren lassen. 

Die Judikatur zeigt, wie schwer diese Abgrenzung fällt. Die 
Kriterien für die Differenzierung sind vage, in der Anwendung 
unpraktikabel und führen so zu beinahe beliebigen Ergebnis-
sen.20 Das Maß der (Un-)Erwünschtheit des Vermögensvorteils 
ist schwerlich einer objektiven Beurteilung zugänglich. Denn 
wie soll geprüft werden, mit welchem (Un-)Behagen der Täter 
der Bereicherung entgegensieht? Es kommt zu einer Gewich-
tung und Bewertung von Motiven und Gefühlen,21 welche kei-
nen Eingang in die Tatbestandsbestimmung finden sollten. Auf 
der Suche nach objektiven Kriterien für die Bestimmung der 
Unerwünschtheit wird als Indiz auf die (Un-)Vermeidbarkeit des 
Vermögensvorteils für die Erreichung des Endziels und die ent-
sprechende Kenntnis des Täters abgestellt. Handele es sich bei 
der Bereicherung um eine unentbehrliche Voraussetzung für die 
Erreichung des Endziels und habe der Täter dies erkannt, so sei 
davon auszugehen, dass er sie ebenso wie das Endziel erstrebe. 
Denn wer Absicht bzgl. des Eintritts eines Erfolgs aufweise und 
wisse, dass ein anderer Vorgang Voraussetzung für die Zieler-
reichung sei – die beiden Ereignisse folglich miteinander ver-
knüpft sind – der wisse auch, dass dieser Vorgang die sichere 
Reaktion auf sein Handeln sei. Er handele folglich mit siche-
rem Wissen bzgl. des Zwischenerfolgs. Sei der Vermögensvor-
teil hingegen kein unabdingbarer Zwischenschritt für das beab-
sichtigte Ziel, so spreche dies dafür, dass das Erreichen dieser 
Bereicherung dem Täter gleichgültig sei. Es handle sich viel-
mehr um eine beiläufige Nebenfolge, auf die es dem Täter nicht 
ankomme; seine Bereicherungsabsicht sei also zu verneinen.

Durch diese Bestimmung der Bereicherungsabsicht – das 
Abstellen auf die (Un-)Vermeidbarkeit des Vermögensvorteils – 
ist folglich nicht die Erwünschtheit, sondern der Grad der vom 
Täter gesehenen Wahrscheinlichkeit desselben maßgeblich. 
An dieser Stelle zeigt sich die Inkonsequenz der herrschenden 
Rechtsprechung. Denn stellt man auf die Vermeidbarkeit bzw. die 
vom Täter erkannte Wahrscheinlichkeit des Eintritts der Berei-
cherung ab, so erforscht man nicht das Interesse oder Bestreben 
des Täters, sondern Wahrscheinlichkeiten und Erkenntnisse. 

Fraglich ist bei alledem, wann ein Täter i.S.d. hier zu bespre-
chenden Entscheidung des zweiten Strafsenats die Bereicherung 
„als notwendigen Zwischenerfolg für einen dahinter liegenden 
weiteren Zweck erstrebt“. Hier gilt richtigerweise: Ausgehend von 
dem Erstreben des Endvorteils muss der Täter zunächst erkennen 
(oder irrig annehmen), dass der Endvorteil davon abhängt, dass 
ein Zwischenziel erreicht wird. In einem solchen Fall beabsich-
tigt der Täter somit auch den Zwischenerfolg. Erschwert wird die 
Bewertung dann, wenn sich der Täter nicht sicher ist, wie Zwi-
schenerfolg und Enderfolg verknüpft sind. Nimmt man den BGH 
beim Wort, so muss der Täter von einer condicio sine qua non 
ausgehen („notwendig“). Der Sache nach besteht aber für solch 
eine Einschränkung kein Anlass, solange der Täter nur den End-
vorteil will und auf dem Weg dahin Schritte ergreift, deren end-
gültige Tauglichkeit ihm nicht sicher ist, auf die er aber hofft. 
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Kein uneinge-
schränkter Beifall:
Zur „Tornado-Entschei-
dung“ des BVerwG vom 

25.10.2017
Von LRD Prof. Hartmut Brenneisen und PD Dirk Staack, Preetz/Owschlag1

In der „Tornado-Entscheidung“ vom 25.10.2017 hat der 6. Senat 
des BVerwG2 erneut viel beachtete Aussagen zum hoheitlichen 
Handeln im Versammlungsgeschehen getroffen. Konkret geht 
es um Fragen der Eingriffsqualität, das umstrittene Verhältnis 
des bereichsspezifischen Versammlungsrechts zum allgemeinen 
Polizeirecht und schließlich um Umfang und Grenzen techni-
scher Unterstützungshandlungen der Bundeswehr. In diesem 
Beitrag werden die wesentlichen Aussagen des Gerichts darge-
stellt, analysiert und bewertet.

1 Ausgangslage

Im Vorfeld des G8-Gipfeltreffens im Juni 2007 in Heiligen-
damm beantragte das Innenministerium des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern beim Bundesministerium für Ver-
teidigung Überflüge des erweiterten Veranstaltungsortes 
zum Zwecke der Anfertigung von Luftbildaufzeichnungen. 
Dadurch sollten insbesondere Erddepots für Werkzeuge 
und Blockademittel erkannt und Manipulationen an wich-
tigen Straßen durch gewaltbereite Versammlungsteilneh-
mer erfasst werden. Auf der Grundlage dieses Antrags über-
flog ein Kampfflugzeug der Bundeswehr vom Typ Tornado 
des Aufklärungsgeschwaders 51 „Immelmann“ am 5.6.2007 
ein für bis zu 5.000 Personen ausgelegtes Camp von Gipfel-
gegnern in der Gemeinde Reddelich in einer Höhe von rund 

114 Metern und stellte Bildaufzeichnungen her. 19 Luftbil-
der3 wurden anschließend durch Bundeswehrbedienstete 
als relevant ausgewählt und an die Polizeidirektion Rostock 
zur Auswertung übermittelt. Bei diesen Bildern handelte 
es sich um Übersichtsaufzeichnungen und Ausschnittsver-
größerungen, auf denen das Camp sowie Personengruppen 
abgebildet waren, die sich dort aufhielten. Eine Identifika-
tion der Personen war aufgrund der fehlenden Tiefenschärfe 
der Aufzeichnungen nach Feststellung des Spruchkörpers 
nicht möglich.4 Die Klägerin begehrte unter Abänderung der 
Urteile des OVG Greifswald und des VG Schwerin die Feststel-
lung, dass der Überflug des Camps Reddelich durch ein Tor-
nado-Kampfflugzeug der Bundeswehr und die dabei erfolgte 
Fertigung von Bildaufzeichnungen rechtswidrig waren und 
sie dadurch in ihren Rechten verletzt wurde. Der Beklagte 
beantragte hingegen die Zurückweisung des Antrags und 
begründete dies im Wesentlichen mit der Zielstellung der 
Maßnahme, der fehlenden Identifizierbarkeit von Personen, 
der kurzen Dauer des Überflugs sowie der nicht gegebenen 
Zurechnungsmöglichkeit.5

2 Leitaussagen des BVerwG

Das BVerwG hat die Revision der Klägerin als begründet ange-
sehen und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
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Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen. Dabei 
wurde auch berücksichtigt, dass in Mecklenburg-Vorpommern 
im Juni 2007 wie auch heute gemäß Art. 125a Abs. 1 GG6 das 
Bundesversammlungsgesetz (BVersG) Anwendung findet und 
eine bereichsspezifische Landesregelung fehlt.

2.1 Eingriff in die Versammlungsfreiheit

Der Senat hat zunächst einen Eingriff in den Schutzbereich 
des Art. 8 Abs. 1 GG bejaht. Zwar sei das Camp selbst – nicht 
zuletzt aufgrund fehlender tatsächlicher Feststellungen – nicht 
als grundrechtlich geschützte Versammlung anzusehen, der 
Schutzbereich der Verfassungsnorm „unter dem Gesichtspunkt 
der Vorwirkungen der Versammlungsfreiheit“ jedoch berührt.7 Die 
Teilnahme an den geplanten Demonstrationen sei für die ganz 
überwiegende Zahl der Versammlungsteilnehmer nur im Fall einer 
frühzeitigen Anreise und ortsnahen Unterkunft während der 
gesamten Veranstaltungsdauer möglich. Alternative Unterbrin-
gungsmöglichkeiten stünden in der ländlich geprägten Region 
nicht bzw. in nicht ausreichendem Maße zur Verfügung. Damit 
sei aber das Camp vergleichbar der Anreise dem durch Art. 8 
Abs. 1 GG geschützten Vorgang des Sichversammelns zuzurech-
nen. Zwar lägen die Voraussetzungen eines finalen Eingriffsak-
tes nicht vor, entgegen der Auffassung des OVG Greifswald8 und 
des VG Schwerin9 wohl aber die eines faktischen Eingriffs. Diese 
seien gerade dann gegeben, „wenn das staatliche Handeln ein-
schüchternd oder abschreckend wirkt bzw. geeignet ist, die freie 
Willensbildung und Entschließungsfreiheit derjenigen Personen zu 
beeinflussen, die an Versammlungen teilnehmen wollen.“ Dabei 
weist das BVerwG10 darauf hin, dass bei Eingriffen im Vorfeld 
einer Versammlung „bei der Gesamtwürdigung ein umso strenge-
rer Maßstab anzulegen [sei], je größer die räumliche oder zeitliche 
Entfernung zu der geschützten Versammlung ist und je weniger für 
die späteren Versammlungsteilnehmer daher ein Bezug der Maß-
nahme zu der späteren Versammlung erkennbar ist“. Nach dieser 
Maßgabe und unter Heranziehung eines objektiven Beurteilungs-
maßstabes hätte der Überflug „aus der Sicht eines durchschnitt-
lichen Betroffenen im Hinblick auf die extreme Lärmentfaltung, 
den angsteinflößenden Anblick und die Überraschungswirkung im 
Kontext der bevorstehenden Demonstrationen gegen den G8-Gipfel 
einschüchternde Wirkung.“11

2.2 Kein Eingriff in das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung

Ein Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
gemäß Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG12 ist durch den 
Senat hingegen verneint worden. Bereits das OVG Greifswald13 
hatte ausgeführt, dass Personen auf den Bildaufzeichnungen 
nicht erkennbar und darüber hinaus keine Anhaltspunkte dafür 
vorhanden seien, dass über spezifische Auswertemaßnahmen 
eine Personenidentifizierung vorgenommen werden sollte. Diese 
tatsächlichen Feststellungen waren für das BVerwG bindend, da 
die Revision ihnen nicht mit Verfahrensrügen entgegengetreten 
ist.14 Allerdings wurden die Feststellungen des Berufungsge-
richts auch nicht in Zweifel gezogen.

2.3 Anwendbarkeit des allgemeinen 
Polizeirechts

Der 6. Senat geht bei dem Überflug von einer faktischen 
„Gefahrerforschungsmaßnahme“ aus, die als Realakt auf die 

Generalklausel des Polizeirechts gestützt werden kann. Er 
lehnt zunächst die Anwendbarkeit der informationellen Befug-
nisse des gemäß Art. 125a Abs. 1 Satz 1 GG noch einschlägigen 
BVersG ab und will die §§ 12a, 19a BVersG nur für eine „ziel-
gerichtete Erhebung personenbezogener Daten“ gelten lassen. 
Außerdem wird unter Hinweis auf die eigene Rechtsprechung 
eine abschließende Regelung des geschützten Versammlungs-
vorfelds verneint.15 Sodann werden ein vorliegender Gefahren-
verdacht und als materielle Grundlage des Handelns der § 13 
SOG MV begründet. Diese allgemeine Befugnis umfasse nach 
Darstellung des Gerichts „auch Eingriffsmaßnahmen zur Klä-
rung einer Gefahrensituation, wenn die Polizei aufgrund objekti-
ver Umstände das Vorliegen einer Gefahr zwar für möglich, aber 
nicht für sicher hält.“16 Die tatbestandsmäßigen Mindestanfor-
derungen für Verfügungen aus § 16 SOG MV werden indes nicht 
berücksichtigt.

2.4 Verhältnismäßigkeit im Lichte des  
Art. 8 Abs. 2 GG

Der zur Anfertigung von Luftbildern durchgeführte Überflug 
kann laut Urteilsbegründung als Teilakt eines Maßnahmen-
bündels auf das allgemeine Polizeirecht gestützt werden. Bei 
der Auslegung und Anwendung versammlungsbeschränkender 
Gesetze im Sinne des Art. 8 Abs. 2 GG müsse indes der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit strikt beachtet werden.17 Zur 
Erreichung eines legitimen Zwecks seien Eingriffsmaßnahmen 
daher am hohen Stellenwert der Versammlungsfreiheit aus Art. 
8 Abs. 1 GG zu messen.18

2.5 Einsatz des Kampfflugzeuges als technische 
Unterstützungshandlung

Schließlich ist der Überflug durch das BVerwG nicht als rechts-
widriger „Einsatz der Streitkräfte im Innern“, sondern vielmehr 
„als technische Unterstützungsleistung der Bundeswehr im Wege 
der Amtshilfe“ bewertet worden.19 Dabei wurde berücksichtigt, 
dass ein Einsatz im Sinne des Art. 87a Abs. 2 GG nicht erst bei 
einem konkreten Vorgehen mit Zwang, sondern bereits bei einer 
Nutzung des Droh- und Einschüchterungspotenzials personeller 
oder sachlicher Mittel der Streitkräfte gegeben ist.20

3 Bewertung der Entscheidung

Die im Zentrum der Entscheidung stehende Feststellung eines 
Eingriffs in die Versammlungsfreiheit ist schlüssig, entspricht 
den bestehenden verfassungsrechtlichen Standards und ver-
dient Beifall.21 Die Argumentationslinien des OVG Greifswald 
und des VG Schwerin sind hingegen als nicht treffend abzu-
lehnen. Dies gilt sowohl für die geforderte Mindestdauer einer 
Maßnahme mit Abschreckungsgehalt als auch für den Hinweis 
auf die hoheitliche Zielstellung. Die Eingriffsrelevanz einer 
hoheitlichen Maßnahme muss allein nach deren Wirkung auf 
die davon betroffenen Grundrechtsadressaten und nicht von der 
Zielrichtung her bewertet werden.

Fraglich ist hingegen die Ablehnung eines Eingriffs in das 
informationelle Selbstbestimmungsrecht. Dabei ist es zunächst 
nur schwer vorstellbar, dass – wie vom Berufungsgericht dar-
gestellt22 – eine Personenidentifizierung mit Sicherheit aus-
scheidet. Unabhängig davon ist aber auch die bloße Beobach-
tung von Versammlungsteilnehmern als Eingriff in das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung zu bewerten, ohne dass 
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es bereits auf die Identifizierung ankommt.23 Beobachtung, 
Auswertung und Speicherung stellen aus Sicht der betroffe-
nen Personen vielmehr einen einheitlichen Lebenssachverhalt 
dar, so dass zumindest eine faktische Beeinträchtigung des 
Schutzgegenstandes vorliegt, die einer Grundrechtsgefähr-
dung gleichkommt.24 Berechtigt konstatiert Ullrich:25 „Nicht 
das […] tatsächliche Handhaben der Technik […], sondern der 
für den Versammlungsteilnehmer objektiv bestehende Eindruck 
ist für die Einstufung als Eingriff entscheidend. Die Beobach-
tung einer Versammlung mittels Kameras oder vergleichbaren 
technischen Hilfsmitteln stellt daher stets einen Eingriff […] 
dar.“ Insoweit ist auch Roggan zuzustimmen, der im vorlie-
genden Fall kritisch von einer „Abkehr vom modernen Ein-
griffsverständnis“ spricht.26

Deutlichen Widerspruch fordert schließlich die Heranzie-
hung der Befugnisgeneralklausel des Polizeirechts. Zwar liegt 
im vorliegenden Fall kein finaler Eingriff vor, so dass der 
fehlenden Berücksichtigung des Zitiergebots aus Art. 19 Abs. 
1 Satz 2 GG im SOG MV wohl keine durchgreifende Wirkung 
zukommt,27 dennoch stehen die aus der Versammlungsauto-
nomie28 abzuleitenden Regelungen der §§ 12a, 19a BVersG 
einem pauschalen Rückgriff auf das allgemeine Polizeirecht 
entgegen. Zulässig ist bestenfalls eine Argumentation über 
den Erst-Recht-Schluss „a maiore ad minus“ in Verbin-
dung mit der Ergänzungstheorie des BVerwG.29 Aber auch 
außerhalb des spezialgesetzlichen Regelungskreises dürften 
Realakte im Regiebereich des SOG MV stets an den Mindestan-
forderungen des § 16 SOG MV zu messen sein. Dies erscheint 
im Lichte der „teleologischen Reduktion“30 zwingend, da 
Realakte als Synonym für informelles, tatsächliches Handeln 
erst in jüngerer Zeit durch Rechtsprechung und Rechtslehre 
Konturen erhalten haben.31 Soweit ersichtlich unterscheiden 
insofern auch nur die §§ 13, 16 SOG MV und §§ 174, 176 
LVwG SH zwischen befehlenden Verfügungen und Realakten 
mit Eingriffsqualität. In anderen Ländern erfolgt keine Diffe-
renzierung bei einer Anwendung der Generalklausel.

Vertretbar, wenngleich keinesfalls selbstverständlich,32 ist 
letztlich die Bewertung des Tornado-Überflugs als technische 
Unterstützungsleistung im Wege der Amtshilfe nach Art. 35 
Abs. 1 GG. Die Frage der verfassungsrechtlichen Einstufung von 
Unterstützungsmaßnahmen als zulässige Amtshilfe oder unzu-
lässiger Einsatz der Bundeswehr im Innern ist ausschließlich 
aus einer objektiven Perspektive zu beurteilen und es kommt 
hier nicht darauf an, wie sich die Nutzung entsprechender Res-
sourcen aus Sicht möglicher Betroffener darstellt.33

4 Fazit

Positiv hervorzuheben ist, dass der 6. Senat des BVerwG den 
hohen Stellenwert der Versammlungsfreiheit grundsätzlich 
unterstrichen und berechtigt einen faktischen Eingriff in Art. 
8 Abs. 1 GG angenommen hat. In der Gesamtschau kann die 
Entscheidung dennoch nicht überzeugen.34 Dies gilt für die 
Ausführungen zum Datenschutz-Grundrecht, aber auch zum 
allgemeinen Polizeirecht, u.a. gestützt auf die eigene Ent-
scheidung vom 25.7.2007 zu Meldeauflagen gegen gewaltbe-
reite Globalisierungsgegner.35 Auch in diesem Judikat hatte 
der Senat zunächst den Schutzbereich der Versammlungs-
freiheit bejaht, als Grundlage für die eingriffsintensive Maß-
nahme dann jedoch die Generalermächtigung des Polizeirechts 
herangezogen. Im Gegensatz zu der damaligen Entscheidung 
ist im vorliegenden Fall indes der Rückzug auf die „selbst 
angelegten Grenzen“ der Friedlichkeit und Waffenlosigkeit 

des Grundrechts36 nicht möglich, so dass eine Umgehung der 
bereichsspezifischen Normen nicht in Frage kommt. Dieser 
erkennbare Begründungsmangel wird auch nicht durch den 
Hinweis auf die verfasste Verhältnismäßigkeit und die dazu 
ergangene Rechtsprechung des BVerfG37 geheilt. Im Gegenteil, 
in der zitierten Entscheidung heißt es gerade:38 Art. 8 Abs. 2 
GG fordert „eine bewusste und ausdrücklich auf die Versamm-
lungsfreiheit der Bürger bezogene Regelung durch den Gesetz-
geber. Die Eingriffsvoraussetzungen müssen in hinreichend 
bestimmter und normenklarer Weise zumindest in den Grundzü-
gen vom Gesetzgeber selbst festgelegt werden.“ Diesen Bedin-
gungen dürfte aber die Befugnisgeneralklausel nicht entspre-
chen, zumal der Anwendungsbereich der Norm durch eine ver-
kürzende Interpretation des Senats sogar auf das Vorfeld der 
konkreten Gefahr ausgedehnt worden ist.
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Strafrechtliche Recht-
sprechungsübersicht

Von PHK & Ass. jur. Dirk Weingarten, Wiesbaden

Wir bieten Ihnen einen Überblick über strafrechtliche Entschei-
dungen, welche überwiegend – jedoch nicht ausschließlich – für 
die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung sind. Im Anschluss 
an eine Kurzdarstellung ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine 
Recherche möglich ist. 

I Materielles Strafrecht

§§ 176, 184h Nr. 1 StGB – Sexuelle Handlung; hier: Umar-
mung. Bei einem Schwimmbadbesuch umarmte der nur mit 
einer Badehose bekleidete Angeklagte (A) die mit einem Bikini 
bekleidete Geschädigte, um sich durch den dadurch entstehen-
den Kontakt sexuell zu erregen. Er umfasste ihre Taille und zog 
sie so nah an sich, „dass entsprechend seiner Absicht direkter 
Kontakt zwischen ihren unbekleideten und bekleideten Körper-
partien zu seinen nackten Oberschenkeln und seinem nackten 
Oberkörper und insbesondere an ihrem Unterleib der unmittel-
bare und deutlich spürbare Kontakt zu seinem Penis entstand.“

Zur Bestimmung des sexuellen Bezugs von ambivalenten 
Tathandlungen ist auf das Urteil eines objektiven Betrachters 
abzustellen, dem sämtliche Umstände des Einzelfalles, nament-
lich sexuelle Absichten des Täters, bekannt sind. Ist die lei-
tende Motivation die Befriedigung sexueller Bedürfnisse, kann 
sich auch eine Umarmung als eine sexuelle Handlung erweisen. 
(BGH, Urt. v. 21.9.2016 – 2 StR 558/15)

§ 184b Abs. 3 StGB – Verbreitung, Erwerb und Besitz kin-
derpornographischer Schriften; hier: Sichverschaffen durch 
Anfertigung kinderpornographischer Fotoaufnahmen. Der 
Tatbestand des Sichverschaffens kinderpornographischer Schriften 
kann auch durch eigenhändiges Anfertigen entsprechender Foto-
aufnahmen erfüllt werden. (BGH, Urt. v. 6.4.2017 – 3 StR 548/16)

§§ 306 Abs. 1 Nr. 1, 306a Abs. 1 Nr. 1 StGB – Schwere Brand-
stiftung an gemischt genutztem Wohn- und Geschäftsge-
bäude; hier: Verrußung. Bei einem gemischt, d.h. teils wohn-
lich, teils gewerblich genutzten Gebäude liegt eine vollendete 
Brandstiftung in der Taterfolgsvariante der teilweisen Zerstörung 
durch Brandlegung vor, wenn ein zum selbstständigen Gebrauch 
bestimmter, dem Wohnen dienender Teil eines einheitlichen 
Gebäudes durch die Brandlegung zum Wohnen unbrauchbar 
geworden ist. Unbrauchbarkeit zu Wohnzwecken ist erst anzu-
nehmen, wenn eine Wohnung infolge des Brandes für eine nicht 
unbeträchtliche Zeit nicht mehr zu diesem Zweck genutzt wer-
den kann. Hierbei ist auf die Zeit abzustellen, die für die tatbe-
dingt erforderlichen Renovierungsarbeiten tatsächlich benötigt 
wird; Sichtweise ist die eines „verständigen Wohnungsinhabers“. 

Erhebliche Verrußungen können grundsätzlich genügen, 
um einen Taterfolg in Gestalt der teilweisen Zerstörung durch 

Brandlegung anzunehmen. Dafür bedarf es aber durch die Ver-
rußung selbst oder deren Beseitigung hervorgerufene Beein-
trächtigungen der Nutzbarkeit der Wohnung. Dazu und ins-
besondere über den (konkreten) Zustand der einzelnen Woh-
nungen in dem Gebäude nach dem Brandereignis müssen aus-
sagekräftige Feststellungen getroffen werden. (BGH, Urt. v. 
5.9.2017 – 5 StR 222/17)

§§ 315b Abs. 1 Nr. 2, 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB – Gefährlicher 
Eingriff in den Straßenverkehr; hier: plötzliches Öffnen 
der Beifahrertür. Es gab Unstimmigkeiten zwischen Rad- und 
Autofahrer. Daraufhin beschleunigte der Autofahrer den Pkw 
stark, hupte, überholte den Radfahrer und lenkte den Pkw 
sodann schräg nach rechts, um diesem den Weg abzuschneiden. 
Gleichzeitig – noch während des Abdrängens – öffnete der Bei-
fahrer, den Plan des Fahrers unterstützend, ein Stück weit die 
Beifahrertür. Durch das Querstellen des Fahrzeuges sowie das 
gleichzeitige Öffnen der Beifahrertür sah der Radfahrer seinen 
Fahrweg versperrt und sich zu einer Notbremsung und einem 
Ausweichmanöver gezwungen. Dabei prallte er gegen die Rück-
seite eines am rechten Straßenrand geparkten PKW und stürzte 
vom Fahrrad. Der Autofahrer hielt kurz an. Nachdem er und 
Beifahrer den Sturz des Radfahrers registriert hatten, fuhren 
sie sodann unter starker Beschleunigung davon, ohne sich bei 
diesem über sein Wohlergehen zu erkundigen. 

Täter im Sinne von § 315b Abs. 1 StGB kann jeder – auch der 
Beifahrer – sein, der das tatbestandsmäßige Geschehen im Sinne 
der Nummern 1 bis 3 beherrscht. Dies gilt auch im Fall des sog. 
verkehrsfremden Inneneingriffs. Das plötzliche Öffnen der Bei-
fahrertür eines fahrenden Pkws, um einen neben dem Fahrzeug 
befindlichen Radfahrer „auffahren“ zu lassen bzw. zu einem 
riskanten Ausweichmanöver zu zwingen, kann eine das Leben 
gefährdenden Behandlung i.S.d. § 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB auch 
dann darstellen, wenn der Körperverletzungserfolg erst durch 
das Ausweichmanöver mit Notbremsung eintritt und es nicht zu 
einer unmittelbaren Berührung zwischen Fahrzeugtür und Rad-
fahrer kommt. (OLG Hamm, Beschl. v. 31.1.2017 – 4 RVs 159/16)

§ 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG – Bewaffnetes Sichverschaffen von 
Btm in nicht geringer Menge; hier: Zeitpunkt des Sichverschaf-
fens. Der Täter (T) hatte auf einem Autobahnparkplatz am Pkw 
eines Lieferanten Kokain entgegengenommen und es anschließend 
in seinen Pkw verbracht, in dem er zur Verteidigung bei eventuellen 
Zwischenfällen ein Messer und einen Baseballschläger aufbewahrte. 

Der Qualifikationstatbestand des § 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG ist 
zwar auch dann erfüllt, wenn der T die Waffe oder den sonsti-
gen Gegenstand erst in der Schlussphase der Übernahme der 
Betäubungsmittel vor deren Beendigung mit sich führt, auch 
wenn das Grunddelikt bereits vollendet ist. Ist der Erwerb des 
Rauschgifts hingegen bereits beendet, kann ein sich daran 
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anschließendes Mitsichführen einer Waffe oder eines sonstigen 
Gegenstands die Anwendung der Strafvorschrift nicht rechtfer-
tigen. War also die Verfügungsgewalt des T bereits auf dem Weg 
zu seinem Fahrzeug und nicht erst zu dem Zeitpunkt gesichert, 
als er es dort deponierte, dann führte der T die in seinem PKW 
lagernden gefährlichen Gegenstände nicht mehr bei der Tat mit 
sich. In diesem Fall war er, als er es in den Wagen legte, bereits 
im Besitz des Kokains. Das Mitführen einer Waffe oder eines 
entsprechenden Gegenstandes beim Besitz der Betäubungsmit-
tel allein erfüllt den Tatbestand des § 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG 
aber gerade nicht. (BGH, Beschl. v. 15.11.2016 – 3 StR 344/16; 
so auch BGH, Beschl. v. 10.11.2015 – 3 StR 357/15)

II Prozessuales Strafrecht

§§ 102, 105 StPO – Durchsuchungsbeschluss; hier: Anonyme 
Anzeige. Beim Polizeipräsidium ging ein datumsloses und nicht 
unterschriebenes handschriftlich gefertigtes Schreiben ein. Die-
ses lautete „Die Pädophilen sind überall. So ist mir bekannt, dass 
auch in D die Pädophilen ihr Unwesen treiben. Besonders Herr X 
und sein Sohn vertreiben Kinderpornographie der übelsten Art. Der 
Computer ist im Keller versteckt“. Die zuständige Polizei stellte 
fest, dass die namentlich benannten Personen tatsächlich exis-
tierten, dass aber deren Wohnadresse falsch angegeben worden 
sei. Die StA hat Auszüge aus dem BZR eingeholt, aus denen sich 
jeweils ergeben hat, dass dort keine Eintragungen enthalten 
gewesen sind. Sodann hat sie den Erlass dreier Durchsuchungs-
beschlüsse für Wohn- und Geschäftsanwesen der „Beschuldigten“ 
beantragt. Auf entsprechenden Hinweises des Ermittlungsrich-
ters des AG, dass ein anonymer Hinweis nach der Rechtsprechung 
des BVerfG in der Regel nicht genüge, einen Anfangsverdacht zu 
begründen, hat die StA auf ihrem Antrag beharrt; dieser wurde 
vom AG abgelehnt. Im Wesentlichen begründet die StA ihr 
Ansinnen damit, dass der Standort eines Computers – „im Kel-
ler“ – angegeben worden sei und deshalb die Anzeige über eine 
pauschale anonyme Anzeige hinausgehe. 

Diese rechtfertigen grundsätzlich keinen Anfangsverdacht. Bei 
der Abwägung, ob in das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Woh-
nung eingegriffen werden darf, ist auch die Unschuldsvermutung 
zu beachten. (LG Augsburg, Beschl. v. 12.9.2017 – 1 Qs 339/17)

§§ 102, 105, 163 Abs. 2 S. 1 StPO – Durchsuchungsbeschluss; 
hier: Anonyme Anzeige; Aktenvollständigkeit und -wahr-
heit. Nach einem Wohnungseinbruchsdiebstahl ermittelte die 
Polizei zunächst erfolglos gegen Unbekannt. Dann veranlasste sie 
einen „Fahndungsaufruf“ in einer Tageszeitung, der auch Infor-
mationen zu Tatzeit und Tatort sowie zu Beutestücken enthielt. 
Sodann meldete sich bei der Polizei ein anonymer Anrufer, der 
den Beschwerdeführer mit der Tat in Verbindung brachte. Die 
Identität des Hinweisgebers wurde nicht ermittelt. Stattdessen 
erwirkte die StA beim zuständigen AG einen Durchsuchungsbe-
schluss. Dabei war in den dem Gericht vorliegenden Akten kein 
Hinweis auf den vorhergegangenen öffentlichen Fahndungsauf-
ruf enthalten. Im Beschluss wurde der Tatverdacht gegen den 
Beschwerdeführer allein auf den anonymen Hinweis gestützt. 

Die Durchsuchung hat gegen Art. 13 GG verstoßen, weil sie 
ohne einen zureichenden Anfangsverdacht erfolgte. Zwar kann 
dieser grundsätzlich auch durch anonyme Hinweise begrün-
det werden. Diese müssen aber von beträchtlicher sachlicher 
Qualität sein. Daran fehlte es hier. Der Hinweisgeber bezog 
sich ausschließlich auf Tatsachen, die durch den öffentlichen 
Fahndungsaufruf bereits allgemein bekannt waren. Damit ver-
lor die anonyme Anzeige aber nahezu ihr gesamtes Gewicht, 
denn es war möglich, wenn nicht sogar naheliegend, dass hier 

ein Unbekannter den Beschwerdeführer zu Unrecht denunzie-
ren wollte. Die Polizei und StA hätten auch dafür Sorge tra-
gen müssen, dass der öffentliche Fahndungsaufruf umgehend 
zu den Akten genommen wird, damit er dem Ermittlungsrichter 
bei seiner Entscheidung vorliegt. Dass dies nicht geschehen ist, 
begründet einen schwerwiegenden Verstoß gegen das Prinzip 
der Aktenvollständigkeit, der eine ordnungsgemäße Prüfung 
durch den Ermittlungsrichter vereitelt hat. (BVerfG, Beschl. v. 
14.7.2016 – 2 BvR 2474/14)

§§ 103, 105 StPO – Durchsuchung bei Dritten; hier: 
Bekanntgabe und Begründung von Ermittlungsmaßnah-
men. Dem von einer Durchsuchungsmaßnahme nach § 103 StPO 
betroffenen Dritten ist grundsätzlich bei Vollzug der Maßnahme 
eine Ausfertigung des Anordnungsbeschlusses mit vollständiger 
Begründung auszuhändigen. Die Bekanntgabe der (vollständi-
gen) Gründe kann in Ausnahmefällen bei einer Gefährdung des 
Untersuchungserfolgs oder entgegenstehender schutzwürdiger 
Belange des Beschuldigten vorläufig zurückgestellt werden. Die 
Zurückstellung der Bekanntgabe umfasst jedoch im Regelfall 
nicht die Mitteilung der Tatsachen, aus denen sich die Wahr-
scheinlichkeit ergibt, dass sich die gesuchten Gegenstände 
in den Räumlichkeiten des Drittbetroffenen befinden. (BGH, 
Beschl. v. 28.6.2017 – 1 BGs 148/17)

§ 147 Abs. 4 S. 2 StPO – Akteneinsicht; hier: Akteneinsicht 
in Datenträger mit TKÜ-Aufzeichnungen. Datenträger mit TKÜ-
Aufzeichnungen stellen verkörperte Kopien dar, die nicht – aus 
Gründen des Substanz- und Integritätsschutzes von Beweisstücken 
– dem Mitgabeverbot unterliegen. Durch die Übergabe eines Daten-
trägers mit TKÜ-Aufzeichnungen seitens der StA an das Gericht 
werden diese Aktenbestandteile. Kopien eines solchen Datenträ-
gers sind herausgabefähige Beweisstücke und können als Unterfall 
der Akteneinsicht dem Verteidiger ausgehändigt werden. 

Das bloße Zugänglichmachung von TKÜ-Aufzeichnungen in 
den Räumen des Polizeipräsidiums verstößt grundsätzlich gegen 
den Grundsatz des fairen Verfahrens, da dies eine Benachtei-
ligung des Gerichtes und der StA bedeute; notwendige Mög-
lichkeit zur Kenntnisnahme. (OLG Zweibrücken, Beschl. v. 
10.1.2017 – 1 Ws 348/16)

§§ 249, 250 StPO – Grundsatz der persönlichen Vernehmung; 
hier: Verlesung von Daten aus einem Mobiltelefon oder einer 
SIM-Karte. Liest ein Sachverständiger mit Hilfe eines Anwen-
dungsprogramms (gelöschte) Daten aus einem Handy oder einer 
SIM-Karte aus, die ansonsten nicht zu ermitteln gewesen wären, 
verstößt die Verlesung allein des die Datengewinnung dokumen-
tierenden Extraktionsberichts und der einzelnen aufgefundenen 
Daten nicht gegen den Unmittelbarkeitsgrundsatz (§ 250 StPO), 
auch wenn der Sachverständige selbst nicht angehört worden ist. 
(BGH, Beschl. v. 29.6.2016 – 2 StR 492/15)

III Sonstiges

Eine informative Darstellung zum Thema: „Die strafprozes-
suale Quellen-TKÜ und Online-Durchsuchung: Elektronische 
Überwachungsmaßnahmen mit Risiken für Beschuldigte und die 
Allgemeinheit“ von Prof. Dr. Frederik Roggan finden Sie in dem 
StV 12/2017, S. 821-829.

BGH moniert Beweiswürdigung des LG Berlin und kippt Mord-
urteil für Raser; Urteil v. 1.3.2018 – 4 StR 399/17; 4 StR 
311/17; 4 StR 158/17; erneute Verurteilung wegen Mordes ist 
möglich, wohl aber unwahrscheinlich.  
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Aktuelles aus dem Netz

Von KHK Christian Zwick, Ludwigshafen

Wenn der Drogendealer an der Ecke im Darknet ist

Die erste Weltkarte des globalen Onlinegeschäfts mit Betäu-
bungsmitteln zeigt, dass es sich vom Offlinehandel kaum 
unterscheidet. Mehr: https://www.heise.de/tr/artikel/Wenn-
der-Drogendealer-an-der-Ecke-im-Darknet-ist-3940807.html, 
Meldung vom 23.1.2018.

Vorratsdatenspeicherung: Warum Provider 
keine Verdächtigen mehr orten wollen 

Müssen Telekomprovider den Strafverfolgern noch bei der 
Ortung von Verdächtigen helfen? Nach der faktischen Ausset-
zung der Vorratsdatenspeicherung durch die Bundesnetzagentur 
gibt es Streit zwischen Strafverfolgungsbehörden und Telekom-
munikationsprovidern über die Herausgabe von Standortdaten. 
Während Staatsanwälte schon mit Anzeigen gegen verantwort-
liche Manager drohen, verteidigen die Deutsche Telekom und 
Vodafone ihr Vorgehen und bezeichnen die Vorwürfe als „star-
ker Tobak“. Mehr: https://www.golem.de/news/vorratsdaten-
speicherung-warum-provider-keine-verdaechtigen-mehr-orten-
wollen-1804-133648-2.html, Meldung vom 3.4.2018.

1.1.1.1: Cloudflare bietet datenschutzfreundli-
chen DNS-Dienst

Eine öffentliche Namensauflösung unter einer leicht zu merken-
den IP-Adresse soll mehr Tempo und vor allem mehr Privatsphäre 
bringen. Cloudflare will keine Daten speichern und das betagte 
DNS-Protokoll sicherer machen. […] Wer die Adresse 1.1.1.1 in 
seinen Browser eingibt, erhält auf einer auch in Deutsch ver-
fügbaren Website weitere Informationen zu dem Projekt sowie 
– für technisch wenig versierte Nutzer – eine Anleitung zum 
Hinterlegen der Resolver-Adresse in der eigenen Netzverbin-
dung. Mehr: https://www.heise.de/newsticker/meldung/1-
1-1-1-Cloudflare-bietet-datenschutzfreundlichen-und-schnellen-
DNS-Dienst-4009673.html, Meldung vom 2.4.2018.

Bundesnetzagentur: Ortungsgeräte mit Abhör-
funktion müssen vernichtet werden

Mit Kinder-Smartwatches, Trackern und verwandten Geräten 
wissen Sie immer, wo sich die Kinder gerade aufhalten. Das 
soll die Kinder vor möglichen Gefahren zu schützen. Einige 
Modelle gingen aber noch einen Schritt weiter und ermöglich-
ten es, das Kind und seine Umgebung heimlich abzuhören. Die 

Bundesnetzagentur hat solche Geräte bereits im November 2017 
verboten, was ab sofort umgesetzt wird. Mehr: https://www.
pcwelt.de/a/bundesnetzagentur-verbietet-smartwatches-fuer-
kinder,3448822, Meldung vom 9.4.2018.

Sicher Löschen: Daten von Festplatten, SSDs 
und Handys entfernen 

Vor dem Verkauf von gebrauchter Hardware sollte man sicherge-
hen, dass wirklich alle persönlichen Daten darauf entfernt wur-
den. Betriebssysteme wie Windows schützen allerdings recht 
gut vor Datenverlust und machen es damit schwer, Daten wirk-
lich sicher zu entfernen. […] Wir zeigen, wie Sie ihre Daten auf 
Festplatten, SSDs, Smartphones und weiteren Geräten sicher 
beseitigen oder auch professionell vernichten lassen. Mehr: 
https://www.heise.de/ct/artikel/Sicher-Loeschen-Daten-von-
Festplatten-SSDs-und-Handys-entfernen-3891831.html, Mel-
dung vom 29.11.2017.

Auf diese Technologien stehen Digitalisierungs-
entscheider und Chefs

Drei Viertel der Unternehmen im deutschsprachigen Raum 
haben sich durch die Digitalisierung maßgeblich verändert. 
Zu diesem Schluss kommt zumindest die Studie „Digital Value 
2018 – der Beitrag der Digitalisierung zur Wertschöpfung“ der 
Management-Beratung Horváth und Partners, für die sie rund 
200 Entscheider auf C- und C-1-Level sowie im Digitalisierungs-
bereich befragt hat.[…] Die derzeit am weitesten verbreite-
ten Technologien seien Cloud-Lösungen und Virtual Services. 
Für die Zukunft setzten die Unternehmen „in erster Linie auf 
Big-Data-Lösungen“. Mehr: https://t3n.de/news/digital-value-
technologien-1004091/, Meldung vom 1.4.2018.

eCall: Notfallsystem für neue Fahrzeugmodelle 
in der EU 

Alle neuen Automodelle in Europa werden ab Ende März mit 
dem Notfallsystem eCall ausgestattet, das nach einem Unfall 
über sogenannte Crash-Sensoren und die Steuerung der Air-
bags automatisch den europaweit geltenden Notruf 112 wählt 
und Standort inkl. Fahrtrichtung (wichtig bei Autobahn-Unfäl-
len) des Fahrzeugs via Satellit übermittelt. Mehr: https://
www.heise.de/newsticker/meldung/eCall-Notfallsystem-fuer-
neue-Fahrzeugmodelle-in-der-EU-4009432.html, Meldung vom 
1.4.2018.
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Gewerkschaftspolitische 
Nachrichten

Von Sascha Braun, GdP Bundesvorstand, Berlin

I  Videoüberwachung öffentlich zugänglicher 
Bereiche

Einleitung

Die Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Bereiche hat 
einen hohen Stellenwert in der gesellschaftlichen Debatte über 
innere Sicherheit. Die Bedeutung der Videoüberwachung nimmt 
auch deshalb zu, weil in der heutigen Mediengesellschaft her-
ausragende Kriminalfälle nicht selten dadurch gelöst werden, 
dass Bilder der Tat und der Tatverdächtigen aus Videoüberwa-
chung in den Medien gezeigt werden. Die Dingfestmachung tat-
verdächtiger Personen wird zu Recht mit diesen veröffentlich-
ten Videosequenzen in Verbindung gebracht. Daraus entsteht 
der besondere Druck, die Videoüberwachung im öffentlichen 
Raum, aber auch in den Bereichen des öffentlichen Personen-
nahverkehrs oder anderer neuralgischer Infrastrukturen, zu 
erhöhen. Die technische Qualität von Videoüberwachung wird 
deutlich besser. Hochauflösende Kameras und dahinterliegende 
vernetzte elektronische Datenverarbeitung machen es heute 
möglich, auch das Mittel der Gesichtserkennung zu gefahrenab-
wehrenden oder strafverfolgenden Zwecken einzusetzen. Ange-
sichts des rasanten technischen Fortschritts sind alle gesell-
schaftlichen Akteure im Bereich der inneren Sicherheit aufge-
fordert, vor allem über die rechtlichen und ethischen Grenzen 
einzusetzender Technik zu beraten und Grenzen zu definieren. 

Rechtlicher Rahmen

Nach ständiger Rechtsprechung greift jede Videoüberwachung in das 
individuelle Recht auf informationelle Selbstbestimmung ein. Bei 
der offenen Videoüberwachung an öffentlichen Orten handelt es sich 
um einen schwerwiegenden Eingriff in das Datenschutzgrundrecht, 
weil diese Form der Überwachung eine große Streubreite entfaltet 
und Personen von polizeilichen Maßnahmen erfasst werden, die 
keine Störer sind. Das BVerfG hat schon eine bloße Kamera-Monitor-
Übertragung als intensiven Grund-rechtseingriff bewertet, weil der 
Betroffene davon abgehalten werden könnte, seine Grundrechte 
wahrzunehmen. Indes muss der Staat ein Mindestmaß von Sicher-
heit gewährleisten, indem Straftaten bekämpft und spezielle indi-
viduelle Rechtsgüter geschützt werden. Schutz genießen auch die 
Einrichtungen des Staates sowie die Orte besonderer Infrastruktur. 
Eine Handlungspflicht trifft den Staat auch dort, wo eine Vielzahl 
von Personen durch Kriminalität bedroht ist. Das Datenschutzgrund-
recht wird aus den vorgenannten Erwägungen nicht schrankenlos 
gewährleistet. Beschränkungen, wie Videoüberwachung, bedürfen 
aber einer verfassungsmäßigen gesetzlichen Grundlage, die dem ver-
fassungsrechtlichen Gebot der Normenklarheit und dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit entsprechen muss (BVerfG). Nach Art. 70 
Abs. 1 GG verfügen die Länder über das Recht der Gesetzgebung, 
soweit die Gesetzgebungsbefugnis nicht dem Bund zugewiesen ist. 
Der Einsatz von Videotechnik für die öffentliche Sicherheit ist nur 
dann zulässig, wenn der Einsatz an eine konkret erhöhte Gefahren-
situation geknüpft wird, Art und Ausmaß der Speicherung restriktiv 
geregelt ist und eine kurze Speicherung gewährleistet wird. 

Soweit an öffentlich zugänglichen Orten wiederholt Straftaten 
begangen worden sind und Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass dort auch künftig mit der Begehung von Straftaten 
zu rechnen ist, dient die offene Beobachtung dieser Orte mit-
tels Bildübertragung und -aufzeichnung der Verhinderung von 
Straftaten. Die offene ausgewiesene Beobachtung soll potenti-
elle Straftäter von vornherein von der Begehung einer Straftat 
abschrecken und diese dadurch verhindern. Zur Abschreckung 
gehört ebenfalls die Bildaufzeichnung. Sie erhöht die Effektivi-
tät der Abschreckung, weil der potentielle Täter damit rechnen 
muss, dass seine Tat aufgezeichnet wird und die Aufzeichnung 
nicht nur für seine Identifizierung, sondern auch als Beweismit-
tel in einem Strafverfahren zur Verfügung stehen wird. Die Beob-
achtung ermöglicht es zudem, den damit betrauten Beamten, 
sich an-bahnende Gefahrenlagen, aus denen sich typischerweise 
Straftaten entwickeln können, rechtzeitig zu erkennen und 
Beamte vor Ort gezielt einzusetzen (BVerwG, Juni 2010).

Gesichtserkennung

Bei der Gesichtserkennung im öffentlichen Raum handelt es sich 
um einen besonders schwerwiegenden Grundrechtseingriff, weil 
eine Vielzahl von Personen anlasslos individuell erfasst und auf der 
Basis von in den Polizeibehörden vorhandenen Daten abgeprüft 
werden. Dieser schwerwiegende Grundrechtseingriff kann nur 
gerechtfertigt sein, wenn er der Aufklärung oder der Verhinderung 
schwerster Straftaten dient. Bei der vorzunehmenden Abwägung 
zwischen dem intensiven Grundrechtseingriff und dem staatlichen 
Auftrag zur Verhinderung schwerster Straftaten ist im Ergebnis 
darauf abzustellen, dass eine Gesichtserkennung nur an besonders 
gefährdeten Orten stattfinden kann. Zu diesen Orten zählt die GdP 
vor allem Orte des öffentlichen Personennahverkehrs, des Flug-
verkehrs und besonderer staatlicher Einrichtungen. Darüber hin-
aus kann Gesichtserkennung präventiv wirken, wenn sie zeitlich 
eng begrenzt an Orten installiert wird, die aufgrund einer sorg-
fältig und umfassend vorgenommenen Gefährdungsbeurteilung als 
besonders gefährdet bewertet werden, z.B. Fußballstadien.

Positionen der GdP

1) Videoüberwachung ist rechtlich zulässig, technisch umsetz-
bar und auch polizeilich sinnvoll. Sie erfolgt in Umsetzung 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung nur an Orten, die 
aufgrund der stets vorzunehmenden Lagebeurteilung (retro-
grade Auswertung von Straftaten und Gefahrenlagen sowie 
darauf basierende Gefahrenprognose) als gefährliche Orte 
bewertet werden sowie an gefährdeten Orten.

2) Eine Ausweitung der Videoüberwachung kann nur für sol-
che Orte erfolgen, die als gefährliche Orte zu bewerten sind. 
Dabei sind stets besondere Erkenntnisse aus der Bekämpfung 
des Terrorismus zu berücksichtigen. Es kann daher geboten 
sein, zeitlich eng befristet, Orte videografisch zu überwa-
chen, die ohne die besonderen Umstände nicht dauerhaft 
überwacht werden, z.B. Weihnachtsmärkte. 
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3) Eine flächendeckende Überwachung von Stadtteilen ohne 
Berücksichtigung spezieller Gefährdungsbeurteilungen lehnt 
die GdP ab. Ebenso lehnt die GdP eine flächendeckende Ins-
tallation von Gesichtserkennung ab. Gesichtserkennung darf 
nur an Orten eingesetzt werden, die ein besonders hohes 
Gefährdungspotential haben.

4) Die denkbare Ausweitung der Videoüberwachung auf weitere 
gefährliche Orte setzt allerdings voraus, dass das Bildmate-
rial auf Polizeiwachen übertragen wird, wo genügend Kräfte 
vorhanden sein müssen, die sowohl lageangemessen inter-
venieren als auch strafverfolgend wirken können. Dafür ist 
zusätzliches Personal notwendig.

II Weitere Positionen der GdP

Zentralisierung des Verfassungsschutzes wird 
abgelehnt 

Die GdP lehnt als Konsequenz aus dem Fall Amri eine Zentralisie-
rung der Verfassungsschutzbehörden in Deutschland ab. Aus Sicht 
der Gewerkschaft hat sich die föderale Struktur bewährt. Das zeigt 
schon ein Vergleich mit Frankreich: „Die Terrorabwehr funktioniert 
dort nicht besser als bei uns, obwohl die Sicherheitsbehörden zent-
ralistisch organisiert sind“, betont der Bundevorsitzende der GdP, 
Oliver Malchow. Nach Vorstellung der GdP sollte der Bund analog 
des Bundeskriminalamtes die Arbeit der Behörden stärker koor-
dinieren, aber weitere Weisungsbefugnisse auf Bundesebene wür-
den wohl nicht für mehr Sicherheit sorgen. Wichtiger ist es, die 
Kooperations- und Kommunikationsstrukturen zu optimieren. Die 

jeweiligen Bundesländer haben vor Ort bessere Möglichkeiten, ver-
fassungsschutzbezogene Erkenntnisse zu erlangen. Die GdP ver-
tritt die Auffassung, dass der föderale Aufbau der Bundesrepublik 
auch im Bereich der Sicherheitsarchitektur nicht aufgegeben wer-
den sollte; dafür muss sich zur Struktur von Bundesbehörden und 
sechzehn Landesbehörden bekannt werden. Die dabei entstehen-
den Schnitt- und Nahtstellen zwischen den einzelnen Behörden 
dürfen nicht als Schwachstellen betrachtet werden.

GdP zu vermehrten Messerangriffen

Ein Messer als Waffe eingesetzt birgt ein enormes Verletzungsri-
siko. Jedem, der ein Messer zieht, müsste klar sein, dass er womög-
lich den Tod seines Gegenübers billigend in Kauf nimmt. Dieses 
Bewusstsein ist jedoch offenbar bei vielen Straftätern, die ein Mes-
ser einsetzen, nicht vorhanden. Nach Auffassung der GdP helfen 
Strafverschärfungen nicht, dass Problem des Messertragens und 
des aggressiven Messerbenutzens zu lösen. Staat, Schulen, Eltern-
häuser, andere soziale Akteure; jeder könnte und sollte daran 
mitwirken, friedliche und konstruktive Konfliktlösungen anderen 
Menschen nahezubringen. Es ist eine gemeinsame Aufgabe, Men-
schen davon zu überzeugen, dass ein Messer kein Argument und 
auch kein Merkmal persönlicher Stärke ist. Es gilt: Messer machen 
Mörder! Im Zuge der deutlich zunehmenden Anzahl von Meldun-
gen über Messerangriffe mit oft gravierenden Folgen für die Opfer 
möchte die GdP jetzt wissen, wie oft Messer tatsächlich als Waffe 
eingesetzt werden. Dazu gibt es bundesweit keine zusammenfas-
senden Zahlen. Ein aussagekräftiges Lagebild wäre angesichts der 
jüngsten schockierenden Taten also dringend notwendig.

REZENSION
Beweisrecht der StPO, 
Spezialkommentar. 
10. Auflage 2017

Der Kommentar zum Beweisrecht 
der StPO ist ein fester Bestand-
teil der juristischen Literatur. 
Er behandelt alle Fragen zu die-
sem Themenkreis und verbindet 
dabei die juristischen Erläuterun-
gen mit naturwissenschaftlichen, 
medizinischen, psychologischen 

sowie technischen Informationen. Die besondere Faktenfülle 
führt themenbezogen deutlich über die Darstellungen anderer 
Kommentare und Lehrbücher zur StPO hinaus.
Der Herausgeber und Autor Dr. Ulrich Eisenberg ist nach rechts-
wissenschaftlichem Studium, Promotion und Habilitation 
1976 zum ordentlichen Professor für Strafrecht, Kriminologie, 
Jugendstrafrecht und Strafvollzug an der Freien Universität 
Berlin berufen und 2007 emeritiert worden. Er ist durch seine 
zahlreichen Publikationen der Fachöffentlichkeit bekannt.
Der Spezialkommentar besteht aus fünf Teilen und beinhaltet 
Beweisgrundsätze, Beweisantrag, Beweisverbote und Bewei-
stransfer zwischen EU-Staaten (Teil 1), Rechte des Beschul-
digten einschließlich der Bewertung von Vernehmungstech-
niken (Teil 2), Rechte und Pflichten des Zeugen, Kriterien 
seiner Aussagefähigkeit und Glaubwürdigkeit (Teil 3), den 
Einsatz von Sachverständigen (Teil 4) sowie Vorschriften und 
praxisrelevante Rechtsfragen zu Beweisen (Teil 5).

Die Neuauflage verarbeitet alle aktuellen Gesetzesänderungen 
bis zum August 2017, so etwa das 3. Opferrechtsreformgesetz 
nebst dem Gesetz über die psychosoziale Prozessbegleitung, 
die Neuregelungen zur Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus, die Reform der strafrechtlichen Vermö-
gensabschöpfung, das Gesetz zur Einführung der elektroni-
schen Akte in Strafsachen und das Gesetz zur effektiveren 
und praxistauglicheren Ausgestaltung des Strafverfahrens. 
Dabei sind diese Änderungen zumindest zum Teil auch für 
den Polizeivollzugsdienst von besonderer Relevanz.
Inhaltlich überzeugt die überarbeitete Kommentierung wie 
gewohnt auf ganzer Linie. Durch ihre sehr gute Struktu-
rierung schafft sie in kurzer Zeit einen umfassenden Über-
blick, verliert sich aber nicht in verzichtbaren Einzelmei-
nungen aus Rechtsprechung und Literatur. 
Aufgrund der Informationsfülle, Zuverlässigkeit und Aktu-
alität stellt das Standardwerk eine wichtige Grundlage für 
eine professionelle Arbeit in Theorie und Praxis dar.
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